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Kurzfassung 

Das Risikomanagement im staatlichen Sektor weist im Vergleich zum erwerbs-

wirtschaftlichen Sektor einen Nachholbedarf auf. Eine Interne Revision kann bedeutende 

Wertbeiträge zum Risikomanagement erbringen und so auf diesen Bedarf reagieren. Dazu 

stehen ihr verschiedene Rollen offen. Die vorliegende Arbeit beschreibt die von den 

Internen Revisionen der österreichischen Bundesverwaltung im Risikomanagement 

wahrgenommenen Rollen und untersucht beeinflussende Rahmenbedingungen. 

Geschäftseinteilungen von zehn Bundesministerien und zehn Interviews mit leitenden 

Funktionär*innen der Internen Revisionen dieser Bundesministerien wurden in eine 

vergleichende Fallstudie einbezogen und mit einer inhaltlich strukturierenden qualitativen 

Inhaltsanalyse ausgewertet. Die Ergebnisse zeigen, dass alle Internen Revisionen in einer 

prüfenden und in einer beratenden Rolle Wertbeiträge zum Risikomanagement leisten, 

jedoch in unterschiedlichen Ausgestaltungen. In einer weiten Perspektive auf das 

Risikomanagement, die alle Governance-Funktionen einbezieht, nimmt die deutliche 

Mehrzahl an Internen Revisionen auch eine integrierende Rolle im Risikomanagement 

wahr. Für die Praxis liefern die Ergebnisse Hinweise auf Rahmenbedingungen, die 

weitergehende Wertbeiträge der Internen Revisionen im Risikomanagement begünstigen 

können. Die vorliegende Arbeit leistet einen Beitrag zur bestehenden Literatur, indem sie 

erstmalig die Rollen beschreibt, die Interne Revisionen der österreichischen Bundes-

verwaltung im Risikomanagement wahrnehmen. Weiters schlägt sie eine modellhafte 

Anordnung von Bestimmungselementen für die Erfüllung dieser Rollen vor. 
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Abstract 

Risk management in the public sector faces a need to make up leeway on the status in the 

private sector. An internal audit unit can add significant value to risk management and thus 

respond to this need. For this, it can take on various roles. The present thesis describes 

the roles carried out by internal audit units within the Austrian Federal Administration in risk 

management and examines influential framework conditions. Documents on the task 

distribution of ten Federal Ministries and ten interviews with leading officials of these 

ministries’ internal audit units were included in a comparative case study and analysed 

using a content-structuring qualitative content analysis. The findings indicate that all 

internal audit units make value contributions to risk management in both an auditing and 

an advisory role, however, in different forms. In a broad perspective on risk management 

including all governance functions, most internal audit units also fulfil an integrating role in 

risk management. The findings have a practical implication by providing indications of 

framework conditions that can promote further value propositions of internal audit units to 

risk management. Moreover, the present thesis contributes to literature by being the first 

research describing the roles of internal audit units within the Austrian Federal 

Administration in risk management. Furthermore, a model-based arrangement of factors 

determining the fulfilment of these roles is proposed. 
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1. Einleitung 

Die Aufgabenstellung des Staates, das Gemeinwohl zu gewährleisten, ist mit Risiken 

verbunden, mit denen kaum eine andere Organisation konfrontiert ist (Smith & Toft, 1998). 

Werden im staatlichen Sektor Risiken schlagend, sind die Auswirkungen oft drastisch und 

treffen auch Gesellschaftsschichten, die sich selbst nicht schützen können (Scholz et al., 

2009). Naheliegend wäre es daher, dass im staatlichen Sektor ein Risikomanagement 

betrieben wird, das zumindest den im erwerbswirtschaftlichen Sektor etablierten Standards 

entspricht. Theuermann et al. (2017) stellen allerdings für das Risikomanagement der 

österreichischen Bundesverwaltung einen Aufholbedarf gegenüber dem privatwirt-

schaftlichen Sektor fest und auch der Rechnungshof Österreich (2020) bemängelt, dass in 

Ministerien der Einsatz von Risikomanagement als Führungs- und Managementinstrument 

nur eine geringe Akzeptanz findet. 

 

Die Interne Revision wird ebenso wie das Risikomanagement als eine Funktion im 

Führungs- und Überwachungssystem einer Organisation verstanden (Freidank & 

Pasternack, 2011; Welge & Eulerich, 2014). Nach ihren Berufsgrundlagen zählt die 

Bewertung und Verbesserung des Risikomanagements einer Organisation zu ihren 

Aufgabenstellungen (Deutsches Institut für Interne Revision [DIIR], 2019). Abhängig vom 

Entwicklungsstand des Risikomanagements kann eine Interne Revision unterschiedlich 

umfangreiche Unterstützungsleistungen zu dessen Verbesserung erbringen (The Institute 

of Internal Auditors Research Foundation [IIARF], 2011). Jüngere Fachbeiträge weisen 

diesbezüglich auf die Vorteile einer Zusammenarbeit zwischen Interner Revision und 

Risikomanagement hin (DIIR, 2020; Schubiger et al., 2021). Sie halten auch eine 

Integration beider Funktionen unter dem Dach der Internen Revision für möglich, wenn 

Vorkehrungen getroffen werden, um Interessenskonflikte bei der Durchführung von 

Revisionen zu vermeiden (DIIR & Risk Management & Rating Association [RMA], 2020).  

 

Nur wenige Literaturbeiträge befassen sich bisher mit den Rollen, die eine Interne Revision 

im Risikomanagement wahrnimmt (Carcello et al., 2020) und für die österreichische 

Bundesverwaltung sind bislang keine Forschungsergebnisse auf diesem Gebiet bekannt. 

Die vorliegende Arbeit soll Beiträge zum Risikomanagement aufzeigen, die Interne 

Revisionen in der Bundesverwaltung bereits erbringen und so von ihr geschaffene 

Mehrwerte sichtbar machen. Eine Bestandsaufnahme der Literatur und Vergleiche 

zwischen den einzelnen Ressorts der österreichischen Bundesverwaltung sollen Hinweise 

auf Entwicklungsmöglichkeiten in der Rollenwahrnehmung der Internen Revision im 

Risikomanagement liefern. Erkenntnisse über Faktoren, die diese Rollenwahrnehmung 

maßgeblich beeinflussen, könnten darüber hinaus konkrete Ansatzpunkte für die 

Gestaltung des Zusammenwirkens der beiden Funktionen im Führungs- und Über-

wachungssystem eines Bundesministeriums ergeben. 

 

Vor diesem Hintergrund setzt sich die vorliegende Arbeit das Ziel, die von den Internen 

Revisionen in der österreichischen Bundesverwaltung wahrgenommenen Rollen im Risiko-

management zu beschreiben und zu untersuchen, welche Rahmenbedingungen für die 
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Gestaltung dieser Rollen maßgeblich sind. Diese Zielsetzung kommt in folgender 

Forschungsfrage zum Ausdruck:  

 

Welche Rollen nimmt die Interne Revision in der österreichischen Bundesverwaltung im 

Risikomanagement wahr und welche Rahmenbedingungen sind für die Gestaltung dieser 

Rollen maßgeblich? 

 

Um Phänomene in Organisationen zu beschreiben, sind qualitative Methoden gebräuchlich 

(Rosenstiel, 2017). Die angeführte Forschungsfrage wird daher auf Basis der Ergebnisse 

aus einer vergleichenden Fallstudie beantwortet, die zehn Interviews mit leitenden 

Funktionär*innen aus Internen Revisionen von zehn Bundesministerien umfasst. Neben 

den erteilten Auskünften bilden die Geschäftseinteilungen dieser zehn Bundesministerien 

das Untersuchungsmaterial. Die zusätzliche Analyse der Geschäftseinteilungen erlaubte 

eine Triangulation von Daten und Methoden am Fall (Flick, 2014, 2017b) und erweiterte so 

die Möglichkeiten des Erkenntnisgewinnes. Das Untersuchungsmaterial wurde mit einer 

inhaltlich strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2018) ausgewertet. 

Eine aus der Bestandsaufnahme der Literatur erarbeitete, modellhafte Anordnung von 

Bestimmungselementen für die Rollen einer Internen Revision im Risikomanagement 

strukturierte die durchgeführte Untersuchung und gliedert auch die Darstellung der 

Forschungsergebnisse. 

 

Die vorliegende Arbeit ist in acht Kapitel unterteilt. Nach diesem ersten und einleitenden 

Kapitel erläutert das zweite Kapitel die Problemstellung, von der die durchgeführte 

Forschung ausgeht. Das dritte Kapitel befasst sich mit der Literatur zum Verständnis des 

Gemeinwesens Staat, seinen Aufgaben und seiner Verwaltung. Es stellt ein Konzept zur 

Strukturierung des staatlichen Risikoportfolios vor und vergleicht, ausgehend von einer 

Darstellung der Entwicklung des Risikomanagements, den Umsetzungsstand in den 

staatlichen Verwaltungen der deutschsprachigen Länder. Dazu notwendige Begriffe 

werden im Verlauf des Kapitels definiert. In gleicher Weise befasst sich das vierte Kapitel 

mit dem Verständnis zur Internen Revision. Anhand der Literatur werden allgemein 

anerkannte Konzepte zur Internen Revision ebenso vorgestellt, wie die im Detail oft 

verschiedenen Sichtweisen auf ihre Tätigkeitsfelder. Bevor das Kapitel Verbindungslinien 

zwischen Interner Revision und Risikomanagement zeichnet, geht es näher auf die 

Entwicklung der Internen Revision in der österreichischen Bundesverwaltung ein. In einem 

Zwischenfazit fasst es die Erkenntnisse aus der Bestandsaufnahme der Literatur 

zusammen und leitet daraus ein Modell zur Systematisierung von Bestimmungselementen 

für die Rollen der Internen Revision im Risikomanagement ab. Nach dieser Grundlegung 

wird im anschließenden fünften Kapitel das methodische Vorgehen zur Beantwortung der 

Forschungsfrage erläutert. Das sechste Kapitel präsentiert die Ergebnisse aus der 

Forschungsarbeit, die anschließend im siebten Kapitel im Lichte der Literatur diskutiert 

werden. Im Zuge dieser Diskussion wird die Forschungsfrage beantwortet. Das 

abschließende achte Kapitel fasst die vorliegende Arbeit zusammen und gibt einen 

Ausblick auf zu erwartende Entwicklungen. 
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2. Ausgangspunkt der Forschungsarbeit 

Aufgabe des Staates ist es, das Gemeinwohl zu gewährleisten (Rammstedt, 2020). Er ist 

dabei mit einem Risikoportfolio konfrontiert, das in dieser Breite kaum von Organisationen 

in anderen Sektoren gesteuert werden muss (Smith & Toft, 1998) und steht in einer zwei-

fachen Verantwortung. Einerseits wird vom Staat erwartet, dass er für Risiken vorsorgt, die 

zeitlich oft nicht eingrenzbar sind, sich nicht an Staatsgrenzen halten und ganze 

Gesellschaftssysteme gefährden können (Renn et al., 2007). Andererseits ist er durch sein 

Handeln und Nicht-Handeln möglicher Verursacher von Risiken (Smith & Toft, 1998).  

 

Diese zweifache Verantwortung zeigte sich in der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009. 

Sie nahm im wenig regulierten Finanzsystem der Vereinigten Staaten von Amerika ihren 

Ausgang, erfasste spätestens ab dem Jahr 2008 weltweit die Realwirtschaft und bedrohte 

die sozialen Sicherungssysteme (Sesselmeier et al., 2009). Alleinig die Institution Staat 

war in der Lage zu handeln (Streeck, 2010). Die Interventionen der Staaten schränkten 

jedoch ihre finanzielle Handlungsfähigkeit auf Jahre hinaus ein (Streeck, 2010) und führten 

für Griechenland, Portugal, und Irland zu ernsthaften Problemen, sich am Kapitalmarkt zu 

refinanzieren (Bofinger, 2020). Aufgrund dieser Erfahrung haben die an der Europäischen 

Union teilnehmenden Länder unter anderem mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 

Mechanismen beschlossen, um künftig derartige Szenarien zu vermeiden (Bofinger, 2020). 

Mit einem „präventiven Arm“, der Berichte der Staaten zu ihren mittelfristigen Haushalts-

zielen einfordert, und mit einem „korrektiven Arm“, der ein besonderes Verfahren und 

Sanktionen bei einem übermäßigen Defizit eines Landes vorsieht, soll die Staatsver-

schuldung in engen Grenzen gehalten werden (Bofinger, 2020). Ein zweites, aktuelleres 

Beispiel ist die globale Ausbreitung des im Jahr 2019 erstmals in China aufgetretenen 

neuartigen Coronavirus (Weber & Wille, 2020). Die Staaten waren darauf unterschiedlich 

vorbereitet (Arnetz & Wild, 2020). Das Management zwischen den in mehreren Wellen 

auftretenden Krisensituationen wirkte phasenweise unkoordiniert und unterlag teilweise 

drastischen Fehlbewertungen von Risikoinformationen (John & Mittelstaedt, 2021). Die zur 

Eindämmung der Krisensituationen unternommenen Maßnahmen waren mit gravierenden 

persönlichen und gesellschaftlichen Beeinträchtigungen verbunden (Blagov et al., 2020; 

Willems et al., 2020) und führten zu einer „Disruption des gesellschaftlichen Lebens“ 

(Heinze, 2020, S. 1). Als Folge dieser Erfahrung richtete die Europäische Kommission die 

Health Emergency Preparedness and Response Authority (HERA) ein, eine Behörde, die 

mit der Krisenvorsorge für gesundheitliche Notlagen und mit der Reaktion darauf betraut 

ist (Europäische Kommission, 2021). Die Intensivierung von Vorsorgemaßnahmen erst aus 

gezogenen Lehren weist auf ein offenbar noch schwach ausgeprägtes Risikomanagement 

in den Staaten hin. Sie werden zunehmend vorausschauende Antworten auf steigende 

Unsicherheiten durch makro-ökonomische und geopolitische Risiken wie Handelskriege, 

Revolutionen, Terrorismus, Klimawandel (European Confederation of Institutes of Internal 

Auditing, 2020, 2021), und grenzüberschreitende Auswirkungen von Katastrophenfällen 

(Stember, 2011) finden müssen. 

 

Gleichzeitig mit dem Management von makroökonomischen und geopolitischen Risiken 

sind die staatlichen Institutionen gefordert, ihre innere Verwaltung möglichst effektiv und 
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effizient durchzuführen und dabei Risiken zu vermeiden und sich bietende Chancen zu 

nutzen (Budäus & Hilgers, 2009). Diese Risiken und Chancen gewinnen durch einen 

globalisierten Wettbewerb, in dem die öffentliche Verwaltung zu einem Standortfaktor 

geworden ist, an Bedeutung (Theuermann, 2018). Der Einsatz neuer technologischer 

Möglichkeiten im Sinne eines „Open Government“ (Krabina, 2011) kann beispielhaft dafür 

angeführt werden. Die Verwendung digitaler Technologien, insbesondere von web-

basierten Anwendungen, kann den Zugang zu Informationen staatlicher Institutionen 

verbessern und die Bereitstellung staatlicher Leistungen effizienter gestalten (Cavalheiro 

& Joia, 2012; Yera et al., 2020). Untersuchungen von Yera et al. (2020) geben aber ebenso 

Hinweise darauf, dass die Bereitstellung staatlicher Leistungen unter Verwendung digitaler 

Technologien den Zugang zu diesen Leistungen für Individuen oder Gesellschafts-

schichten erschweren kann oder sie gänzlich davon ausschließt. E-Government Initiativen 

bedeuten überdies oft tiefgreifende Veränderungen von Strukturen, Prozessen, und der 

Kultur einer staatlichen Institution (Al- Busaidy et al., 2011) und sind daher seit jeher mit 

dem Risiko eines hohen Ressourcenverbrauchs ohne die Erzielung der erwarteten 

Ergebnisse verbunden (De Souza & Reinhard, 2012).  

 

Die Aufgabenstellung des staatlichen Sektors, das Gemeinwohl zu gewährleisten, umfasst 

in Summe die Lösung von Problemstellungen zur Zufriedenheit seiner verschiedenen 

Anspruchsgruppen (Benz & Sterchi, 2001). Fehlentscheidungen, welche die Leistungs-

fähigkeit der öffentlichen Verwaltung beeinträchtigen, oder das Scheitern an der Lösung 

gesellschaftlicher Probleme bergen langfristig das Risiko eines Vertrauensverlustes in die 

staatliche Verwaltung (Andreeva et al., 2014; Budäus & Hilgers, 2009). So ist der Staat als 

Manager tiefer Krisen anerkannt und alternativlos (Heinze, 2020; Weber, 2018). Staatliche 

Maßnahmen zur Krisenbewältigung sind jedoch mit dem Risiko von Unzufriedenheit und 

kollektivem Protestverhalten verbunden. Reaktionen auf die Kürzung öffentlicher 

Ausgaben aus Anlass der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 haben dies gezeigt 

(Cinalli & Giugni, 2016). Das gleiche Risikopotenzial hat die Belastung der staatlichen 

Haushalte als Folge der aktuellen Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie 

(Blagov et al., 2020; Herzog, 2020). Darüber hinaus droht durch diese staatlich verordneten 

Maßnahmen eine Entsolidarisierung der Gesellschaft (Heinze, 2020). Eine als unzu-

reichend empfundene Steuerung dieser Risiken kann die Existenzberechtigung staatlicher 

Institutionen in Frage stellen (Budäus & Hilgers, 2009; Hirsch et al., 2020).  

 

Angesichts des soeben umrissenen Risikoportfolios überrascht es, dass der staatliche 

Sektor in Österreich nur in einzelnen, sachlich abgegrenzten Bereichen verpflichtet ist, ein 

Risikomanagement einzurichten (Institut für Interne Revision Österreich [IIRÖ], 2014). 

Demgegenüber sind im erwerbswirtschaftlichen Sektor die Branche der Finanzdienstleister 

und alle größeren Unternehmen gesetzlich verpflichtet, ein unternehmensweites Risiko-

management zu betreiben (IIRÖ, 2014). Hirsch et al. (2020) stellen fest, dass die öffentliche 

Verwaltung bei Steuerungsthemen wie dem Risikomanagement kein Vorreiter ist und sich 

Erfahrungen aus dem erwerbswirtschaftlichen Sektor zu Nutze machen sollte. Für die 

öffentliche Verwaltung in Österreich zeigt eine von Theuermann et al. (2017) durchgeführte 

Studie einen Aufholbedarf im staatlichen Risikomanagement, vor allem in der Bundes-

verwaltung. Auch der Rechnungshof Österreich (2020) stellt bei den Bundesministerien im 
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Vergleich zur Privatwirtschaft eine mangelnde Akzeptanz von Risikomanagement als 

Führungs- und Managementinstrument fest. 

 

Ebenso wie das Risikomanagement gilt die Interne Revision als eine Funktion im 

Führungs- und Überwachungssystem einer Organisation (Buderath, 2006; Freidank & 

Pasternack, 2011; Welge & Eulerich, 2014). Während das Risikomanagement dem 

Führungssystem zugeordnet wird (Diederichs, 2017; Illetschko et al., 2014), ist der Internen 

Revision vorwiegend eine überwachende Funktion zugewiesen (Bünis & Gossens, 2020; 

Hofmann, 2005). Die vom internationalen Berufsverband der Internen Revision, The 

Institute of Internal Auditors (IIA), herausgegebenen „Internationalen Grundlagen für die 

berufliche Praxis der Internen Revision“ sind das allgemein anerkannte Rahmenwerk für 

die Tätigkeit der Internen Revisionen (Eulerich, 2018). Im weiteren Verlauf der vor-

liegenden Arbeit werden sie auch als „internationale Berufsgrundlagen“ bezeichnet. Sie 

stellen an eine Interne Revision die Anforderung, die Effektivität des Risikomanagements 

einer Organisation zu bewerten und bei dessen Verbesserung mitzuwirken. Den inter-

nationalen Berufsgrundlagen kommt im staatlichen Sektor die gleiche Bedeutung wie im 

erwerbswirtschaftlichen Sektor zu (Gastinger, 2011; Rieckmann & Hornung, 2011; Schuh, 

2012). Dementsprechend werden beide Funktionen, sowohl das Risikomanagement als 

auch die Interne Revision, im staatlichen Sektor zunehmend als Eckpfeiler einer fundierten 

Governance angesehen, in der sie maßgebliche Beiträge zur Bewältigung von Risiken 

leisten. Diese von Coetzee (2016) getroffene Feststellung wird durch eine internationale 

Studie von Eulerich und Lenz (2020a), bei der ungefähr 28 % des Sample dem staatlichen 

Sektor zuzurechnen sind, bestätigt. Aus der Studie geht hervor, dass die wesentlichen 

Stakeholder von einer Internen Revision vor allem eine angemessene Sicherheit 

hinsichtlich wirksamer interner Kontrollen und Risikomanagementprozesse erwarten.  

 

Nach einem vom IIA im Jahr 2009 vorgestellten Modell kann eine Interne Revision im 

Risikomanagement verschiedene Rollen einnehmen. Die grundlegende Rolle umfasst die 

Durchführung von Prüfungen. In einer weiteren Rolle kann sie Beratungsleistungen im 

Risikomanagement erbringen. Die Wahrnehmung einer beratenden Rolle kommt für eine 

Interne Revision nach dem Modell des IIA (2009) vor allem dann in Betracht, wenn sie ein 

noch in Entwicklung befindliches Risikomanagement durch ihre Expertise unterstützen soll. 

Von einer dritten Rolle sind Aufgaben umfasst, die dem Management, das die Verant-

wortung für das Risikomanagement trägt, vorbehalten sind. Diese Aufgaben sollten nach 

dem Modell des IIA (2009) von einer Internen Revision nicht wahrgenommen werden. Das 

DIIR und die RMA haben im Jahr 2020 jedoch ein Positionspapier herausgegeben, in dem 

sie verschiedene Formen des Zusammenwirkens von Interner Revision und Risiko-

management bis hin zu einer vollständigen Integration beider Funktionen besprechen. Die 

Leitung des Risikomanagements durch eine Interne Revision ist danach denkbar, wenn die 

dadurch drohenden Interessenskonflikte durch entsprechende Vorkehrungen vermieden 

werden (DIIR & RMA, 2020). 

 

Damit steht einer Internen Revision auch im staatlichen Sektor ein breites Spektrum an 

Rollen im Risikomanagement offen. Wie eine Interne Revision ihre Aufgaben wahrnimmt, 

hängt jedoch wesentlich von ihrem Umfeld ab (DIIR, 2019; Gastinger, 2011). So ist jede 
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Interne Revision gefordert, auf die Interessen ihrer Stakeholder einzugehen (Erasmus & 

Coetzee, 2018; Eulerich & Lenz, 2020b) und rechtliche Normen und organisationsinterne 

Regelungen zu beachten. Darüber hinaus sollte sie Gestaltungsräume nutzen (Risak, 

2004) und ihr eigenes Selbstverständnis entwickeln (Wöhry, 2007). Die IIARF (2011) führt 

in einem White Paper zur Rolle der Internen Revision im Risikomanagement an, dass 

Interne Revisor*innen wichtige Rollen im Risikomanagement einnehmen können, dass es 

aber viele Rollen gibt, die sie noch nicht wahrzunehmen vermögen oder die sie nicht 

proaktiv wahrnehmen. Nur wenige Studien befassen sich bisher mit den Rollen der 

Internen Revision im Risikomanagement (Carcello et al., 2020). Bezogen auf den 

staatlichen Sektor oder auf nationale Verwaltungen ist die Anzahl der wissenschaftlichen 

Beiträge noch weiter eingeschränkt. Coetzee (2016) stellt für die nationalen, regionalen 

und lokalen Verwaltungen Südafrikas einen sich vergrößernden Abstand zwischen den 

Erwartungen der Stakeholder an eine Interne Revision und dem von ihr im Risiko-

management tatsächlich erbrachten Mehrwert fest. Eine von White et al. (2020) auf Ebene 

lokaler Behörden in Schottland durchgeführte Studie zeigt eine Differenz zwischen den 

relevanten Berufsgrundlagen der Internen Revision und ihrer Aufgabenwahrnehmung im 

Risikomanagement in der Revisionspraxis. Für den staatlichen Sektor in Österreich ist 

bislang keine Studie zu den Rollen der Internen Revision im Risikomanagement bekannt. 

 

Vor diesem Hintergrund ist es Ziel der vorliegenden Arbeit, die von den Internen Revisionen 

in der österreichischen Bundesverwaltung wahrgenommenen Rollen im Risikomanage-

ment und die dafür maßgeblichen Rahmenbedingungen zu beschreiben. Zu Beginn dieses 

Kapitels wurde die vorsorgende Aufgabe des Staates im Management von Risiken 

hervorgehoben. Das Risikomanagement wird dementsprechend in der vorliegenden Arbeit 

vor allem aus einer zukunftsgerichteten Perspektive betrachtet. Auf das Notfall- und 

Krisenmanagement, das einen Teilbereich des Risikomanagements darstellt und sich 

spezifisch mit der schnellen Reaktion auf Entwicklungen und Ereignisse mit Krisenpotential 

auseinandersetzt (Austrian Standards International, 2021b), wird nicht näher eingegangen. 

Die Einschränkung der vorliegenden Arbeit auf die Bundesverwaltung gründet sich auf die 

besondere Stellung des Bundes innerhalb der staatlichen Verwaltung. Zum einen umfasst 

seine territoriale Zuständigkeit das gesamte Staatsgebiet und zum anderen hat er die am 

weitesten reichenden Befugnisse in der Vollziehung (Öhlinger & Eberhard, 2019). Es kann 

daher angenommen werden, dass das Risikoportfolio des Bundes im Vergleich zu den 

Ländern und Gemeinden breiter gefächert ist. Dem Bund kommt außerdem die Funktion 

eines Taktgebers in Belangen der öffentlichen Verwaltung zu. Seine Themenführerschaft 

unter den Gebietskörperschaften war beispielsweise bei der Einführung eines neuen 

Systems der Haushaltsverrechnung zu beobachten (Nestler, 2014; Schauer, 2013). 
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3. Risiko und Risikomanagement im staatlichen Sektor 

In einem ersten Schritt soll in diesem Kapitel ein Überblick über die Literatur zum Risiko-

management im staatlichen Sektor hergestellt werden. Der Begriff des staatlichen Sektors 

ist dazu zunächst abzugrenzen. Bei einer anschließenden Erörterung der Aufgaben-

stellung des Staates ergibt sich eine erste Berührung mit dem Begriff der Governance. 

Dieser Begriff begleitet die vorliegende Arbeit, er bedarf daher ebenso einer näheren 

Erläuterung. Zum Ende des ersten Abschnittes wird die staatliche Verwaltung als politisch-

administratives System vorgestellt. Der zweite Abschnitt dieses Kapitels widmet sich der 

Definition des Risikobegriffs und bespricht ein System zur Kategorisierung öffentlicher 

Risiken, das zur Strukturierung der vorliegenden Arbeit einen wesentlichen Beitrag leistet. 

Der darauf folgende dritte Abschnitt ist dem Risikomanagement gewidmet. Nach einer 

Abgrenzung dieses Begriffs skizziert dieser Abschnitt die Entwicklungslinien im Risiko-

management, erläutert die daraus hervorgegangenen wesentlichen Standards und gibt 

schließlich einen Überblick über die Umsetzung des Risikomanagements in den staatlichen 

Sektoren der deutschsprachigen Länder. Mit einem Zwischenfazit zum Risikomanagement 

im staatlichen Sektor schließt dieses Kapitel. 

 

3.1. Der staatliche Sektor und seine Aufgaben 

In der Literatur findet sich kein einheitliches Verständnis zum Begriff des staatlichen 

Sektors. Benz und Sterchi (2001) sprechen beispielsweise von den öffentlichen Gemein-

wesen, Dieterle (2018b) und Scholz et al. (2009) verwenden vorwiegend den Begriff der 

Öffentlichen Hand und Niedostadek (2011) spricht vom öffentlichen Sektor. Schütz (2009) 

wiederum verwendet die drei zuletzt genannten Begriffe synonym. Nachdem der Begriff 

des staatlichen Sektors zur Verortung der vorliegenden Arbeit eine zentrale Bedeutung hat, 

wird er nachfolgend definiert und von verwandten Begriffen abgegrenzt. 

 

Eine konkrete Beschreibung des staatlichen Sektors findet sich im Europäischen System 

Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen. Der Sektor Staat gliedert sich danach in die Teil-

sektoren Zentralstaat, Länder, Gemeinden und Sozialversicherung (Statistisches Amt der 

Europäischen Union, 2020a). Der Teilsektor Zentralstaat, der im Fokus der vorliegenden 

Arbeit steht, wird dort auch als Bund bezeichnet. Er umfasst die öffentlichen Körper-

schaften mit einer nationalen Zuständigkeit für die Erbringung kollektiver Dienstleistungen 

(z. B. die Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit) und für die nationale 

Regulierung des Sozial- und Wirtschaftssystems. 

 

Zum Begriff der Öffentlichen Hand sind in der Literatur mehrere Definitionen zu finden. 

Nach Proeller et al. (2020) umfasst er die drei Gebietskörperschaften Bund, Länder und 

Gemeinden und sieht sie unter der Perspektive ihres Vermögens und der von ihnen 

betriebenen öffentlichen Unternehmen, beispielsweise zum Betrieb des öffentlichen 

Verkehrs oder zur Energieversorgung. Diese Unternehmen sind allerdings nicht 

Betrachtungsgegenstand der vorliegenden Arbeit.  
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Ein dritter verwandter Begriff ist jener des öffentlichen Sektors. Er ist wie der oben 

erläuterte Begriff des staatlichen Sektors im Europäischen System Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnungen definiert. Der öffentliche Sektor setzt sich danach aus den Einheiten 

des staatlichen Sektors und aus den öffentlichen Unternehmen, die vom Staat kontrolliert 

werden, zusammen (Statistik Austria, 2020). Damit deckt dieser Begriff sowohl den Begriff 

des staatlichen Sektors als auch den Begriff der Öffentlichen Hand ab.  

 

Die soeben besprochenen Begriffe sind in Abbildung 1 zueinander in Beziehung gesetzt. 

Wie daraus hervorgeht, ist der Teilsektor Bund, auf den sich die vorliegende Arbeit 

konzentriert, von allen drei dargestellten Einheiten „Öffentlicher Sektor“, „Staatlicher 

Sektor“ und „Öffentliche Hand“ umfasst. Die Bestandsaufnahme der Literatur zum Risiko-

management und zur Internen Revision im Bund erstreckt sich daher auf alle drei 

Einheiten. Literatur zu Sozialversicherungen und zu öffentlichen Unternehmen wurde 

jedoch nicht recherchiert. 

 

Abbildung 1: Volkswirtschaftliche Perspektiven auf den Staat 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Von den oben angeführten Definitionen beschreibt jene des staatlichen Sektors den Bund 

am genauesten. Dieser Begriff wird daher in der vorliegenden Arbeit bevorzugt verwendet, 

wenn die Teilsektoren Bund, Länder und Gemeinden gemeinsam angesprochen sind. Die 

oben getroffenen Begriffsbestimmungen werden in der vorliegenden Arbeit sinngemäß für 

die Begriffe der staatlichen Verwaltung und der öffentlichen Verwaltung herangezogen. Die 

staatliche Verwaltung besorgt demgemäß die Verwaltung im staatlichen Sektor und die 

öffentliche Verwaltung die Verwaltung im öffentlichen Sektor. Wie schon zu den Begriffen 

des staatlichen und des öffentlichen Sektors festgestellt wurde, ist aus der Literatur auch 
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hinsichtlich der staatlichen und der öffentlichen Verwaltung eine Unterscheidung nicht 

immer eindeutig möglich. 

 

Nach der Verortung der vorliegenden Arbeit im staatlichen Sektor und hier insbesondere 

im Bund sollen nachfolgend die Risiken bestimmt werden, die der staatliche Sektor zu 

steuern hat. Dazu wird Benz und Sterchi (2001) gefolgt, die von den Erwartungen seiner 

Anspruchsgruppen ausgehen. Diese Erwartungen führen zur Leistungserbringung durch 

den staatlichen Sektor, die schließlich mit Risiken behaftet ist. Anspruchsgruppen wie 

Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen oder NGOs haben nach Benz und Sterchi (2001) 

unterschiedliche Vorstellungen von den Leistungen, die das Gemeinwesen Staat zu 

erbringen hat. Ihre Vorstellungen finden über parlamentarische Prozesse Eingang in 

Gesetze und in davon abgeleitete Regeln, deren Vollziehung zur staatlichen Aufgabe wird 

(Benz & Sterchi, 2001). Prinz (2007) spricht in diesem Sinn von einem öffentlichen und 

gesellschaftspolitischen Auftrag, der das Handeln öffentlicher Institutionen dominiert. Die 

Erfüllung dieses Auftrages dient der Sicherung des Gemeinwohls, die nach der neu-

zeitlichen politischen Philosophie Zweck des Staates ist (Rammstedt, 2020).  

 

Welche Aufgabenstellungen die Sicherung des Gemeinwohls umfasst, unterliegt allerdings 

einem Wandel im Verständnis von der Funktion des Staates (Kaufmann, 1996; Nitschke, 

2000). Aus den verschiedenen Entwicklungssequenzen des Staatsverständnisses haben 

sich in den europäischen Ländern Aufgaben wie die Gewährleistung eines durchsetzbaren 

Rechtssystems, die Bereitstellung von sozialen Sicherungssystemen, eines Bildungs-

wesens und eines Gesundheitswesens herauskristallisiert (Kaufmann, 1996). Nitschke 

(2000) fasst die zentralen Aufgabengebiete des Staates in drei Rubriken zusammen: 

a) Rechtskompetenz zur Durchsetzung von Rechtsnormen, b) Verwaltungskompetenz zur 

Regelung der Bedürfnisse der Gesellschaft, und c) soziale Gestaltungskompetenz zur 

Bereitstellung der Mittel, um Gerechtigkeit im Sinn von Gleichheit herzustellen. Kaufmann 

(1996) weist allerdings auf Entwicklungen hin, die Anforderungen aus dem Schutz 

natürlicher Ressourcen immer deutlicher ebenso als Staatsaufgabe formulieren. Die 

Staaten sind darüber hinaus durch die wachsenden internationalen und supranationalen 

Verflechtungen und Abhängigkeiten mit einem Verlust ihrer nationalstaatlichen 

Souveränität konfrontiert (Gerlach, 2000; Kaufmann, 1996). Möglichkeiten des An-

gleichens von nationalstaatlichen Handlungsstrukturen mit globalen Organisationsstruk-

turen müssen erst erprobt werden (Budäus & Hilgers, 2009). Die Aufgabenerfüllung des 

Staates stellt sich daher als differenziert, dynamisch und mit Unsicherheiten behaftet dar.  

 

Die sich verändernden Aufgaben des Staates spiegeln ein sich veränderndes Verständnis 

von seiner Gestaltungsmacht wider (Kaufmann, 1996). Kaufmann (1996) zeichnet einen 

Wandel vom Polizeistaat über den Rechtsstaat und Sozialstaat zum heutigen Steuerungs-

staat. Dabei stellt er fest, dass ein präventives Eingreifen in Form von vorbeugenden 

sozialen Dienstleistungen, präventiver Verbrechensbekämpfung oder vorausschauender 

Wirtschaftsförderung ein bisher kontrollierendes und problembezogen intervenierendes 

Handeln des Staates immer mehr ablöst. Die Risikovorsorge stellt sich als neue Staats-

aufgabe dar, welche die traditionelle Aufgabe der Gefahrenabwehr zunehmend ersetzt 
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(Preuß, 1996). Der Staat ist mehr denn je gefordert, zu steuern und Systeme zu beein-

flussen (Kaufmann, 1996), während seine Interventionsmacht schwindet (Klenk, 2019). Um 

Steuerungsdefiziten zu begegnen, bezieht der Staat nach dem Modell der Governance die 

Zivilgesellschaft in eine kollektive Regelung gesellschaftlicher Belange ein (Mayntz, 2010). 

In der Weiterführung dieses Modells wird die Partizipation durch die Nutzung neuer techno-

logischer Möglichkeiten, sozialer Netzwerke und kollaborativer Wertschöpfungsprozesse 

hin zu einem „Open Government“ verstärkt (Krabina, 2011). Dieser Begriff steht für ein 

Verwaltungs- und Demokratiemodell, das auf den Grundsätzen Transparenz, Partizipation 

und Kollaboration aufbaut und auf eine kontinuierliche Beteiligung der Öffentlichkeit am 

Staatshandeln abzielt (Wimmer, 2017). Den Stärken der Governance, einer höheren 

Rationalität von Entscheidungen und der breiteren Berücksichtigung von Werten, stehen 

allerdings auch Gefahren gegenüber. Entscheidungsblockaden, suboptimale Kompro-

misse, eine Einigung auf Kosten Dritter, oder eine schwache Bindungswirkung von 

Verhandlungsergebnissen (Mayntz, 2010) sind nur einige davon.  

 

Wie ersichtlich wird, kommt dem Modell der Governance bei der Erfüllung staatlicher 

Aufgaben eine wachsende Bedeutung zu. Der Begriff der Governance ist auch im weiteren 

Verlauf der vorliegenden Arbeit von Belang. Er ist jedoch mit verschiedenen Bedeutungs-

hinhalten versehen (Benz & Dose, 2010; Mayntz, 2010) und seine theoretische Fundierung 

ist nicht eindeutig (Klenk, 2019; Welge & Eulerich, 2014), weshalb eine nähere Erläuterung 

angebracht erscheint. 

 

Der Begriff der Governance wurde zunächst ab Mitte der 1930er Jahre in den Wirtschafts-

wissenschaften verwendet und bezeichnete dort die organisatorischen Strukturen eines 

Unternehmens, die als Koordinationsmechanismus verstanden wurden, um Transaktionen 

effizient zu bewerkstelligen (Benz & Dose, 2010). Heute wird mit dem Begriff der Corporate 

Governance mehrheitlich „der faktische und rechtliche Ordnungsrahmen von Unternehmen 

verstanden, der eine gute und ordnungsgemäße Unternehmensführung, -kontrolle 

und -überwachung im Sinne aller Shareholder und Stakeholder gewährleistet und unter-

stützt“ (Welge & Eulerich, 2014, S. 7). Das Führungssystem und das Überwachungssystem 

sind zentrale Elemente der Corporate Governance (Freidank & Pasternack, 2011; Welge 

& Eulerich, 2014), weshalb sowohl das Risikomanagement als auch die Interne Revision 

als Komponenten der Corporate Governance gelten (Buderath, 2006; Freidank & 

Pasternack, 2011; Welge & Eulerich, 2014). Der Begriff der Governance wurde schließlich 

auch in der Politikwissenschaft verwendet und löste ab Beginn der 1990er Jahre 

sukzessive den Begriff der politischen Steuerung ab (Mayntz, 2010). Governance steht 

heute im Kontext der Politik für "die Gesamtheit der in einer politischen Ordnung mit- und 

nebeneinander bestehenden Formen der kollektiven Regelung gesellschaftlicher Sach-

verhalte" (Mayntz, 2010, S. 37). Der Begriff geht damit im staatlichen Sektor über die rein 

hierarchische Steuerung hinaus und bezieht die Zivilgesellschaft in Problemlösungen mit 

ein (Klenk, 2019; Mayntz, 2010). Benz und Dose (2010) schälen als Kern der unter-

schiedlichen Begriffsverwendungen heraus, dass Governance sich immer auf eine nach 

institutionalisierten Regeln erfolgende Steuerung und Koordination bezieht, die ein 

kollektives Handeln umfasst, und im Regelfall Organisationsgrenzen überschreitet. Die 
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konkrete inhaltliche Bedeutung des Begriffs der Governance erschließt sich jedoch erst 

aus dem Kontext seiner Verwendung (Benz & Dose, 2010; Klenk, 2019).  

 

Den Kontext der vorliegenden Arbeit bildet das Zusammenwirken von Risikomanagement 

und Interner Revision in der Bundesverwaltung zur besseren Erfüllung der staatlichen 

Aufgaben. Aus der Perspektive der Koordination beider Funktionen erscheint die betriebs-

wirtschaftlich orientierte Definition und aus der Perspektive der Aufgabenerfüllung in der 

Bundesverwaltung die politikwissenschaftliche Definition relevant. Im Folgenden wird für 

beide Perspektiven einheitlich der Begriff der Governance verwendet. Auf die Verwendung 

des Begriffs der Corporate Governance wird verzichtet, um die Geltung des Begriffs der 

Governance auch für den staatlichen Sektor hervorzuheben. 

 

Die Erfüllung der staatlichen Aufgaben erfolgt durch die staatliche Verwaltung. Trotz 

verschiedener Definitionsversuche (z. B. Bohne, 2014; IIA, 2011; Pesendorfer & Steiner, 

2013) ist der Begriff der Verwaltung bislang mit keiner allgemein anerkannten Bedeutung 

versehen (Döhler, 2019; Wimmer, 2017). Einigkeit besteht aber über eine notwendige 

Negativabgrenzung, nach der die Gesetzgebung und die Gerichtsbarkeit nicht Gegenstand 

der Verwaltung sind (Döhler, 2019; Öhlinger & Eberhard, 2019). Die im Fokus der 

vorliegenden Arbeit stehende Verwaltung des Bundes ist nach fachlichen Gesichtspunkten 

in Ressorts gegliedert (Holzinger & Frank, 2013). Der Begriff des Ressorts unterscheidet 

dabei nicht zwischen Bundeskanzleramt und Bundesministerium. In aufbauorgani-

satorischer Hinsicht umfasst der Begriff sowohl die Zentralstellen als auch die fallweise den 

Zentralstellen angegliederten oder nachgeordneten Organisationseinheiten. Die Leitung 

der Ressorts wird monokratisch durch die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler und 

die einzelnen Minister*innen wahrgenommen (Holzinger & Frank, 2013). Sie sind 

verfassungsrechtlich Organe der Verwaltung, werden jedoch aufgrund ihrer politischen 

Verantwortung der politischen Führung zugerechnet, die von der administrativen Ebene 

der Verwaltung zu unterscheiden ist (Oberndorfer, 2013). Die Grenzen zwischen Politik 

und Verwaltung können aus einer funktionellen Sicht allerdings nicht trennscharf gezogen 

werden, weshalb die staatliche Verwaltung als politisch-administratives System verstanden 

wird (Oberndorfer, 2013). Nachdem die vorliegende Arbeit in diesem System verortet ist, 

soll es nachfolgend näher erläutert werden. 

 

Die Wirkungsbedingungen für die politische Verwaltungsebene lassen sich anhand eines 

aus dem Englischen stammenden dreiteiligen Politikbegriffs darstellen, der auch von 

Pelinka & Varwik (2010) verwendet wird. Danach ist unter dem Begriff der Politik zunächst 

die „Polity“ zu verstehen. Sie bezeichnet die formale Organisation mit ihren Institutionen 

und Regeln. Der zweite mitumfasste Begriff der „Policy“, steht für die Ziele der Politik und 

die darauf zurückzuführenden politischen Entscheidungen. Schließlich sind mit diesem 

Politikbegriff auch die „Politics“ gemeint, die politischen Abläufe zur Durchsetzung von 

Interessen (Pelinka & Varwik, 2010). Die politische Ebene der Ressortleitung ist dem 

Parlament gegenüber für die Policy, die Ziele und Entscheidungen einschließlich deren 

Umsetzung durch die administrativen Organisationseinheiten, verantwortlich (Öhlinger & 

Eberhard, 2019). Die Entscheidungen der politischen Akteure werden nach den 

Erkenntnissen der Politikforschung von ihren Strukturen beeinflusst (Korte, 2020). Das 



 

12 

politische Teilsystem der staatlichen Verwaltung stellt sich daher als Interaktionsraum 

zwischen politischem Akteur und den drei politischen Perspektiven, der Polity, der Policy, 

und den Politics, dar (Korte, 2020).  

 

Den zweiten Teil des Systems der staatlichen Verwaltung bilden die administrativen 

Organisationseinheiten. Sie können nach einer klassischen Betrachtung der öffentlichen 

Verwaltung als „arbeitender Staat“ verstanden werden (Döhler, 2019). Operative Ver-

waltungseinheiten empfangen danach Informationen aus ihrem Umfeld, beispielsweise 

Anträge von Bürger*innen, die sie den Regeln entsprechend in Entscheidungen 

unterschiedlicher Verbindlichkeit verarbeiten (Oberndorfer, 2013). Leitungs- und Über-

wachungsfunktionen wie ein Risikomanagement und eine Interne Revision sind ebenso 

Teil dieser administrativen Organisation (Dieterle, 2012). 

 

Die beiden Teile des politisch-administrativen Systems sind aufgabenbezogen verschränkt 

und stehen in einem ständigen Austausch miteinander (Oberndorfer, 2013). Die politische 

Gesamtverantwortung liegt bei der Ressortleitung, wobei der administrativen Ebene 

gleichzeitig ein gewisses Ausmaß an Eigenständigkeit und „Verwaltungsverantwortung“ 

(Oberndorfer, 2013; S. 13) übertragen ist. Wie aus Abbildung 2 hervorgeht, unterliegen die 

beiden Teile in ihrer Kooperation jedoch unterschiedlichen Rationalitäten.  

 

Abbildung 2: Rationalitäten im politisch-administrativen System 

 

Quelle: In Anlehnung an Schedler & Proeller, 2011, S. 68 

 

Während die Leiter*innen der administrativen Organisationseinheiten als Manager*innen 

agieren und Sachentscheidungen auf rechtlicher und ökonomischer Grundlage treffen, 

sind Politiker*innen auf Mehrheiten angewiesen (Schedler & Proeller, 2011) und unter-

liegen den oben beschriebenen Wirkungsbedingungen der Politik. Nach dem in 

Abbildung 2 dargestellten Modell von Schedler und Proeller (2011) wird zwischen der 
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Managementrationalität der ausführenden Organisationseinheiten und der Rationalität der 

politisch Verantwortlichen eine Übersetzungsfunktion benötigt. Aufgabe dieser Funktion ist 

es, in der einen Richtung politische Vorgaben in ausführbare Zielsetzungen umzuwandeln 

und in der entgegengesetzten Richtung die Ergebnisse des Verwaltungshandelns in die 

politische Rationalität einzuordnen (Schedler & Proeller, 2011). Diese Funktion könnte in 

der Bundesverwaltung den Minister*innensekretariaten oder den Generalsekretariaten 

zugeordnet werden. Als Minister*innensekretariate werden Mitarbeiter*innen bezeichnet, 

die das besondere Vertrauen der Ressortleitung genießen, Koordinationsaufgaben 

wahrnehmen und Entscheidungen der Ressortleitung vorbereiten (Oberndorfer, 2013). 

Generalsekretariate sind nach dem Bundesministeriengesetz 19861 (BMG) „mit der 

zusammenfassenden Behandlung aller zum Wirkungsbereich eines Bundesministeriums 

gehörenden Geschäfte“ (§ 7 Abs. 11) betraut. Diese Funktion untersteht nur der Ressort-

leitung und ist den Sektionsleitungen und allen nachgeordneten Dienststellen über-

geordnet. Damit stellen Generalsekretariate die höchste Managementebene im 

administrativen Teil des politisch-administrativen Systems eines Ressorts dar.  

 

3.2. Risiken des staatlichen Sektors 

Die Aufgaben des staatlichen Sektors wurden in Abschnitt 3.1. als differenziert und 

dynamisch beschrieben. Die Konzepte, nach denen die Aufgabenerfüllung erfolgt, unter-

liegen ebenso einem Wandel und bergen zusätzliche Risiken für das Gemeinwohl, dem 

der Staat in seinem Handeln verpflichtet ist. Auf diese Risiken wird nachfolgend anhand 

der Literatur näher eingegangen. Zunächst ist jedoch der noch unbestimmte Begriff des 

Risikos zu definieren. Anschließend wird eine von Budäus und Hilgers (2009) entwickelte 

Kategorisierung von öffentlichen Risiken vorgestellt, die das Risikoportfolio des staatlichen 

Sektors für die vorliegende Arbeit konkretisiert und strukturiert. 

 

Dem Begriff „Risiko“ werden in der Literatur verschiedene Bedeutungen beigemessen 

(Aven & Renn, 2010; Niedostadek, 2011). Sowohl in der Theorie als auch in der Praxis ist 

ein breites Spektrum von Definitionen des Risikobegriffs entstanden (Diederichs, 2017). 

Zur begrifflichen Vielfalt in den Wirtschaftswissenschaften kommen unterschiedliche Inter-

pretationen des Begriffes in anderen wissenschaftlichen Disziplinen wie in den Natur-

wissenschaften, in der Psychologie oder in der Soziologie (zu soziologischen Perspektiven 

siehe Renn et al., 2007). Romeike (2018) stellt daher zutreffend einen „inflationären und 

zugleich verwirrenden Einsatz der Begriffe“ (S. 8) rund um das Risikomanagement fest. 

Der Risikobegriff ist jedoch für eine systematische Handhabung von Risiken grundlegend 

und Risikomanagementsysteme bauen auf einem klar definierten Risikobegriff auf 

(Diederichs, 2017). Die Vielfalt an Begriffsdefinitionen erschwert es daher, das Konzept 

des Risikomanagements zur Lösung von Problemen anzuwenden (Smith & Toft, 1998). 

 

Kajüter (2012) schlägt vor, die Risikodefinition nach dem jeweiligen Zweck einer 

Untersuchung zu bestimmen. Nachdem es Zielsetzung der vorliegenden Arbeit ist, die 

 

1 Bundesgesetz über die Zahl, den Wirkungsbereich und die Einrichtung der Bundesministerien (Bundes-

ministerien Gesetz 1986 – BMG), BGBl 76/1986 idF BGBl I 30/2021 



 

14 

Rollen der Internen Revision im Risikomanagement der Bundesverwaltung zu unter-

suchen, können zunächst die Interne Revision und das Risikomanagement als zwei 

zentrale Elemente der Zweckbestimmung betrachtet werden. Beide Funktionen weisen 

einen betriebswirtschaftlichen Hintergrund auf, sodass es für die Definition des Risiko-

begriffes naheliegend erscheint, zunächst von einer wirtschaftswissenschaftlichen 

Sichtweise auszugehen. Das dritte zentrale Element in der vorliegenden Arbeit ist die 

Bundesverwaltung, in die beide Funktionen eingebettet sind. Dort treffen sie auf das in 

Abschnitt 3.1. beschriebene Aufgabenportfolio des Staates, das auf die Gewährleistung 

des Gemeinwohls ausgerichtet ist. Aus diesem Grund ist bei der Besprechung des Risiko-

begriffes auch eine soziologische Sichtweise zu berücksichtigen. 

 

In der Wirtschaftstheorie hat sich aus einer zunächst ursachenbezogenen eine wirkungs-

bezogene Definition herausgebildet (Budäus & Hilgers, 2009). Die wirkungsbezogene 

Definition unterscheidet zwischen Risiko im engen und im weiteren Sinne (Hirsch et al., 

2020). Der Bedeutungsinhalt von „Risiko im engen Sinne“ geht bereits aus dem 

allgemeinen Sprachgebrauch hervor, der unter Risiko die Möglichkeit versteht, dass aus 

einem Verhalten oder Geschehen ein Schaden oder Verlust resultiert (Drexler et al., 2014; 

Romeike, 2018), dass sich aufgrund misslungener Aktivitäten künftig negative Effekte 

einstellen (Stember, 2011) oder dass ganz allgemein die Gefahr besteht, etwas könnte sich 

ungünstig entwickeln und Schäden nach sich ziehen (Niedostadek, 2011). Wenn externe 

Gefährdungen, beispielsweise durch Naturereignisse oder durch Handlungen Dritter, von 

den Betroffenen nicht beeinflussbar sind, so ist die gesellschaftliche Risikowahrnehmung 

ausschließlich auf nachteilige Effekte gerichtet (Budäus & Hilgers, 2009). Der Begriff des 

Risikos im engen Sinne steht daher seit dem 16. Jahrhundert für alle Arten von 

Gefährdungen (Gleißner & Romeike, 2015). Obwohl diese Perspektive auf den Risiko-

begriff eine Domäne der Soziologie ist (Budäus & Hilgers, 2009), beschränkt sich ein Teil 

selbst der betriebswirtschaftlichen Literatur bewusst auf diese Sichtweise, um wie 

Diederichs (2017) auf Risiken zu fokussieren, die Organisationen daran hindern können, 

ihre Ziele zu erreichen oder ihre Strategien zu verfolgen.  

 

Der betriebswirtschaftlichen Sichtweise ist grundsätzlich eine Risikobetrachtung eigen, die 

auch positive Abweichungen von erwarteten Ergebnissen einschließt. Dieses dichotome 

Risikoverständnis findet seine Grundlage in den betriebswirtschaftlichen Entscheidungs-

theorien (Gleißner & Romeike, 2015) und versteht den Risikobegriff als „Risiko im weiteren 

Sinne“ (Diederichs, 2017). Positive Abweichungen werden dabei allgemein als Chance 

bezeichnet (Drexler et al., 2014). Mit dem Risikobegriff nach diesem Verständnis ist somit 

die Möglichkeit gemeint, dass ein künftiges Ereignis mit einer bestimmten Wahrschein-

lichkeit von der ursprünglichen Planung positiv oder negativ abweicht (Diederichs, 2017). 

Romeike (2018) hebt hervor, dass es ohne die Bereitschaft Risiken zu übernehmen keine 

Chancen geben würde. Brüesch und Kager (2011) halten dieses Risikoverständnis auch 

in staatlichen Institutionen für angebracht. Sie vertreten die Ansicht, dass der Wettbewerb 

im wirtschaftlichen Umfeld von Staaten ebenso wie der Wandel in ihrem gesellschaftlichen, 

technischen, und ökologischen Umfeld die Entwicklung einer Risikokultur fordert, in der 

sich staatliche Verwaltungen von einer tradierten risikoaversen Haltung lösen und Chancen 
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wahrnehmen. Budäus und Hilgers (2009) weisen allerdings darauf hin, dass eine Einbe-

ziehung von Chancen in die Risikobetrachtung die Möglichkeit voraussetzt, eine Ent-

scheidung über das Eingehen eines Wagnisses treffen zu können. Beispielsweise sind 

daher die schon zum Begriff des Risikos im engen Sinne angeführten Gefährdungen durch 

Naturgewalten einer Risikobetrachtung im weiteren Sinne nicht zugänglich (Budäus & 

Hilgers, 2009). Die beiden soeben erläuterten Definitionen des Risikobegriffs sind in 

Abbildung 3 schematisch dargestellt. 

 

Abbildung 3: Risiko im engen und im weiteren Sinne 

 

Quelle: In Anlehnung an Diederichs, 2017, S. 9; Romeike, 2018, S. 9 

 

Abbildung 3 zeigt, dass die Risikobetrachtung von einer Erwartung ausgeht. Diese kann 

ein definiertes Ziel (Romeike, 2018; Gleißner, 2011), ein geplanter Wert (Diederichs, 2017), 

ein erwarteter Effekt (Stember, 2011) oder ein sonstiges in der Zukunft liegendes Ereignis 

(Diederichs, 2017) sein. Im Zeitablauf können sich sowohl negative als auch positive 

Abweichungen von der Erwartung ergeben. Wird nur die Möglichkeit negativer 

Abweichungen in die Risikobetrachtung aufgenommen, so wird von Risiko im engen Sinne 

gesprochen (Diederichs, 2017; Gleißner, 2011). Umfasst das Risikoverständnis auch die 

Möglichkeit von positiven Abweichungen, die als Chancen bezeichnet werden, so wird von 

Risiko im weiteren Sinne gesprochen (Diederichs, 2017).  

 

Vor dem Hintergrund der dargestellten Diskussion wird der Risikobegriff in der 

vorliegenden Arbeit grundsätzlich im weiteren Sinne verstanden, nämlich als mögliche 

positive oder negative Abweichung von einer Erwartung. Die Art des zu betrachtenden 

Risikos kann jedoch ausschlaggebend dafür sein, dass eine auf negative Abweichungen 

eingegrenzte Sichtweise angebracht ist. Darauf wird in der später in diesem Abschnitt 

erfolgenden Besprechung der Kategorien öffentlicher Risiken näher eingegangen. 
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Nachdem der Risikobegriff für die vorliegende Arbeit festgelegt ist, bedarf es einer näheren 

Befassung mit den Risiken des staatlichen Sektors. Aufgrund der Orientierung des Staates 

am Gemeinwohl unterscheidet sich das Portfolio öffentlicher Risiken wesentlich von der 

Risikostruktur im erwerbswirtschaftlichen Sektor (Dieterle, 2018b). Andreeva et al. (2014) 

stellen fest, dass alles, was Auswirkungen auf die Öffentlichkeit haben kann, von Natur-

gefahren bis hin zu Risiken aus den Bereichen der Technik, der Finanzen oder des 

Sozialen, zu den öffentlichen Risiken zählt. Um einen Überblick zu erhalten, scheint eine 

Betrachtung des Risikoportfolios auf Ebene von Risikokategorien geeignet. Zur Kate-

gorisierung von Risiken des staatlichen Sektors liegen verschiedene Vorschläge vor, 

beispielsweise von Benz und Sterchi (2001) von Niedostadek (2011) oder von Schütz 

(2009). Für die vorliegende Arbeit stellt sich eine von Budäus und Hilgers (2009) ent-

wickelte Kategorisierung öffentlicher Risiken als geeignet heraus. Sie berücksichtigt neben 

der wirtschaftswissenschaftlichen und der soziologischen Perspektive auch eine politik-

wissenschaftliche und bezieht in die Überlegungen zu den einzelnen Kategorien die beiden 

dargestellten Interpretationen des Risikobegriffes mit ein. Die öffentlichen Risiken 

unterteilen sich danach in die drei Kategorien öffentliche institutionelle Risiken, öffentliche 

gesellschaftliche Risiken, und öffentliche Systemrisiken. 

 

Der ersten Kategorie, den öffentlichen institutionellen Risiken, rechnen Budäus und Hilgers 

(2009) Risiken zu, die auf Entscheidungen über die innere Verwaltung staatlicher 

Institutionen zurückgehen. Raschauer (2013) bezeichnet die innere Verwaltung als 

„Verwaltung der Verwaltung“ (S. 167) und führt als Beispiele dafür die Personalverwaltung 

oder die Sachmittelverwaltung an. Aufgaben dieser Art stellen die Leistungsfähigkeit der 

staatlichen Verwaltung sicher und dienen nur mittelbar der Erfüllung des Staatszwecks. 

Sie sind durch eine administrative Selbstbestimmung gekennzeichnet, die eine Prioritäten-

setzung zulässt (Raschauer, 2013). Damit sind der staatlichen Verwaltung Gestaltungs- 

und Entscheidungsmöglichkeiten eingeräumt, die eine wirtschaftswissenschaftliche 

Sichtweise auf Risiken und somit ein Risikoverständnis im weiteren Sinne begründen 

(Budäus & Hilgers, 2009). Als Beispiel für öffentliche institutionelle Risiken können die in 

Kapitel 2 erläuterten Chancen und Risiken gelten, die mit dem Einsatz digitaler 

Technologien zur Erbringung staatlicher Leistungen verbunden sind. Mehrere Autoren 

(z. B. Budäus & Hilgers, 2009; Brüesch & Kager, 2011) bemerken, dass staatliche 

Institutionen aus einer risikoaversen Haltung heraus Chancen, die Entscheidungen über 

die innere Verwaltung des Staates bereithalten, in der Vergangenheit überwiegend 

vernachlässigt haben.  

 

Die zweite von Budäus und Hilgers (2009) beschriebene Risikokategorie sind die öffent-

lichen gesellschaftlichen Risiken. Sie resultieren aus der Verantwortung für das Manage-

ment kollektiver Risiken, die dem Staat und seinen Verwaltungen zugesprochen wird 

(Budäus & Hilgers, 2009; Offerhaus, 2009). Perrow (1984/1992) beschreibt diese Risiken 

in der von ihm entwickelten Normal Accident Theory aus einer technologischen Sicht. 

Danach produzieren die modernen Technologien laufend Systeme, die zwangsläufig zu 

Unfällen größeren Ausmaßes führen. Der Staat, so fordert Perrow (1984/1992), muss dort 

einspringen, wo die Bevölkerung Risiken ausgesetzt ist und der Markt die Kosten für die 

Sicherheit nicht übernimmt, beispielsweise bei der Lagerung toxischer Abfälle oder bei der 
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Errichtung von Staudämmen. Beck (1986, 2007) sieht in den fortschreitenden Moderni-

sierungsprozessen eine Risikogesellschaft entstehen. Für den Einzelnen zählt der 

Umgang mit Unsicherheiten und Bedrohungen seit jeher zu den Bedingungen der 

menschlichen Existenz (Beck, 2007). Der technisch-ökonomische Fortschritt produziert 

jedoch nach Beck (1986) systematisch Risiken, die eine Globalisierungstendenz aufweisen 

und nicht mehr auf geografische Gebiete oder soziale Klassen begrenzt bleiben. Als 

Beispiel dafür führt Beck (1986) den Reaktorunfall von Tschernobyl im Jahr 1986 an. Diese 

neuartigen sozialen Gefährdungen begründen nach Beck (1986) einen zunehmenden 

Handlungs- und Politikbedarf. Die Globalisierungstendenz von Risiken stellt auch die 

Organisation for Economic Cooperation and Development (2003) fest und benennt sie als 

Merkmal von systemischen Risiken. Ihre negativen Effekte reichen über den Entstehungs-

ort hinaus, überschreiten Staatsgrenzen und beeinträchtigen neben den Systemen, in 

denen sie ihren Ursprung haben, weitere Gesellschaftssysteme wie Wirtschaft, Finanz-

markt oder auch politische Systeme (Renn et al., 2007). Systemische Risiken werden von 

Budäus und Hilgers (2009) als besondere Form den öffentlichen gesellschaftlichen Risiken 

zugeordnet. Das Risikoverständnis in dieser Kategorie wird von der Soziologie geprägt, die 

sich zunehmend mit Phänomenen kollektiver Risiken auseinandersetzt (Budäus & Hilgers, 

2009). Risiken zeigen hier dem Grunde nach ausschließlich die Möglichkeit von Bedrohun-

gen, weshalb das Eingehen zusätzlicher Risiken, um Chancen zu erschließen, als verant-

wortungslos wahrgenommen würde und eine Chancenbetrachtung in dieser Risiko-

kategorie grundsätzlich nicht erfolgt (Budäus & Hilgers, 2009). Die in diese Kategorie 

einzuordnenden Risiken adressieren Staatsaufgaben, die sich aus den von Kaufmann 

(1996) beschriebenen zunehmenden supranationalen Verflechtungen ergeben und ein 

präventives Handeln des Staates fordern. In Kapitel 2 wurden für schlagend gewordene 

Risiken dieser Kategorie beispielhaft die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 und die 

COVID-19-Pandemie erläutert. 

 

Öffentliche Systemrisiken sind die dritte Art von Risiken in der von Budäus und Hilgers 

(2009) beschriebenen Kategorisierung. Sie sind von den oben besprochenen 

systemischen Risiken zu unterscheiden und resultieren aus den Erwartungen an den 

staatlichen Sektor, die von Nitschke (2000) beschriebenen grundlegenden Staatsaufgaben 

(die Durchsetzung von Rechtsnormen, die Regelung der Bedürfnisse der Gesellschaft, und 

die Herstellung von Gerechtigkeit) zu erfüllen. Budäus und Hilgers (2009) verweisen dies-

bezüglich auf einen aus institutionenökonomischer Sicht bestehenden Gesellschafts-

vertrag. In diesem verpflichten sich Bürgerinnen und Bürger als individuell handelnde 

Personen, Regelungen einzuhalten und beispielsweise Steuern zu zahlen, um im 

Gegenzug vom Staat Leistungen wie Rechtsschutz und materielle und soziale Sicherheit 

zu erhalten. Das öffentliche Systemrisiko des Staates besteht nach Budäus und Hilgers 

(2009) in einem drohenden Verlust des Vertrauens in die Fähigkeit des politisch-admini-

strativen Systems, gesellschaftliche Probleme zu lösen. Fehlsteuerungen können 

langfristig zu einem Verlust der Loyalität der Bürgerinnen und Bürger und damit zu einem 

Zusammenbruch der staatlichen Strukturen zur Koordination des gesellschaftlichen 

Kollektivs führen (Budäus & Hilgers, 2009). Als mögliche Ursachen für derartige 

Fehlsteuerungen nennen Budäus und Hilgers (2009) das Aufrechterhalten tradierter 

Handlungsmuster und althergebrachter Entscheidungslogiken. Systemrisiken unterliegen 
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vorwiegend einer politikwissenschaftlichen Analyse (Budäus & Hilgers, 2009). Wie bei den 

öffentlichen gesellschaftlichen Risiken wird auch bei der Kategorie der öffentlichen 

Systemrisiken der Risikobegriff im engen Sinne interpretiert. Die Bürgerinnen und Bürger 

würden nach Budäus und Hilgers (2009) eine mangelhafte Gewährleistung des Rechts- 

und Sozialstaats nur begrenzt akzeptieren, weshalb ein mögliches Versagen des politisch-

administrativen Systems im Fokus der Risikobetrachtung steht. Für eine Chancen-

betrachtung bleibt dabei kein Raum. Öffentliche Systemrisiken stellen nach Budäus und 

Hilgers (2009) eine eigenständige Risikokategorie dar, sie können sich aber aus den 

beiden zuvor beschriebenen Kategorien von öffentlichen Risiken entwickeln. In Kapitel 2 

wurden als Beispiel dafür die mit den Maßnahmen zur Bewältigung der COVID-19-

Pandemie verbundenen Risiken skizziert. In Tabelle 1 sind die drei von Budäus und Hilgers 

(2009) beschriebenen öffentlichen Risiken zusammenfassend dargestellt.  

 

Tabelle 1: Kategorien öffentlicher Risiken 

Öffentliche 

Risikokategorie 

Unmittelbar 

Betroffene 
Bezugsfeld 

Fachliche 

Ausrichtung 

Kategorie I 
Institutionelle  
Risiken 

Öffentliche 
Institutionen 

Entscheidungen 
öffentlicher 
Institutionen 

Wirtschafts-
wissenschaft 

Kategorie II 
Gesellschaftliche 
Risiken 

Individuen, Gruppen, 
Gesellschaft, 
Welt 

Folgewirkungen von 
Entscheidungen 
Dritter,  
Einsatz komplexer 
technischer Systeme 

Soziologie 

Kategorie III 
Systemrisiken 

Handelnde  
des politisch- 
administrativen 
Systems/ 
Gesellschaft 

Funktions- und 
Leistungsfähigkeit 
des politisch- 
administrativen 
Systems 

Politik- 
wissenschaft 

Quelle: In Anlehnung an Budäus und Hilgers, 2009, S. 34 

 

Die in Tabelle 1 zusammengefasste Kategorisierung öffentlicher Risiken nach Budäus und 

Hilgers (2009) strukturiert das Risikoportfolio des staatlichen Sektors. Die Autoren weisen 

darauf hin, dass die von ihnen entwickelte Kategorisierung nicht als trennscharf zu 

verstehen ist. Jedes öffentliche Risiko trägt situationsabhängig in unterschiedlichem 

Ausmaß Merkmale von allen drei Kategorien in sich (Budäus & Hilgers, 2009) und kann im 

zeitlichen Verlauf von Ereignissen zwischen den drei Kategorien wechseln.  

 

3.3. Risikomanagement im staatlichen Sektor 

Nachdem nun der Begriff des Risikos für die vorliegende Arbeit definiert ist und ein Modell 

zur Kategorisierung von Risiken im staatlichen Sektor vorgestellt wurde, erfolgt 

anschließend eine Bestandsaufnahme der Literatur zum Risikomanagement im staatlichen 
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Sektor. Ausgehend von einer Eingrenzung des Begriffs „Risikomanagement“ werden die 

Entwicklungslinien der Forschung zum Risikomanagement dargestellt und die beiden 

wesentlichsten daraus hervorgegangenen Standards skizziert. Dem Stand der Forschung 

und der in den Standards zum Ausdruck kommenden Best Practice wird darauf folgend die 

Umsetzung dieser Erkenntnisse in den staatlichen Sektoren der deutschsprachigen Länder 

gegenübergestellt. Ein dabei fallweise noch festzustellender Aufholbedarf des staatlichen 

Sektors kann auf Besonderheiten zurückzuführen sein, die darauf folgend besprochen 

werden. Schließlich wird ein Modell für ein Risikomanagement im staatlichen Sektor 

vorgestellt, das versucht, diese Besonderheiten zu berücksichtigen.  

 

Anders als zum Begriff des Risikos finden sich zum Begriff des Risikomanagements 

weitgehend einhellige Beschreibungen in der betriebswirtschaftlichen Literatur. Eine 

grundlegende Definition liefert Gleißner (2011), der dem Risikomanagement „das 

systematische Denken und Handeln im Umgang mit Risiken“ (S. 11) zuordnet. Risiko-

management muss nach diesem Verständnis in die Führung eines Unternehmens einbe-

zogen sein und die Risikosituation transparent darstellen, um das Verhältnis zwischen 

Risiko im weiteren Sinne und Ertrag optimal zu gestalten (Gleißner, 2011). Damit überein-

stimmend beschreibt Diederichs (2017) das Risikomanagement als einen Teilbereich des 

Managements, in dem systematisch Aktivitäten zur Identifikation, Bewertung, Steuerung 

und Überwachung von Risiken unter Anwendung entsprechender Instrumente gesetzt 

werden. Das Risikomanagement soll nach der Beschreibung von Diederichs (2017) 

Handlungsspielräume für die Sicherung bestehender und die Schaffung künftiger Erfolgs-

potenziale eröffnen. Grundlage dafür ist ein Risikobewusstsein und eine Fehlerkultur, die 

vom Management vorgelebt und von den Bediensteten eingefordert werden müssen 

(Diederichs, 2017). Die Prozesse, Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Risikomanage-

ment sollten dabei in Leitlinien festgelegt sein (Diederichs, 2017). Die dargestellten 

Beschreibungen weisen somit auf eine kulturelle, eine strukturelle, eine prozessuale, und 

eine instrumentelle Dimension des Risikomanagements hin. Romeike und Hager (2020) 

identifizieren demgemäß die Risikokultur, die Organisation, die Prozesse, und die 

Methoden als die vier Erfolgsfaktoren für ein wirksames Risikomanagement. Verschiedene 

Ausprägungen dieser Faktoren finden sich zusammengefasst in Reifegradmodellen (z. B. 

bei Gleißner et al., 2019; Romeike, 2018), die eine Bewertung des Entwicklungsstandes 

eines Risikomanagements ermöglichen. 

 

Neben dem Begriff des Risikomanagements steht jener des Risikomanagementsystems. 

Der letztgenannte Begriff wird in der Literatur nicht immer gesondert definiert, sondern 

entsteht oft über eine meist an gesetzliche Bestimmungen angelehnte Beschreibung der 

Aufgaben des Risikomanagements (z. B. bei Brauweiler, 2019; Diederichs, 2017; Gleißner 

et al., 2019; Gleißner & Romeike, 2015; Romeike, 2018). Soweit der Begriff eigenständig 

definiert wird, erfolgt dies weitgehend übereinstimmend. So ordnet Gleißner (2011) dem 

Risikomanagementsystem „die Gesamtheit aller Aufgaben, Regelungen und Träger des 

Risikomanagements“ (S. 12) zu. Ähnlich wird der Begriff vom DIIR (2018b) definiert als der 

„aufbau- und ablauforganisatorische Rahmen zur Umsetzung des Risikomanage-

ments“ (S. 6). In der vorliegenden Arbeit werden die Begriffe Risikomanagement und 

Risikomanagementsystem synonym verwendet.  
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Aus der bisherigen Forschung hat sich noch keine umfassende Theorie des Risikomanage-

ments herausgebildet, die zur Erklärung der empirisch beobachtbaren Phänomene heran-

gezogen werden könnte und eine Abgrenzung des Risikomanagements von anderen 

betriebswirtschaftlichen Funktionen zuließe (Kajüter, 2012; Liekweg, 2003). Kajüter (2012) 

stellt einzelne relevante Theorieansätze gegenüber, darunter die in Abschnitt 3.2. zur 

Erläuterung des Begriffes des Risikos im weiteren Sinne erwähnte Entscheidungstheorie. 

Nach der deskriptiven Entscheidungstheorie sind Risiken einer Entscheidung immanent, 

was die Grundlage dafür liefert, das Risikomanagement als Teil des Führungssystems 

einer Organisation zu verstehen (Kajüter, 2012). Als weiterer theoretischer Ansatz wird die 

Prinzipal-Agenten-Theorie angeführt (z. B. von Andreeva et al., 2014), die aus einer 

ökonomischen Sicht eine grundsätzliche Erklärung für die Existenz des Risiko-

managements liefert (Kajüter, 2012). Dieses theoretische Modell kann auch das Bestehen 

der Internen Revision erklären und ist in Abschnitt 4.1. näher erläutert. 

 

Entsprechend dem Ansatz der deskriptiven Entscheidungstheorie besteht in der Literatur 

Übereinstimmung dahingehend, dass das Risikomanagement in das Führungs- und 

Managementsystem der Gesamtorganisation integriert sein sollte (Brauweiler, 2019; 

Gleißner, 2011; Diederichs, 2017). Erst durch die Berücksichtigung von Perspektiven 

anderer Governance-Funktionen wie eines Controllings oder eines Qualitätsmanagements 

kann es nach Gleißner et al. (2019) seine Wirksamkeit erreichen. Diese Sichtweise hat sich 

in der betriebswirtschaftlichen Forschung zum Risikomanagement erst entwickelt, wobei 

Kajüter (2012) vier Phasen unterscheidet, die er wie folgt beschreibt:  

 

Einer ersten Phase bis Ende der 1960er Jahre ist die Ausbildung der traditionellen 

Risikolehre zuzuordnen. In dieser Periode wurden Risiken nicht in Zusammenhang mit 

Entscheidungen und daher durchwegs als Gefahr von negativen Zielabweichungen 

verstanden. Risikobegriff, Risikoursachen, Risikokategorisierung und Risikohandhabung 

waren Gegenstand der Diskussion und von Versuchen zur Systematisierung. In eine 

zweite Phase bis Mitte der 1980er Jahre fällt die Entwicklung von Systemen zur Früh-

aufklärung, die nun auch Chancen berücksichtigten. Ebenso hat sich in dieser Phase der 

Ansatz des Risk Managements ausgebildet. Das Risk Management beschränkte sich auf 

versicherbare Risiken und verengte damit einerseits das Risikoverständnis der 

traditionellen Risikolehre, beschäftigte sich aber andererseits erstmals mit Fragen der 

Aufbau- und Ablauforganisation im Risikomanagement. Weiters brachte das Risk 

Management die Stelle des Risk Managers hervor, der sich vermehrt mit der 

Schadensverhütung beschäftigte. In der dritten Entwicklungsphase bis Mitte der 1990er 

Jahre wurde die Beschränkung auf versicherbare Risiken wieder aufgehoben, die bis dahin 

vorliegenden Einzelmaßnahmen in ein Gesamtkonzept integriert und das Risiko-

management als Teil des Führungssystems etabliert. Dabei diente der Management-

prozess sowohl in funktionaler als auch in institutioneller und in instrumenteller Hinsicht als 

Anhaltspunkt. Die ab Ende der 1990er Jahre nach Schieflagen und Insolvenzen bedeu-

tender Unternehmen erlassenen gesetzlichen Regelungen zur Risikovorsorge im Unter-

nehmensbereich standen am Beginn der vierten und bislang letzten Entwicklungsphase. 

Die Gestaltung von Risikomanagementsystemen, die entweder Risiken und Chancen oder 

auch nur Risiken im engen Sinne berücksichtigen, befinden sich seither im Zentrum der 
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Forschung. Die Beiträge dieser letzten Phase beschäftigen sich mit der Integration von 

Risikomanagement und Controlling, mit Risikomanagementsystemen als Gegenstand von 

Abschlussprüfungen und Internen Revisionen und schließlich widmen sich neuere 

Untersuchungen dem Risikomanagement vor dem Hintergrund der Governance und der 

wertorientierten Führung von Organisationen. Die vier soeben nach Kajüter (2012) be-

schriebenen Entwicklungsphasen des Risikomanagements sind in Abbildung 4 dargestellt. 

 

Abbildung 4: Phasen in der Forschung zum Risikomanagement 

 

Quelle: In Anlehnung an Kajüter, 2012, S. 53 

 

Aus Abbildung 4 geht hervor, dass sich die vier Phasen in der betriebswirtschaftlichen 

Forschung zum Risikomanagement teilweise überlappen. Bei Otremba (2016) 

verschmelzen die zweite und die dritte Phase, sodass er die Entwicklung in gröberen 

Umrissen zeichnet. Auch die angloamerikanische Literatur trifft eine von dieser Darstellung 

abweichende Untergliederung der Entwicklungsgeschichte des Risikomanagements 

(Kajüter, 2012). Für die vorliegende Arbeit erscheint die detailliertere Beschreibung von 

Kajüter (2012) geeignet, weil sie zudem die Entwicklung im hier interessierenden deutsch-

sprachigen Raum abbildet und damit einen besser geeigneten Kontext bereitstellt. 

 

Seit Beginn der letzten der oben beschriebenen Forschungsphasen zum Risikomanage-

ment Ende der 1990er Jahre sind neben vermehrten gesetzlichen Regelungen aufgrund 

von Unternehmenszusammenbrüchen auch Bestrebungen zur Konzeption von Standards 

und Normen zum Risikomanagement festzustellen (Erben, 2015). Die Auswirkungen der 

Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 machten zudem den Nutzen eines Risikomanage-

ments deutlich und steigerten das Interesse an einer Standardisierung (Erben, 2015). 

Erben schätzt im Jahr 2015 den Bestand auf insgesamt etwa 80 branchenspezifische und 

generische Standards zum Risikomanagement, Romeike zählt im Jahr 2018 mehr als 100 

davon. Als die bedeutendsten generischen Standards, die sich nicht auf einzelne Risiko-

arten oder Branchen beschränken, gelten das vom Committee of Sponsoring 

Organizations of the Treadway Commission (COSO) entwickelte Rahmenwerk für ein 

unternehmensweites Risikomanagement und die Norm ISO 31000 (Hunziker, 2019). In 

Ergänzung zur zuletzt genannten Norm ist die Reihe der ON-Regeln ONR 49000 bis 49003 

erschienen (Erben, 2015; Romeike, 2018), die mittlerweile als Normenreihe ÖNORM 

D 4900 bis ÖNORM D 4903 (Austrian Standards International, 2021a) neu veröffentlicht 
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wurde. Derartige integrative Modelle eines unternehmensweiten Risikomanagements sind 

nach Ansicht des IIA (2009) geeignet, die Führungs- und Überwachungsprozesse in 

Organisationen zu verbessern. Sie definieren einen Sollzustand, der für die Bewertung des 

Risikomanagements anlässlich von Prüfungen durch die Interne Revision herangezogen 

werden sollte (DIIR, 2018b) und sind aufgrund ihrer breiten Ausrichtung auch für die Aus-

gestaltung eines Risikomanagements im staatlichen Sektor geeignet (Offerhaus, 2009). 

Die beiden oben angeführten Modelle werden daher nachfolgend kurz besprochen. 

 

Das COSO-Rahmenwerk ist jener Standard im Risikomanagement, der die längste Historie 

aufweist (Brühwiler, 2015). Im Jahr 2004 präsentierte COSO sein erstes Rahmenwerk für 

ein organisationsweites Risikomanagement „Enterprise Risk Management – Integrated 

Framework“, das auf einem im Jahr 1992 für das Interne Kontrollsystem entwickelten 

Modell aufbaut (DIIR, 2010; Prewett & Terry, 2018). Das Enterprise Risk Management von 

COSO sollte verschiedene Konzepte im Risikomanagement zusammenführen (COSO, 

2009) und es den Führungskräften ermöglichen „wirksam mit Unsicherheit und den damit 

einhergehenden Risiken und Chancen umzugehen und hierbei ihre Fähigkeit zur 

Wertschöpfung zu stärken“ (COSO, 2006, S. 1). Während frühere Ansätze im Risiko-

management ihren Fokus auf finanzielle und versicherbare Risiken legten, zeigt dieses 

Modell eine ganzheitliche Betrachtung (Berwanger & Kullmann, 2012). Es bildet die 

Gesamtorganisation in drei Dimensionen ab, den Zielen, den Komponenten, und den 

Organisationseinheiten & Prozessen (DIIR, 2010). Das organisationsweite Risikomanage-

ment wird in diesem Rahmenwerk als iterativer Prozess verstanden, in dem die drei 

Dimensionen miteinander in Beziehung stehen (COSO, 2006). Um diese Mehr-

dimensionalität des Modelles auszudrücken, wird es in Form eines Würfels dargestellt 

(COSO, 2006). Aufgrund der ganzheitlichen Perspektive auf eine Organisation kann das 

Modell als Anhaltspunkt zur Prüfung der Vollständigkeit des Risikomanagements einer 

öffentlichen Verwaltung dienen, auch wenn das Rahmenwerk dort nicht unmittelbar 

angewendet wird (Schuh, 2011b).  

 

Im Jahr 2017 aktualisierte COSO das Modell und veröffentlichte ein Rahmenwerk unter 

dem Titel „Enterprise Risk Management – Integrating with Strategy and Performance“. Die 

in Abbildung 5 gezeigte Darstellung erinnert nun an ein Prozessmodell und erfolgt nicht 

mehr in Würfelform. Das neue Rahmenwerk für das Enterprise Risk Management umfasst 

die fünf Komponenten Governance & Culture; Strategy & Objective Setting; Performance; 

Review & Revision; und Information, Communication, & Reporting. Diese Komponenten 

stehen wieder untereinander in Verbindung und sind mit 20 Prinzipien hinterlegt (COSO, 

2017), die zum größten Teil bereits im Vorgängermodell implizit vorhanden waren 

(Prewett & Terry, 2018). Das überarbeitete Modell stellt gegenüber dem vorhergehenden 

höhere Anforderungen an die Berücksichtigung der Governance und der Unternehmens-

kultur, sowie an die Integration des organisationsweiten Risikomanagements mit dem 

Strategieprozess und der Performance der Organisation (Prewett & Terry, 2018). 
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Abbildung 5: COSO Enterprise Risk Management – Integrating with Strategy and Performance 

 

Quelle: COSO, 2017, S. 62 

 

Das COSO Rahmenwerk wird vor allem in den USA und darüber hinaus von größeren 

Konzernen und in der Wirtschaftsprüfung verwendet (Brühwiler, 2015; Romeike, 2018), 

richtet sich aber grundsätzlich an alle Organisationen, einschließlich staatliche Organi-

sationen, unabhängig von ihrer Größe (Anderson & Frigo, 2020).  

 

Das zweite, ebenso bedeutende Modell zum Risikomanagement, das nach seiner 

Konzeption für die Anwendung in jeglicher Art von Organisation vorgesehen ist (Brühwiler, 

2015), stellt die Norm „ISO 31000 Risk Management – Principles and Guidelines“ dar. Die 

International Organization for Standardization (ISO) hat diese Norm erstmals im Jahr 2009 

veröffentlicht (Brühwiler, 2015; Illetschko et al., 2014) und mittlerweile mehrfach 

überarbeitet. Sie ist als Leitliniendokument zu verstehen, das bestehende Standards 

international vereinheitlichen soll, ohne dass es den Anspruch stellt, diese zu ersetzen 

(Diederichs, 2017). Die grundlegenden Komponenten dieser Norm sind die Grundsätze, 

das Rahmenwerk, und der Prozess des Risikomanagements (Austrian Standards 

International, 2018). Sie weisen einen hohen Deckungsgrad mit den Komponenten des 

COSO-Rahmenwerkes zum Enterprise Risk Management auf (Bungartz, 2020; Diederichs, 

2017). Einen besonderen Schwerpunkt legt die Norm auf die Integration des Risiko-

managements in das gesamte Managementsystem einer Organisation, sodass die 

Etablierung eines integrierten Managementsystems als Anforderung dieses Standards 

gelten kann (Romeike, 2018). 

 

Nachdem die Norm ISO 31000 abstrakt bleibt und keine Hilfestellungen oder ein Instru-

mentarium für eine praktische Anwendung bietet (Erben, 2015), ist diese Funktion anderen 

Standards überlassen. Die vom Österreichischen Normungsinstitut und der Swiss 

Association for Quality im Jahr 2004 in einer ersten Version veröffentlichte Reihe von 

ON-Regeln (ONR 49000 bis ONR 49003 „Risikomanagement für Organisationen und 

Systeme“) waren von Anfang an auf eine praktische Umsetzung des Risikomanagements 

ausgelegt und wurden in späteren Überarbeitungen auf die Anwendung der Norm ISO 

31000 ausgerichtet (Erben, 2015). In ihrer letzten Überarbeitung sind die ONR-Regeln als 

 

2 Der Abdruck ist nach dem COSO „copyright permission request form“ (Stand 29.09.2021) zulässig. 
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Normen-Reihe ÖNORM D 4900 bis ÖNORM D 4903 (Austrian Standards International, 

2021a) erschienen. Die Abbildung 6 zeigt das Risikomanagementsystem, wie es in der 

ÖNROM D 4900 dargestellt ist. Wie daraus hervorgeht, wird das Risikomanagement in 

dieser Norm in eine enge Verbindung zum Deming-Kreislauf gebracht. 

 

Abbildung 6: Risikomanagementsystem nach ÖNORM D 4900 

 

Quelle: In Anlehnung an Austrian Standards International, 2021a, S. 14 

 

Nach der ÖNORM D 4900 befindet sich der seinerseits zyklisch ablaufende Prozess des 

Risikomanagements im Zentrum des Deming-Kreislaufes und wird vor allem der Phase 

„Do“ zugeordnet. Er geht von den Rahmenbedingungen aus und zielt auf eine Bewältigung 

von zunächst als nicht tragbar bewerteten Risiken. Alle Phasen des Risikomanagement-

Prozesses werden dabei von Kommunikations- und Überwachungsprozessen begleitet. 

Von übergeordneter Bedeutung ist die Führungsebene. Sie beauftragt die Anwendung des 

Risikomanagement-Prozesses und verpflichtet sich selbst dazu, ihn einzuhalten (Austrian 

Standards International, 2021a).  

 

Sowohl aus der Darstellung des Risikomanagements nach dem COSO-Modell als auch 

aus der Darstellung des Modells nach der ÖNORM D 4900 gehen die eingangs dieses 

Abschnittes angeführten Erfolgsfaktoren eines Risikomanagements, die Risikokultur, die 

Strukturen, die Prozesse, und die Instrumente, hervor. Bungartz (2020) plädiert demgemäß 

dafür, ein Risikomanagementsystem basierend auf einem international anerkannten 

Rahmenwerk einzurichten. Erben (2015) sieht jedoch einer Normierung des Risiko-

managements aufgrund der in jeder Organisation spezifischen Voraussetzungen Grenzen 

gesetzt. In ihrer Funktion als Orientierungshilfen bei der Neukonzeption und als 
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Benchmarks für die Verbesserung eines bereits eingeführten Risikomanagements leisten 

Standards im Risikomanagement aber auch nach Erben (2015) wertvolle Beiträge. 

Diederichs (2017) weist ebenso darauf hin, dass Standards zwar Anhaltspunkte geben 

können, dass einer Organisation bei der Ausgestaltung eines Risikomanagements aber 

immer ein Freiraum bleibt.  

 

Die Diskussion zum Risikomanagement im staatlichen Sektor geht von den soeben 

beschriebenen konzeptionellen Grundlagen aus und wird durchwegs vergleichend mit dem 

erwerbswirtschaftlichen Sektor geführt (z. B. Hirsch et al., 2020; Motel & Richter, 2016; 

Schmid, 2018). Dort sind die seit Ende der 1990er Jahre nach Bilanzmanipulationen und 

Zusammenbrüchen großer Unternehmen weltweit erlassenen gesetzlichen Regelungen 

und die auf Freiwilligkeit beruhenden Corporate Governance Kodizes Treiber für die 

Entwicklung des Risikomanagements (Angermüller et al., 2011; Haberer, 2003; Offerhaus, 

2009). Ziel dieser Regelungen ist es, die Leitungs- und Überwachungsfunktionen in 

Publikumsgesellschaften zu verbessern, um den Unternehmenswert zu steigern und so 

das Vertrauen der Anleger zu rechtfertigen (Bungartz, 2020). Ebenso sollen diese 

Regelungen die Transparenz erhöhen und die persönliche Verantwortung von Ent-

scheidungsträgern klarstellen (Bodemann, 2011).  

 

Für die österreichische Bundesverwaltung lassen sich nur vereinzelte Regelungen zum 

Management von Risiken feststellen. Im österreichischen Bundeshaushaltsgesetz 2013 

(BHG 2013)3 finden sich beispielsweise Bestimmungen, die das finanzielle Risiko des 

Bundes beschränken sollen. So ist dort das grundsätzliche Gebot der risikoaversen 

Ausrichtung der Finanzgebarung normiert. Für näher bestimmte Rechtsträger, an denen 

der Bund beteiligt ist oder die der Aufsicht des Bundes unterliegen, ist weiters ein 

Beteiligungscontrolling einzurichten, das auch ein Risikocontrolling umfasst. Die Durch-

führung ist in der Beteiligungs- und Finanzcontrolling-Verordnung4 geregelt. Das ebenfalls 

im BHG 2013 verankerte Budgetcontrolling ist in der Controllingverordnung 20135 näher 

ausgeführt und soll die Steuerung der Verwendung finanzieller Mittel unterstützen. Der 

Bundes Public Corporate Governance Kodex (Bundeskanzleramt Österreich, 2017) regelt 

wiederum die Ausübung von Aufsichtsrechten des Bundes an seinen Unternehmen und 

deren Tochter- und Subunternehmen. Diese Regelungen zielen darauf ab, die mit den 

Ausgliederungen für den Bund einhergehenden Risiken zu steuern (Spennlingwimmer, 

2017). Insgesamt bestehen aber im österreichischen öffentlichen Recht keine dem 

Gesellschaftsrecht vergleichbaren Normen, die staatliche Institutionen zur Einrichtung 

eines organisationsweiten, gesamthaften Risikomanagements verpflichten würden.  

 

 

3 Bundesgesetz über die Führung des Bundeshaushaltes (Bundeshaushaltsgesetz 2013 – BHG 2013), BGBl I 

139/2009 idF BGBl I 153/2020 
4 Verordnung des Bundesministers für Finanzen für die einheitliche Einrichtung eines Planungs-, Informations- 

und Berichterstattungssystems des Bundes für das Beteiligungs- und Finanzcontrolling (Beteiligungs- und 

Finanzcontrolling-Verordnung), BGBl II 18/2019 
5 Verordnung der Bundesministerin für Finanzen über das Budgetcontrolling (Controllingverordnung 2013), 

BGBl II 500/2012 
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Fehlende Rechtsnormen mögen ein Grund dafür sein, dass in der österreichischen 

Bundesverwaltung eine gesamthafte Strategie zum Risikomanagement fehlt (Finz, 2012), 

das Risikomanagement daher unterschiedlich entwickelt ist (Rechnungshof Österreich, 

2017, 2020, 2021) und eine Institutionalisierung einen Ausnahmefall darstellt (Schuh, 

2014). Mit der Umsetzung der Konzepte von New Public Management, Good Governance 

und Open Government gewann das Risikomanagement in der öffentlichen Verwaltung an 

Bedeutung (Schuh, 2011b). Die im Jahr 2013 im Bund erfolgte Einführung der wirkungs-

orientierten Haushaltsführung gibt Anlass, eine Fortsetzung dieser Tendenz zu erwarten 

(Schuh, 2014). Das Bundesbudget ist seither mit Zielen verknüpft, sodass sich die 

Erreichung der Ziele als Gegenstand des Risikomanagements anbietet (Schuh, 2014). 

Auch Theuermann (2018) ortet angesichts einer immer umfangreicheren Rechtsmaterie, 

die durch die Verwaltung zu vollziehen ist, und aufgrund von immer komplexeren Abläufen 

eine zunehmende Relevanz des Risikomanagements im staatlichen Sektor. In einer von 

Theuermann et al. im Jahr 2017 erstmals für Österreich durchgeführten Studie zum Risiko-

management in den Gebietskörperschaften Bund, Länder und Gemeinden beurteilten 

mehr als 40 % der Gemeinden, 25 % der Landesverwaltungen und 62 % der Bundes-

ministerien das Risikomanagementsystem als noch wenig ausgeprägt. Soweit ein 

Risikomanagement eingeführt war, beschränkte es sich meist auf die Finanzabteilungen. 

Den größten Aufholbedarf nehmen Theuermann et al. (2017) bei den Bundesministerien 

wahr, von denen sich im Zeitpunkt der Durchführung der Studie 13 % noch nicht mit dem 

Thema Risikomanagement beschäftigten. Gleichermaßen stellt der Rechnungshof 

Österreich (2020) einen Nachholbedarf von Bundesministerien im Vergleich zur Privat-

wirtschaft fest, wo das Risikomanagement mittlerweile ein akzeptiertes Führungs- und 

Managementinstrument ist. Er regt daher eine auf Bundesebene geführte Diskussion an, 

um auf eine Gesetzgebung hinzuwirken, welche die Ausgestaltung und Anwendung des 

Risikomanagements in den Bundesministerien regelt (Rechnungshof Österreich, 2017). 

 

Für die staatliche Verwaltung in Deutschland beschreibt Niedostadek im Jahr 2011 erste 

Ansätze eines Risikomanagements, die beispielsweise in Form von vereinzelten Frühwarn-

systemen und Notfallplänen bestanden, allerdings nicht in übergreifenden Konzepten 

organisiert waren. Bodemann (2011) wertet die laufende Verwaltungsmodernisierung 

sowie Bestrebungen zur Eindämmung der Haushaltsverschuldung und zum effizienten 

Umgang mit Steuergeldern als günstige Anzeichen für die Einführung eines Risikomanage-

ments im öffentlichen Sektor Deutschlands. Die Einführung des dopischen Rechnungs-

wesens auf der kommunalen Ebene fordert dort mittlerweile implizit (Motel & Richter, 2016) 

und nach Ansicht des DIIR (2018b) sogar verpflichtend die Einrichtung eines Risiko-

managements. In einer Studie betreffend Interne Kontrollsysteme in öffentlichen 

Institutionen Deutschlands kommt Angermüller (2019) allerdings zum Ergebnis, dass sich 

Risikomanagementstrukturen erst etablieren. Wichtige Elemente eines Risikomanage-

ments sind zwar bereits vorhanden, Aktivitäten zur Risikoidentifikation und Risiko-

bewertung erfolgen jedoch nicht strukturiert (Hirsch et al., 2020; Motel & Richter, 2016), 

weshalb eine Steuerung von Risiken nicht wirtschaftlich erfolgen kann (Angermüller, 2019). 

Untersuchungen des Bundesrechnungshofes weisen dieses Defizit auch in Bundes-

behörden aus (Hirsch et al., 2020; Schmid, 2018). Damit bleibt, wie von Scholz et al. (2009) 
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festgestellt wird, der im erwerbswirtschaftlichen Sektor etablierte Ansatz eines holistischen 

Risikomanagements im öffentlichen Sektor Deutschlands weitgehend ungenutzt.  

 

Für die Schweiz stellen Benz & Sterchi im Jahr 2001 noch fest, dass sich das Risiko-

management der staatlichen Verwaltung auf spezielle Bereiche wie den Datenschutz oder 

die Informationssicherheit reduziert und auch dort nur im Zuständigkeitsbereich der 

jeweiligen Führungskraft betrieben wird. Auch nach Schütz (2009) war das Risikomanage-

ment der öffentlichen Institutionen in der Schweiz punktuell und vor allem auf die 

Schadensabwehr, beispielsweise auf den Schutz vor Hochwasser, ausgerichtet. Eine 

steigende Bedeutung des Managements von Risiken im staatlichen Sektor der Schweiz 

war jedoch zu erwarten (Schütz, 2009). Neue Verwaltungsmodelle, die zu mehr Trans-

parenz des Verwaltungshandelns, überprüfbaren Zielsetzungen, und klaren Verant-

wortlichkeiten führen sollten, lagen dieser Erwartung zugrunde (Schütz, 2009). Ebenso 

sollten die Notwendigkeit, Risiken aus Beteiligungen zu steuern (Benz & Sterchi, 2001), 

höhere Anforderungen an die Haushaltsführung und ein zunehmender Einfluss des 

Ratings öffentlicher Institutionen auf deren Zugang zum Kapitalmarkt (Benz & Sterchi, 

2001; Schütz, 2009) als treibende Kräfte auf die Einrichtung eines systematischen 

Risikomanagements wirken. Im Jahr 2010 hat schließlich der Schweizerische Bundesrat 

die „Weisungen über die Risikopolitik des Bundes“6 erlassen und damit ein Risiko-

management für die Bundesverwaltung verpflichtend eingeführt. Die „Richtlinien über das 

Risikomanagement Bund“ (Eidgenössische Finanzverwaltung, 2016) und das „Handbuch 

zum Risikomanagement Bund“ (Eidgenössische Finanzverwaltung, 2020) erläutern die 

Weisungen des Bundesrats. Diese Regelwerke lehnen sich an die Norm ISO 31000 und 

an die ON-Regeln ONR 49000 ff an (Eidgenössische Finanzverwaltung, 2020). 

 

Ebenso wie nunmehr die Schweiz wenden angelsächsische Länder wie Großbritannien, 

Australien, und Kanada in ihren staatlichen Verwaltungen bereits seit längerer Zeit 

Standards im Risikomanagement an, die sich von den im erwerbswirtschaftlichen Sektor 

etablierten Modellen nicht wesentlich unterscheiden (Offerhaus, 2009). Budäus und Hilgers 

(2009) halten die in privaten Unternehmen zu findenden Verfahren zur Risikoidentifikation 

und zur Risikobeeinflussung aufgrund von in wesentlichen Bereichen gleichgelagerten 

Problemstellungen auch in staatlichen Verwaltungen für anwendbar. Dabei sind jedoch 

spezifische Umfeldbedingungen zu berücksichtigen (Motel & Richter, 2016; Niedostadek, 

2011; Schmid, 2018). Nachfolgend wird das spezifische Umfeld des staatlichen Sektors 

anhand der Literatur skizziert. Die angeführten Merkmale können Hürden bei der Ein-

führung eines Risikomanagements im staatlichen Sektor darstellen. 

 

• Orientierung am Gemeinwohl: Als grundsätzlicher Unterschied zum erwerbswirt-

schaftlichen Sektor, der an finanziellen Erträgen und an Wertsteigerungen orientiert 

ist (Brauweiler, 2019; Gleißner et al., 2019), gilt die Ausrichtung des staatlichen 

Sektors am Gemeinwohl (Schütz, 2009; Offerhaus, 2009). Dies ist mit einer 

Orientierung der staatlichen Verwaltung an Sachzielen wie der Erfüllung 

hoheitlicher Aufgaben, der Erstellung öffentlicher Leistungen oder der Erzielung 

 

6 Weisungen über die Risikopolitik des Bundes, BBl 2010 6549 
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von Wirkungen verbunden (Budäus & Hilgers, 2009; Rieckmann & Hornung, 2011). 

Um die Ergebnisse daraus abzubilden, müssen hauptsächlich nicht-monetäre 

Aspekte berücksichtigt werden (Budäus & Hilgers, 2009), während die Kosten einer 

staatlichen Leistung in den Hintergrund treten und einem politischen Aus-

handlungsprozess unterliegen (Schütz, 2009). Dies führt zu Problemen bei der 

Erfolgsmessung (Stember, 2011) und damit auch bei der Bewertung und 

Aggregation von Risiken (Offerhaus, 2009). 

 

• Heterogene Zielsetzungen: Aus der Orientierung am Gemeinwohl ergibt sich, dass 

der staatliche Sektor die Interessen einer Vielzahl von Anspruchsgruppen zu 

beachten hat (Andreeva et al., 2014; Hunziker, 2011; Offerhaus, 2009) und auch 

Minderheitsinteressen schützen muss (Stember, 2011). Dabei können sich Wider-

sprüche ergeben, was folglich zu Zielkonflikten und oft unklaren Zielsetzungen führt 

(Hirsch et al., 2020; Schütz, 2009). Auch hier ist der politische Diskurs entscheidend 

dafür, welche Interessen sich im Aufgabenportfolio der staatlichen Verwaltung 

niederschlagen (Benz & Sterchi, 2001). Das häufige Fehlen eindeutiger Ziele 

erschwert die Bewertung von Zielabweichungen und damit von Risiken (Hirsch et 

al., 2020), führt zu einem risikoaversen Verhalten von Entscheidungsträgern 

(Bozeman & Kingsley; 1998) und ist nach Schütz (2009) einer der Gründe für ein 

nur schwach entwickeltes Risikoverständnis im staatlichen Sektor.  

 

• Kein freier Markt: Für die vom staatlichen Sektor erbrachten Leistungen gibt es im 

Regelfall keinen freien Markt (Schütz, 2009). Sie werden, wie die innere Sicherheit 

oder die Steuereinhebung, entweder im Rahmen seiner Hoheitsverwaltung 

erbracht oder sie können, wie die Zuerkennung von Förderungen oder die Gewähr-

leistung der Grundversorgung, nicht wirtschaftlich erstellt werden (Schütz, 2009). 

Für den staatlichen Sektor sind in Folge des fehlenden Marktes viele Alternativen 

zur Steuerung von Risiken, beispielsweise eine Risikovermeidung durch Abstand-

nahme von der Erstellung einer Leistung, nicht vorhanden (Offerhaus, 2009).  

 

• Bindung an Rechtsnormen: Die Aufgaben des staatlichen Sektors sind innerhalb 

der Hoheitsverwaltung vollständig durch Gesetze definiert und auch in der nicht 

hoheitlichen Verwaltung großteils durch Rechtsnormen bestimmt (Öhlinger & 

Eberhard, 2019). Die staatliche Verwaltung kann daher nicht frei über ihr Aufgaben-

portfolio entscheiden und ist auch hinsichtlich der Art, wie sie ihre Leistungen 

erstellt, vielfach an rechtliche Vorgaben gebunden (Schütz, 2009). Die Bindung des 

staatlichen Handelns an Rechtsnormen zählt zu den Prinzipien europäischer 

Verwaltungen und soll ihre Verlässlichkeit und Vorhersehbarkeit sicherstellen 

(Wimmer, 2017). Österreich weist jedoch im internationalen Vergleich ein hohes 

Ausmaß an gesetzlichen Regulierungen auf (Biegelbauer et al., 2014). Eine 

Beschränkung auf die „betriebliche Abwicklung ihres gesetzlichen Auftrages“ 

(Hunziker, 2011, S. 116) lässt staatliche Institutionen oft die Notwendigkeit eines 

strategischen Risikomanagements und damit eines vorausschauenden Handelns 

nicht erkennen. 
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• Gesicherte Finanzierung: Die Finanzierung der im staatlichen Sektor erstellten 

Leistungen ist durch Steuereinnahmen abgesichert (Schütz, 2009). Eine ineffiziente 

Leistungserbringung hat daher nach Schütz (2009) im Regelfall keine 

Konsequenzen. Staatliche Institutionen sind auch keinen bestandsgefährdenden 

Risiken ausgesetzt (Niedostadek, 2011) und laufen nicht Gefahr insolvent zu 

werden (Angermüller, 2019; Angermüller et al., 2011). Diese Faktoren werden als 

ursächlich dafür angesehen, dass sich im staatlichen Sektor Risikomanage-

mentstrukturen langsamer entwickeln als in der Erwerbswirtschaft (Angermüller, 

2019). Soweit eine Bestandsgarantie für die öffentliche Verwaltung auch 

verfassungsrechtlich festgelegt ist, führt sie nach Bodemann (2011) dazu, dass die 

persönliche Verantwortlichkeit und das Risikobewusstsein nur schwach ausgeprägt 

sind. Theuermann et al. (2017) weisen jedoch darauf hin, dass die österreichische 

Gesetzeslage Prüfungen einer wirksamen und sparsamen Verwendung der Mittel 

vorsieht und dass der Einsatz von Steuermitteln zunehmend das öffentliche 

Interesse findet. 

 

• Hoher Konsensbedarf: Zwischen den Verwaltungsebenen des staatlichen Sektors 

und zwischen den einzelnen Institutionen besteht ein hoher Konsensbedarf 

(Stember, 2009). Die Notwendigkeit des Konsenses ergibt sich unter anderem 

durch die in Österreich verfassungsrechtlich festgelegte mittelbare Bundes- und 

Landesverwaltung, die eine gegenseitige Mitwirkung von Bund und Ländern bei der 

Verwaltung einzelner Sachgebiete vorsieht (Öhlinger & Eberhard, 2019), so auch 

im Risiko- und Katastrophenmanagement (Weber, 2018). Diese gegenseitigen 

Abhängigkeiten bei der Leistungserstellung legen nach Offerhaus (2009) eine die 

Institutionen übergreifende Betrachtung im staatlichen Risikomanagement nahe. 

 

• Streben nach Stabilität: Während im erwerbswirtschaftlichen Sektor die 

Veränderung ein Überlebensfaktor ist, strebt die staatliche Verwaltung nach einer 

Stabilität der Verhältnisse (Stember, 2009). Stabile Verhältnisse in der Führungs-

ebene und die damit einhergehende Kontinuität in den Zielsetzungen und in der 

Bewertung des Nutzens eines Risikomanagements können dessen Einführung und 

Etablierung erleichtern (Hirsch et al., 2020). Stabilität kann aber auch zur 

Erstarrung werden und führt dann zu einer Resistenz gegen Veränderungen 

(Stember, 2009). In der letztgenannten Ausprägung kann Stabilität die Einführung 

von Risikomanagement erschweren (Hirsch et al., 2020). 

 

Schütz (2009) schlägt ein Modell eines Risikomanagements für die öffentliche Verwaltung 

vor, das ihre strukturellen Besonderheiten berücksichtigt. Das aus Abbildung 7 hervor-

gehende Modell beschreibt Schütz (2009) wie folgt: Parlament und Regierung initiieren als 

politische Entscheidungsebene das Risikomanagement und betreiben es als 

Führungsprozess. Diese Institutionen tragen die Verantwortung für die Wertvorstellungen 

in der öffentlichen Verwaltung und formulieren darauf beruhend die Risikopolitik. Ihnen 

obliegt es auch, den operativen Risikomanagementprozess in die Führungsstrukturen der 

operativen Ebene zu integrieren und sicher zu stellen, dass daraus Informationen über den 

Risikostatus zurückfließen. Diese Informationen sind wieder Grundlage für die Bestimmung 
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von strategischen Prioritäten und für die Aushandlung von Aufträgen und Maßnahmen 

zwischen strategischer und operativer Ebene zur Umsetzung dieser Prioritäten. 

 

Abbildung 7: Modell eines Risikomanagements in öffentlichen Verwaltungen 

 

Quelle: In Anlehnung an Schütz, 2009, S. 137 

 

Der operative Risikomanagementprozess aktualisiert laufend den Risikostatus. Er besteht 

aus dem Identifizieren, Analysieren, Bewerten, Bewältigen, und Überwachen von Risiken. 

Der Rückkopplungsprozess zwischen strategischer Ebene und operativer Ebene in Form 

von Auftragserteilung (top-down) und Feedback über den Risikostatus (bottom-up) 

gewährleistet die Passung zwischen Risikopolitik und Risikostatus. Die Risiko-

kommunikation stellt den vertrauensbildenden Dialog mit internen und externen 

Anspruchsgruppen sicher. Weiters sensibilisiert sie die öffentliche Verwaltung für einen 

sorgsamen Umgang mit Risiken und Chancen, sorgt für den Wissensaustausch, und bildet 

eine Klammer über das gesamte Risikomanagement. 

 

Aus der Beschreibung und aus der Abbildung des Modells ist ersichtlich, dass es die 

Instrumente und Prozesse der in der vorliegenden Arbeit erläuterten generischen 

Standards aufweist. So sind eine aus den Werthaltungen der Organisation abgeleitete 

Risikopolitik und der dargestellte operative Risikomanagementprozess grundlegende 

Elemente von Standards im Risikomanagement. Ebenso geht daraus hervor, dass das 

Risikomanagement in das von Schedler und Proeller (2011) beschriebene Modell der 

Rationalitäten im politisch-administrativen System der öffentlichen Verwaltung 

(Abschnitt 3.1.) eingebettet ist. 
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3.4. Zwischenfazit 

Bis hierher kann festgehalten werden, dass der staatliche Sektor aufgrund der 

Verschiedenartigkeit seiner Anspruchsgruppen ein breites Portfolio an Aufgaben erfüllt 

(Benz & Sterchi, 2001), das ebenso wie das Verständnis von der Funktion des Staates 

einem Wandel unterliegt (Kaufmann, 1996; Nitschke, 2000). Mit der sich verändernden 

Aufgabenerfüllung des Staates sind institutionelle Risiken der Effektivität und der Effizienz 

des Verwaltungshandelns verbunden (Budäus & Hilgers, 2009; Theuermann 2018). Der 

Staat ist aber vor allem Eigner von gesellschaftlichen Risiken, die Staatsgrenzen 

überschreiten, zeitlich nicht eingrenzbar sind und ganze Gesellschaftssysteme beein-

trächtigen können (Budäus & Hilgers, 2009; Renn et al., 2007). Er ist gefordert, auf die 

damit verbundenen Problemstellungen aus Sicht der Bürger*innen zufriedenstellende 

Antworten zu finden, um ihr Vertrauen in die Institution Staat zu erhalten, und hat damit 

auch Systemrisiken zu tragen (Budäus & Hilgers, 2009). Antworten auf diese Problem-

stellungen werden im heutigen Steuerungsstaat in der Risikovorsorge gesehen, die das 

traditionelle, problembezogen intervenierende Handeln des Staates ablöst (Kaufmann, 

1996; Preuß, 1996).  

 

Das Risikomanagement ist als Führungs- und Steuerungsinstrument konzipiert und 

unterstützt die vorausschauende, systematische Bewältigung von Risiken (Diederichs, 

2017; Illetschko et al., 2014). Die dafür grundlegenden Elemente sind ein Risiko-

bewusstsein, spezifische Strukturen, Prozesse, und Instrumente (Diederichs, 2017; 

Romeike & Hager, 2020). Im Verhältnis zum Stand der Forschung und zu den im erwerbs-

wirtschaftlichen Sektor angewendeten Standards ist das Risikomanagement im staatlichen 

Sektor oft nur schwach ausgeprägt (Angermüller, 2019; Scholz et al., 2009). Auch für den 

staatlichen Sektor Österreichs wird ein Aufholbedarf im Risikomanagement festgestellt 

(Rechnungshof Österreich, 2020; Theuermann et al., 2017). Die Gründe dafür können in 

Besonderheiten des politisch-administrativen Systems der staatlichen Verwaltung gesehen 

werden (Motel & Richter, 2016; Niedostadek, 2011; Schmid, 2018). Es wurden jedoch 

mittlerweile Modelle für ein staatliches Risikomanagement entwickelt, die auf den im 

erwerbswirtschaftlichen Sektor etablierten Standards basieren und diese Besonderheiten 

berücksichtigen (Schütz, 2009). Mehrere Staaten, darunter die Schweiz, haben bereits ein 

diesen Modellen entsprechendes Risikomanagement in ihren Verwaltungen eingeführt 

(Hirsch et al., 2020; Offerhaus, 2009).  
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4. Interne Revision und Risikomanagement 

Nach der im vorigen dritten Kapitel dargestellten Bestandsaufnahme der Literatur zum 

Risikomanagement im staatlichen Sektor werden in diesem Kapitel die Grundlagen der 

Internen Revision beschrieben und Verbindungslinien zwischen Risikomanagement und 

Interner Revision gezeichnet. Dazu befasst sich der erste Abschnitt dieses Kapitels mit den 

Berufsgrundlagen, dem theoretischen Fundament und der Zweckbestimmung der Internen 

Revision. Der zweite Abschnitt widmet sich einer Besprechung der konkreten Aufgaben 

der Internen Revision und stellt dabei verschiedene Kategorisierungen ihrer Tätigkeits-

felder in den Mittelpunkt. Ein dritter Abschnitt geht auf die Besonderheiten der Internen 

Revision im staatlichen Sektor ein und fasst die Literatur zur Internen Revision in der 

österreichischen Bundesverwaltung zusammen. Der vierte Abschnitt beleuchtet schließlich 

die Diskussion zu den Rollen der Internen Revision im Zusammenwirken mit dem 

Risikomanagement. In einem dieses Kapitel abschließenden Zwischenfazit werden die 

Erkenntnisse aus der bis dahin erfolgten Bestandsaufnahme der Literatur in einem Modell 

zusammengefasst. Auf dieser Basis kann daran anschließend die Forschungsfrage 

detailliert werden.  

 

4.1. Grundlagen und Zweck der Internen Revision 

Die aus der Perspektive der beruflichen Praxis der Internen Revision bedeutendste 

Grundlage ist das International Professional Practices Framework (IPPF). Dieses Rahmen-

werk wird vom IIA herausgegeben und stellt nach Eulerich (2018) die einzige global 

anerkannte Berufsgrundlage für die Interne Revision dar. In einer Übersetzung durch das 

DIIR (2019) ist die Interne Revision darin wie folgt definiert: 

Die Interne Revision erbringt unabhängige und objektive Prüfungs- und Beratungs-

dienstleistungen, welche darauf ausgerichtet sind, Mehrwerte zu schaffen und die 

Geschäftsprozesse zu verbessern. Sie unterstützt die Organisation bei der Errei-

chung ihrer Ziele, indem sie mit einem systematischen und zielgerichteten Ansatz 

die Effektivität des Risikomanagements, der Kontrollen und der Führungs- und 

Überwachungsprozesse bewertet und diese verbessern hilft. (S. 16) 

 

Eine Interne Revision unterwirft sich den internationalen Berufsgrundlagen in Form einer 

Selbstverpflichtung (Tanski, 2011). Aufgrund der globalen Bedeutung der Berufsgrund-

lagen wird jedoch von allen Anbietern Interner Revisionsleistungen erwartet, dass sie die 

darin als verbindlich qualifizierten Elemente (Grundprinzipien, Ethikkodex, Standards, und 

Definition der Internen Revision) beachten (IIRÖ, 2008). Die in diesem Rahmenwerk zum 

Ausdruck kommende Auffassung von der Internen Revision wird heute unabhängig von 

der Größe oder der Branche eines Unternehmens als maßgeblich angesehen (Peemöller 

& Kregel, 2014) und gilt auch für den öffentlichen Sektor (Fellmann, 2011; IIA, 2012b, 

2019b; Rieckmann & Homburg, 2011). Die Interne Revision ist darin als Funktion 

beschrieben (Lück, 2001b), der Ziele, Aufgaben und Befugnisse zugeordnet sind (Eulerich, 

2018). In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff „Interne Revision“ auch für eine 

Organisationseinheit verwendet, die mit der Ausübung dieser Funktion beauftragt ist.  
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Die aus der Definition der Internen Revision hervorgehenden Attribute der Unabhängigkeit 

und der Objektivität gelten als „die Grundsteine einer effektiven Revisionsarbeit“ (Bünis & 

Gossens, 2020, S. 41). Sie sollen es einer Internen Revision ermöglichen, von Interessens-

lagen unbeeinflusste, qualifizierte und faktenbasierte Dienstleistungen zu erbringen, um so 

eine Vertrauensbasis zu ihren Anspruchsgruppen herzustellen und aufrecht zu erhalten 

(Eulerich, 2018). Die Erbringung qualifizierter Dienstleistungen erfordert wiederum 

entsprechende Kompetenzen (Anderson et al., 2017; Bünis & Gossens, 2020). Auf diese 

drei grundlegenden Elemente, die Unabhängigkeit, die Objektivität und die Kompetenzen 

einer Internen Revision, soll nachfolgend näher eingegangen werden. 

 

Die Unabhängigkeit stellt ein Merkmal der Internen Revision dar, bei dem zwischen der 

organisatorischen Unabhängigkeit und der Unabhängigkeit von den Prozessen unter-

schieden wird (Bünis & Gossens, 2020; Mertenskötter et al., 2010). Die organisatorische 

Unabhängigkeit soll sicherstellen, dass sie ihre Aufgaben unbeeinflusst wahrnehmen kann 

(Bünis, 2018). Zur Beurteilung der organisatorischen Unabhängigkeit werden mehrere 

Faktoren herangezogen (Bünis & Gossens, 2020). Die internationalen Berufsgrundlagen 

führen dazu unter anderem die funktionale Unterstellung unter die oberste Leitung einer 

Organisation und das Nichtvorliegen einer Beeinflussung bei der Festlegung des Prüfungs-

umfanges, bei der Auftragsdurchführung, und bei der Berichterstattung an (DIIR, 2019). 

Eine Eingliederung der Internen Revision möglichst nahe bei der obersten Leitung 

begünstigt ihre organisatorische Unabhängigkeit (Hofmann, 2005; IIRÖ, 2008). Freidank 

und Pasternack (2011) sprechen sich daher dafür aus, eine Interne Revision als Stabs-

stelle auszugestalten, die unmittelbar der obersten Leitungsebene untergeordnet ist. Diese 

organisatorische Anordnung soll auch sicherstellen, dass alle Bereiche einer Organisation 

einer Prüfung durch die Interne Revision unterliegen (Peemöller, 2011). Die Interne 

Revision sollte daher nicht innerhalb einer Einheit positioniert sein, die von ihr zu prüfen ist 

(Bünis, 2018). Der österreichische Rechnungshof empfiehlt demgemäß, die Internen 

Revisionen in der Bundesverwaltung unmittelbar der Fachaufsicht der jeweiligen Ressort-

leitung zu unterstellen (Rechnungshof Österreich, 2008). Weiters sollte der Revisionsplan 

von der obersten Leitung genehmigt werden und auch die Berichterstattung durch die 

Interne Revision sollte funktional dorthin erfolgen (Bünis, 2018). Eine Berichterstattung an 

die oberste Leitung soll gewährleisten, dass die Prüfergebnisse aufgrund der dort 

liegenden Anordnungsbefugnis auch umgesetzt werden (Peemöller, 2011). Im erwerbs-

wirtschaftlichen Sektor weisen neuere Entwicklungen auf eine vermehrte Zuordnung der 

Internen Revisionen zum Aufsichtsgremium hin, was zu einer Stärkung ihrer organi-

satorischen Unabhängigkeit führt (Schubiger et al., 2021).  

 

Die Ausstattung mit Ressourcen gilt als weiterer Einflussfaktor auf die organisatorische 

Unabhängigkeit (Berger, 2011; Bünis, 2018; DIIR, 2019). Wenn eine Interne Revision mit 

den ihr zugeteilten Mitteln ihre Verantwortung nicht mehr erfüllen könnte, würde dies ihre 

organisatorische Unabhängigkeit untergraben (DIIR, 2019). Die Verfügungsmacht über die 

Ressourcen sollte daher nicht bei einer Organisationseinheit liegen, die von der Internen 

Revision geprüft wird (IIA, 2012b, 2019b). Der Leitung einer Internen Revision obliegt es, 

im Wege der einzurichtenden Kommunikationslinien bei der obersten Leitung auf eine 

ausreichende Ressourcenausstattung hinzuwirken (Bünis, 2018; Lück & Unmuth, 2006) 
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und ihr über eventuelle Ressourcenbeschränkungen zu berichten (DIIR, 2019). Die Bereit-

stellung der notwendigen Ressourcen stellt nach Carcello et al. (2020) eine wesentliche 

Voraussetzung für effektive Beiträge einer Internen Revision zur Verbesserung des 

Risikomanagements dar. Vor allem die Ausstattung mit Personalressourcen hat eine hohe 

Relevanz für die Handlungsfähigkeit einer Internen Revision (IIA, 2012b; Peemöller & 

Kregel, 2014). Wie hoch eine angemessene Personalausstattung sein sollte, ist jedoch 

weder für den erwerbswirtschaftlichen Sektor (Peemöller & Kregel, 2014) noch für den 

öffentlichen Sektor (Schuh, 2010) definiert. In der Praxis wird sie vor allem nach dem 

wahrgenommenen Mehrwert, den eine Interne Revision schafft; nach ihrem Aufgaben-

umfang; dem Kostendruck in der Organisation; historischen Schadensfällen; oder externen 

Beschwerden festgelegt (Bünis & Gossens, 2020). Das deutsche Bundesministerium des 

Inneren (2007) empfiehlt, die Personalausstattung in der Bundesverwaltung dem Risiko-

potenzial, der Größe, der Struktur, und der Komplexität eines Ressorts entsprechend zu 

bemessen.  

 

Die Unabhängigkeit von den Prozessen ist neben der organisatorischen Unabhängigkeit 

der zweite Aspekt einer unabhängigen Internen Revision (Amling & Bantleon, 2007, 2012; 

Hofmann, 2005). Die Prozessunabhängigkeit soll eine Selbstprüfung verhindern (Amling & 

Bantleon, 2007) und ist gegeben, wenn die Revisor*innen in Arbeitsabläufe ihrer Prüfungs-

zuständigkeit weder integriert noch für deren Ergebnisse verantwortlich sind (Bünis & 

Gossens, 2020; Mertenskötter et al., 2010). Diese beiden Faktoren werden auch zur 

Unterscheidung zwischen Prüfung und Kontrolle herangezogen. Während das Über-

wachungsorgan bei einer Prüfung keine Verantwortung für das Ergebnis des überwachten 

Prozesses hat, ist eine Kontrolle mit einer derartigen Verantwortung verbunden (Amling & 

Bantleon, 2007). Freidank (2019) definiert eine Prüfung darüber hinaus als einen 

vergangenheitsorientierten Soll-Ist-Vergleich, der einmalig erfolgt, nicht prozessintegriert 

ist und von prozessunabhängigen Organen durchgeführt wird. Kontrollen sind 

demgegenüber als gegenwartsorientierte Soll-Ist-Vergleiche zu verstehen, die permanent 

erfolgen, prozessintegriert sind und IT-gestützt oder von prozessabhängigen Organen 

durchgeführt werden (Freidank, 2019). Die Durchführung von Kontrollen birgt damit für eine 

Interne Revision die Gefahr einer Selbstprüfung und kann die von ihr geforderte Prozess-

unabhängigkeit beeinträchtigen. 

 

Die Unabhängigkeit von den Prozessen soll gleichzeitig Interessenskonflikte von Internen 

Revisor*innen vermeiden und ist ein Merkmal ihrer Objektivität (Bünis & Gossens, 2020). 

Die Objektivität ist eine personenbezogene Eigenschaft (Bünis & Gossens, 2020) und ein 

fundamentales Prinzip der Berufsausübung von Internen Revisor*innen (Peemöller & 

Kregel, 2014). Sie sollen ihre Arbeitsergebnisse unvoreingenommen und unbeeinflusst 

erzielen und so die Qualität ihrer Leistungen ohne Vorbehalte vertreten können (Bünis, 

2018). Schubiger et al. (2021) empfehlen das „Akzeptieren und Anwenden einer strengen 

Objektivität“ (S. 8) und sehen die Unabhängigkeit der Revisor*innen von den Prüfobjekten 

als Voraussetzung für eine funktionierende Überwachungstätigkeit an. 

 

Die Fachkompetenz einer Internen Revision wird ebenso wie ihre Unabhängigkeit und ihre 

Objektivität als konstituierendes Element angesehen (Mertenskötter et al., 2010). Die 
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internationalen Berufsgrundlagen verpflichten eine Interne Revision dazu, Aufträge mit der 

notwendigen Fachkompetenz durchzuführen (Anderson et al., 2017; Bünis & Gossens, 

2020). Der Begriff der Fachkompetenz umfasst dabei ebenso nicht fachliche Kompetenzen 

wie die Methodenkompetenz oder die soziale Kompetenz (Amling & Bantleon, 2007). 

Darüber hinaus kommt dem Erfahrungswissen eine hohe Bedeutung in der Internen 

Revision zu (Anderson et al., 2017; Keck, 2011). Kompetente Interne Revisor*innen 

bestimmen die Leistungsfähigkeit einer Internen Revision, machen den Mehrwert einer 

Internen Revision in der Organisation sichtbar, und sind für das in die Interne Revision 

gesetzte Vertrauen entscheidend (DIIR, 2018a; Eulerich & Lenz, 2020b). Durch eine 

Tätigkeit, die meist nicht auf einzelne Organisationsbereiche beschränkt ist, ergibt sich für 

eine Interne Revision ein breites Spektrum an erforderlichen Kompetenzen (Eulerich, 2018; 

Peemöller & Kregel, 2014), das sich durch Veränderungen in den Organisationen und in 

ihrem gesetzlichen und gesellschaftlichen Umfeld ständig erweitert (Buderath, 2010; Finz, 

2012; Herold, 2021). Die Breite der Anforderungen zeigt sich auch in den Forschungs-

arbeiten zur künftigen Ausrichtung der Internen Revision. Während Eulerich und Lenz 

(2020b) eine Entwicklung hin zu einem Werttreiber zeichnen, der als strategischer Partner 

der obersten Leitung wahrgenommen wird, erwarten Peemöller und Kregel (2014) 

zunehmend Anforderungen aus den Fachbereichen in Richtung mehr praxisorientierter 

Lösungsvorschläge für die von der Internen Revision aufgegriffenen Problemstellungen. 

Um effektive Prüfungsleistungen zu erbringen, sollte eine Interne Revision die für die 

jeweilige Organisation relevanten Trends und Veränderungen des Risikoumfeldes voraus-

schauend in ihre Prüfstrategie und in ihre Prüfungsmethoden einarbeiten (Herold, 2021; 

Schubiger et al., 2021; Schuh, 2010). Sie muss daher ihre Fachkompetenz planvoll durch 

Maßnahmen gestalten, die von einer gezielten Personalauswahl (Schuh, 2010) bis hin zu 

einer regelmäßigen Weiterbildung (Bünis & Gossens, 2020; Eulerich, 2018) reichen. 

Obwohl das Umfeld einer Organisation die im Einzelfall erforderlichen Kompetenzen 

bestimmt (DIIR, 2018a; Herold, 2021), zeichnen sich doch übergreifende Kompetenzen in 

ihrem Berufsbild ab (DIIR, 2018a; IIA, 2021). Das IIA (2021) klassifiziert sie im Internal 

Audit Competency Framework in die vier Wissensbereiche Professionalism, Performance, 

Leadership & Communication, und Environment. Die erforderlichen Wissensbereiche einer 

Internen Revision sollten darüber hinaus in einem Wissensmanagement organisiert sein 

(Peemöller & Kregel, 2014). Diesbezüglich stellen beispielsweise Keck (2011), Krumm 

(2006), und Schuh (2010) verschiedene Konzepte vor. 

 

Das bisher aus der Perspektive der beruflichen Praxis besprochene Verständnis der 

Internen Revision ruht auf theoretischen Fundamenten. Gleich wie das Risikomanagement 

und die gesamte betriebswirtschaftliche Überwachungslehre kann die Interne Revision mit 

der Prinzipal-Agenten-Theorie erklärt werden (Eulerich & Velte, 2013; Freidank, 2019; 

Welge & Eulerich, 2014). Diese Theorielinie der Neuen Institutionenökonomik beleuchtet 

organisatorische Probleme aus der Perspektive eines opportunistischen Verhaltens bei 

ungleich verteilten Informationen zwischen Auftraggeber*in (Prinzipal) und Auftrag-

nehmer*in (Agent) (Schreyögg & Geiger, 2016; Welge & Eulerich, 2014). Nach Jensen und 

Meckling (1976) beauftragt der Prinzipal, der auch aus mehreren Personen bestehen kann, 

den Agenten mit der Ausführung von Aufgaben, was die Delegation von Entscheidungs-
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befugnissen an den Agenten erfordert. Nachdem beide Vertragsparteien als Nutzen-

maximierer angesehen werden, ist anzunehmen, dass der Agent nicht immer Ergebnisse 

erbringt, die im besten Interesse des Prinzipals sind, sondern dass er auch auf seinen 

eigenen Vorteil bedacht ist (Jensen & Meckling, 1976). Damit verbundene Organisations-

probleme bestehen unter anderem in der Gefahr der fehlerhaften Auswahl des Agenten, 

weil dem Prinzipal bei Vertragsabschluss negative Eigenschaften des Agenten nicht 

bekannt sind (adverse selection); in der nur eingeschränkten Möglichkeit des Prinzipals, 

das Verhalten des Agenten zu beobachten (hidden action); im Informations- und 

Kompetenzvorsprung des Agenten, der es dem Prinzipal nicht erlaubt, das Verhalten des 

Agenten zu beurteilen (hidden information); und schließlich in der Möglichkeit des „hold 

up“, bei dem der Agent seinen Gestaltungsspielraum bei der Auftragsausführung zu 

seinem eigenen Vorteil nutzt (Schreyögg & Geiger, 2016). Die Abbildung 8 zeigt die soeben 

beschriebene Problematik der Informationsasymmetrie zwischen dem Prinzipal als 

Auftraggeber und dem Agenten als Auftragnehmer, die Gegenstand der Prinzipal-Agenten-

Theorie ist. 

 

Abbildung 8: Prinzipal-Agenten-Problematik 

 

Quelle: In Anlehnung an Welge & Eulerich, 2014, S. 15 

 

Nach Vahs (2019) bestehen Prinzipal-Agenten-Beziehungen in Unternehmen nicht nur 

zwischen Aufsichtsrat (Prinzipal) und Vorstand (Agent), vielmehr können Organisationen 

nach diesem theoretischen Ansatz generell als ein Geflecht derartiger Beziehungen 

angesehen werden. Eulerich (2018) spricht von mehrstufigen Prinzipal-Agenten-

Beziehungen in Organisationen und führt beispielhaft an, dass die Leitung der zweiten 

Führungsebene Agent des Vorstandes eines Unternehmens ist und dass letzterer, 

gleichzeitig neben seiner Rolle als Prinzipal der zweiten Führungsebene, auch als Agent 

des Aufsichtsrats zu betrachten ist. Ebenso wird der staatliche Sektor als eine Prinzipal-

Agent-Beziehung beschrieben (IIA, 2019b; Schmid, 2018). In öffentliche Ämter gewählte 

Vertreter oder die staatliche Verwaltung sind hier Agenten der Öffentlichkeit, der die Rolle 

des Prinzipals zukommt. 
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Der Prinzipal kann nach den Ausführungen von Jensen und Meckling (1976) das 

Abweichen von seinen Interessen begrenzen, indem er unter anderem den Agenten 

überwacht. Aber auch der Agent kann Anstrengungen unternehmen, um dem Prinzipal zu 

versichern, dass er seinem Auftrag gemäß handelt und die Interessen des Prinzipals wahrt 

(Jensen & Meckling, 1976). Die Einrichtung einer Internen Revision begünstigt beide 

Optionen zur Handhabung des Organisationsproblems. Eine Interne Revision kann die 

Risiken des Prinzipals vermindern, indem sie Informationsasymmetrien reduziert und zur 

Transparenz von Handlungen des Agenten beiträgt (Eulerich, 2018). Die Einrichtung einer 

Internen Revision kann aber auch als Möglichkeit des Agenten gesehen werden, dem 

Prinzipal zu signalisieren, dass er den Interessen des Prinzipals entsprechend handelt 

(Freidank & Pasternack, 2011; IIA, 2019b).  

 

Eulerich und Velte (2013) führen mit der Stewardship-Theorie ein weiteres theoretisches 

Konzept zur Erklärung der Internen Revision an. Dieses Konzept hat seine Wurzeln in der 

Psychologie und in der Soziologie und geht davon aus, dass nicht alle Akteure, wie in der 

Prinzipal-Agenten-Theorie angenommen wird, auf ihren individuellen Nutzen bedacht sind 

(Davis et al., 1997). Anhand der Erkenntnisse von Davis et al. (1997) kann die Stewardship-

Theorie folgendermaßen skizziert werden: Die Akteure (Stewards) sehen ein kollekti-

vistisches, an den Zielen einer Organisation ausgerichtetes Handeln als nutzbringender an 

als ein individualistisches Verhalten. In Organisationen, die mit heterogenen Zielsetzungen 

diverser Anspruchsgruppen konfrontiert sind, treffen sie Entscheidungen, die nach ihrem 

Ermessen im besten Interesse der Gesamtorganisation sind. Stewards entsprechen damit 

dem gemeinsamen Interesse der verschiedenen Anspruchsgruppen am Erfolg einer 

Organisation. Unterstützende Strukturen werden nach der Stewardship-Theorie mehr 

geschätzt als Strukturen, die überwachen und kontrollieren. Kontrollen können als 

demotivierend empfunden werden und erweisen sich als kontraproduktiv, wenn sie das 

korporative Handeln der Stewards anzweifeln.  

 

Die Stewardship-Theorie begründet damit einen Gegenentwurf zur Prinzipal-Agenten-

Theorie (Davis et al., 1997) und wird häufig in kollegial ausgerichteten Organisationen 

anzutreffen sein (Eulerich, 2018). Diese Organisationen setzen zum einen Motivations- und 

Anreizinstrumente differenziert ein, um eine Demotivation und dadurch entstehende 

Ineffizienzen zu vermeiden. Zum anderen entwickeln sie ausgehend von der Grund-

annahme der Selbstmotivation ihre Informations- und Kontrollsysteme unter Einbeziehung 

der ausführenden Stellen (Eulerich & Velte, 2013). Die Interne Revision hat in derartigen 

Organisationen vorrangig eine unterstützende Rolle, in der sie Schwachstellen identifiziert 

und Verbesserungen anregt (Eulerich, 2018).  

 

Beide angeführten theoretischen Ansätze scheinen für die Interne Revision in der Bundes-

verwaltung relevant. Einerseits ist die politisch verantwortliche Ressortleitung in ihrer Rolle 

als Prinzipal auf objektive Informationen über das Handeln der administrativen 

Organisationseinheiten angewiesen. Die Interne Revision kann diese Informationen 

aufgrund ihrer Objektivität und Unabhängigkeit bereitstellen. Gleichzeitig befindet sich eine 

Ressortleitung gegenüber dem als Kontrollorgan agierenden Parlament (Öhlinger & 

Eberhard, 2019) in der Rolle eines Agenten und kann durch die Einrichtung einer Internen 
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Revision ihr Streben nach einem ihrer parlamentarischen Verantwortlichkeit ent-

sprechenden Handeln sichtbar machen. Andererseits wird ein Ressort nach Oberndorfer 

(2013) als ein politisch-administratives System verstanden, in dem die administrative 

Ebene im Sinne einer bestmöglichen Aufgabenerfüllung in einer kooperativen Atmosphäre 

mit der politisch verantwortlichen Ressortleitung zusammenarbeitet. Die administrativen 

Organisationseinheiten befinden sich damit in der Rolle eines Stewards. Sie entsprechen 

sowohl dem Interesse der Öffentlichkeit an der Erstellung staatlicher Leistungen als auch 

dem politischen Interesse der Ressortleitung an der Umsetzung ihrer Policy. Aus dieser 

Perspektive kommt einer Internen Revision vor allem eine unterstützende Funktion zu, die 

in ihrer Prüfungs- und Beratungstätigkeit die Zusammenarbeit sowohl mit der Ressort-

leitung als auch mit der administrativen Ebene sucht, um Verbesserungen anzuregen. 

 

Auf den soeben skizzierten theoretischen Grundlagen beruht auch die Zweckbestimmung 

der Internen Revision. Sie ist in ihrer Mission formuliert, die Bestandteil der internationalen 

Berufsgrundlagen ist. Die Mission der Internen Revision ist es danach, „den Wert einer 

Organisation durch risikoorientierte und objektive Prüfung, Beratung und Einblicke zu 

erhöhen und zu schützen“ (DIIR, 2019, S. 14). Aus einer prozessorientierten Perspektive 

kann sie diese Zweckbestimmung durch ihre Korrektivfunktion, ihre Präventivfunktion und 

ihre Steuerungsfunktion erreichen (Egner, 2011). Die Korrektivfunktion erfüllt eine Interne 

Revision, indem sie mit vergangenheitsorientierten Prüfungen Fehler aufdeckt, und so zu 

Verbesserungen beiträgt (Amling & Bantleon, 2007). Die Präventivfunktion soll das 

Verhalten von Personen in der Organisation dahingehend beeinflussen, dass Fehler allein 

aufgrund der Möglichkeit einer Prüfung durch die Interne Revision vermieden werden 

(Amling & Bantleon, 2007, 2012). Die Steuerungsfunktion nimmt eine Interne Revision 

schließlich durch ihre Beratungstätigkeit wahr, die zu verbesserten Geschäftsprozessen 

beitragen soll (Egner, 2011). Neben dieser prozessorientierten Perspektive auf die 

Zweckbestimmung der Internen Revision findet sich in der Literatur auch eine Ableitung 

ihrer übergeordneten Zielsetzung aus der Perspektive der Governance. 

 

In Abschnitt 3.1. wurde angeführt, dass das Governance-System in einer betriebs-

wirtschaftlichen Perspektive ein Führungs- und ein Überwachungssystem umfasst. Die 

Interne Revision wird darin dem Überwachungssystem zugeordnet (Egner, 2011; Freidank, 

2019). Sie soll die Leitung einer Organisation bei der Wahrnehmung ihrer Überwachungs-

funktion unterstützen (Hofmann, 2005; Knapp, 2009), indem sie Fehlentwicklungen erkennt 

(Berwanger & Kullmann, 2012) und das in der Führungsebene fehlende Spezialwissen und 

den dort herrschenden Zeitmangel kompensiert (Eulerich, 2018). Auch im staatlichen 

Sektor wird die Interne Revision als Element des Überwachungssystems gesehen. Aus 

einer Innensicht sind die Haushaltspläne der Staaten zunehmend mit Zielen verbunden 

und sehen globale Budgets vor, die Handlungsspielräume bei der Zielerreichung 

einräumen und dadurch zu erhöhten Risiken führen (Makies & Rieckmann, 2001). Der 

daraus in staatlichen Verwaltungen entstehende Überwachungsbedarf kann durch eine 

Interne Revision gedeckt werden (Makies & Rieckmann, 2001). Aus einer breiteren 

Perspektive wird die Interne Revision im staatlichen Sektor als Instrument des politisch 
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verantwortlichen Entscheidungsträgers gesehen, um festzustellen wie gut die Funktions-

fähigkeit, die Reaktionsfähigkeit auf Veränderungen und der „organizational fit for future“ 

(Schuh, 2016, S. 118) einer Verwaltung sind. 

 

Ein in der Literatur oftmals verwendetes Modell zur Beschreibung der Position der Internen 

Revision im Führungs- und Überwachungssystem ist das vom IIA entwickelte und zuletzt 

im Jahr 2020 aktualisierte Drei-Linien-Modell. Um die Zielerreichung auf allen Ebenen einer 

Organisation zu gewährleisten, müssen nach dem Verständnis der Betriebswirtschafts-

lehre vernetzte Überwachungssysteme eingerichtet werden (Freidank, 2019). Das Drei-

Linien-Modell (IIA, 2020) überträgt diesen betriebswirtschaftlichen Ansatz auf alle Arten 

und Größen von Organisationen (Eulerich, 2018) und ist auch im staatlichen Sektor 

anwendbar (Dieterle, 2018b). Das Modell soll es den Organisationen ermöglichen, ihre 

Strukturen und Prozesse so zu gestalten, dass die Zielerreichung durch eine starke 

Governance und ein starkes Risikomanagement unterstützt wird (IIA, 2020). In Abbildung 9 

ist dieses Modell dargestellt. 

 

Abbildung 9: Drei-Linien-Modell 

 

Quelle: In Anlehnung an IIA, 2020, S. 4 

 

Das Modell beruht nach den Erläuterungen des IIA (2020) auf folgenden Überlegungen: 

Die Interessensgruppen einer Organisation vertrauen einem Leitungsorgan die Aufsicht 

über die Organisation ihres Interesses an. Das Leitungsorgan ist für den Erfolg der 

Organisation verantwortlich und muss daher die Strukturen und Prozesse herstellen, die 

eine wirksame Governance gewährleisten. Dazu zählt auch die Einrichtung einer Internen 

             
                                                      

                              

                                                              

                
           

                  

                   

                   
                 
                   
                

           

          
                                            

                                    

                   

                
                 
                  
                    
               

                   

                   
                  
                      
                
                   
               

  
   

 
   

 
 
  

 
 
  

 
 
     

                      
                

                   
                          

                          
                           



 

40 

Revision. Das Leitungsorgan delegiert Verantwortung und Ressourcen zur Erreichung der 

Organisationsziele an das Management. Das Management nimmt Rollen sowohl in der 

ersten Linie als auch in der zweiten Linie wahr. In der ersten Linie ist es verantwortlich für 

die Bereitstellung von Produkten und Dienstleistungen und für die damit verbundenen 

Unterstützungsleistungen, wie das Personalmanagement und diverse Verwaltungs-

tätigkeiten. Diese Rolle umfasst auch die Verantwortung für das Management der mit den 

Aufgaben der ersten Linie verbundenen Risiken. In seiner Rolle in der zweiten Linie 

unterstützt das Management das Risikomanagement der ersten Linie, beispielsweise 

durch Bereitstellung von Expertise oder durch die Übernahme von Überwachungs-

aufgaben. Die dritte Linie wird schließlich durch die Interne Revision gebildet. Ent-

sprechend den internationalen Berufsgrundlagen erbringt sie für das Management und für 

das Leitungsorgan unabhängige und objektive Prüfungs- und Beratungsleistungen 

betreffend die Angemessenheit und Wirksamkeit der Governance-Strukturen und 

Governance-Prozesse. Externe Anbieter können Prüfungsleistungen erbringen, um 

regulatorische Vorgaben zu erfüllen. Sie ergänzen auf diese Weise die Leistungen der 

internen Einrichtungen zur Gewährleistung der Prüfungssicherheit.  

 

Das in der Verantwortung der ersten Linie liegende Management der mit der Leistungs-

erstellung verbundenen Risiken kann von Funktionen der zweiten Linie, die spezielle 

Aspekte des Risikomanagements abdecken, unterstützt, aber auch überwacht werden 

(Eulerich, 2018). Solche Funktionen sind beispielsweise ein Compliance Management, die 

interne Kontrolle oder die Qualitätssicherung (Eulerich, 2020). Diese Funktionen sind auch 

im öffentlichen Sektor typischerweise der zweiten Linie zugeordnet (Dieterle, 2018b). Die 

Interne Revision ist hingegen als ein prozessunabhängiges Element im Überwachungs-

system positioniert (Eulerich, 2020). Das IIA (2020) bekräftigt im Drei-Linien-Modell die 

schon in den internationalen Berufsgrundlagen zum Ausdruck kommende Bedeutung der 

Unabhängigkeit der Internen Revision von den Prozessen und vom Management für ihre 

Autorität und Glaubwürdigkeit. Sie wird daher unabhängig vom Management positioniert 

(Eulerich, 2020). Als hinsichtlich des Governance-Systems „ultimative Funktion“ (Eulerich, 

2015, S. 40) prüft die Interne Revision die in der zweiten Linie vorgelagerten Governance-

Funktionen, kann aber auch innerhalb der ersten Linie prüfen (DIIR, 2018b). Als externe 

Prüfungsanbieter kommen im erwerbswirtschaftlichen Sektor vor allem Abschlussprüfer 

und weiters Zertifizierungsanbieter oder Regulatoren in Betracht (Eulerich, 2020). Im 

staatlichen Sektor kommt diese Funktion vorwiegend dem Rechnungshof als Kontrollorgan 

des Parlaments oder des jeweiligen Landtags zu (Dieterle, 2018b). 

 

Das IIA (2020) weist gleichzeitig mit der Betonung der Unabhängigkeit der Internen 

Revision darauf hin, dass alle Rollen des Drei-Linien-Modells miteinander kooperieren 

müssen, um ihre Aktivitäten auf die Organisationsziele abzustimmen und einen möglichst 

hohen Wertbeitrag zu erzielen. Ihre Zusammenarbeit soll gewährleisten, dass Infor-

mationen zur Entscheidungsfindung zuverlässig und kohärent sind (Eulerich, 2020). 

Schubiger et al. (2021) sehen die Interne Revision gefordert, die Aktivitäten der drei Linien 

zu koordinieren, um das Management von Risiken und die Governance zu verbessern und 

so die Zielerreichung in einer Organisation zu unterstützen. 
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4.2. Aufgaben der Internen Revision 

Der im vorangehenden Abschnitt aus einer prozessualen Perspektive und aus der Per-

spektive der Governance dargestellte Zweck der Internen Revision, Wertbeiträge zur 

Erreichung der Organisationsziele zu leisten, führt zu dem damit verbundenen Aufgaben-

gebiet. Es ist aufgrund der Dynamik des Umfeldes einer Organisation und der sich dadurch 

ändernden Organisationsziele einer kontinuierlichen Entwicklung unterworfen (Knapp, 

2009). Im erwerbswirtschaftlichen Sektor sind diese Entwicklungen von steigenden Anfor-

derungen an das Risikomanagement getrieben (Bungartz, 2020; Egner, 2011). War die 

Interne Revision bis in die 1970er Jahre vorwiegend als Unternehmenspolizei tätig, die sich 

mit der Vermögenssicherung beschäftigt hat, so waren ihre Aufgaben bis in die 1990er 

Jahre von der Effizienzorientierung geprägt (IIRÖ, 2008). Bilanzmanipulationen und 

Zusammenbrüche großer Unternehmen Ende der 1990er Jahre führten zu einer 

verstärkten Richtlinienorientierung (Eulerich, 2018, IIRÖ, 2008), die sich heute zu einer 

Prüfung von Führungsinstitutionen und Führungsvorgängen und zur Erbringung von 

Beratungsleistungen (DIIR, 2018a; Peemöller, 2011) entwickelt hat. Eine Entwicklung in 

die gleiche Richtung lässt sich auch für die Interne Revision in der österreichischen 

Bundesverwaltung feststellen. Darauf wird im Abschnitt 4.3. näher eingegangen. 

 

Die beschriebenen Entwicklungen fanden in der aktuellen Fassung der Definition der 

Internen Revision, die das IIA im Jahr 1999 veröffentlichte, ihren Niederschlag (Egner, 

2011; Lück & Unmuth, 2006). Die ursprüngliche Überwachungsaufgabe der Internen 

Revision wurde darin verbreitert und orientiert sich nun an wertschöpfenden Beiträgen 

(Bauer, 2010). In den nunmehr explizit angeführten Beratungsdienstleistungen spiegelt 

sich eine stärkere Zukunftsorientierung wider (Egner, 2011). Die Prüfung, auch als 

„Assurance Services“ bezeichnet, und die Beratung, auch als „Consulting Services“ 

bezeichnet, sind damit zu den beiden Kernaufgabengebieten der Internen Revision 

geworden (Egner, 2011), wobei die Prüfung weiterhin als Hauptaufgabe angesehen wird 

(Eulerich & Lenz, 2020b; Peemöller, 2011). Zur Untergliederung der beiden Kernaufgaben 

haben sich unterschiedliche Ansätze entwickelt. Neuere Ansätze verwischen dabei die 

traditionelle Unterscheidung zwischen Prüfung und Beratung.  

 

Tabelle 2 gibt einen Überblick über verschiedene Konzepte zur Einteilung der Aufgaben 

einer Internen Revision in Revisionsfelder. Im Anschluss an  diese Tabelle werden die 

einzelnen Konzepte anhand der Literatur kurz vorgestellt. Zwischen den einzelnen 

Ansätzen bestehen Überschneidungen (Eulerich, 2018) und auch innerhalb der einzelnen 

Ansätze ist eine eindeutige Abgrenzung der Revisionsfelder nicht immer möglich (Lück, 

2001b). Aus der nachfolgenden Besprechung geht jedoch einerseits die Breite der 

Aufgabenstellung einer Internen Revision hervor und andererseits wird sichtbar, dass 

einzelne Aufgaben kontroversiell diskutiert werden. Nachdem die vorliegende Arbeit im 

weiteren Verlauf mehrfach auf verschiedene Revisionsfelder Bezug nimmt, soll die 

nachfolgende Darstellung auch der Orientierung dienen. 
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Tabelle 2: Aufgaben der Internen Revision 

Aufgaben der Internen Revision 

nach 
traditioneller 

Einteilung 

nach  
Amling & 
Bantleon 

nach  
Berwanger & 

Kullmann 

nach der 
IIA-Definition 
(Peemöller) 

nach  
Lück 

Financial 
Auditing 

Financial 
Auditing 

Financial  
Auditing 

Prüfung des 
Risikomanage-
mentsystems 

Ordnungs-
mäßigkeits-

prüfung 

Operational 
Auditing 

Compliance 
Auditing 

Compliance  
Auditing 

Prüfung des  
Kontrollsystems 

Risiko- und 
Chancenprüfung 

Management 
Auditing 

Operational 
Auditing 

Operational  
Auditing 

Prüfung der Über-
wachungssysteme 

Sicherheits- 
prüfung 

Internal 
Consulting 

Management 
Auditing 

Management  
Auditing 

Innovations- und 
Initiativfunktion 

Wirtschaftlich-
keitsprüfung 

 
Internal 

Consulting 
Internal  

Consulting 
 

Zweckmäßig-
keitsprüfung 

  
Risk Management 

Audit 
 

Prüfung der Zu-
kunftssicherung 

  
Due Diligence und 

Post Merger 
Integration Support 

  

  
Unterschlagungs-

prüfung 
  

Quelle: In Anlehnung an Egner, 2011, S. 18 

 

Bei dem in der linken Spalte der Tabelle 2 dargestellten traditionellen Ansatz gibt die 

vertikale Anordnung der Revisionsfelder die historische Entwicklung der Aufgaben-

stellungen einer Internen Revision wider (Freidank & Pasternack, 2011). Das Financial 

Auditing ist das älteste Revisionsfeld (Lück, 2001a). Es geht davon aus, dass sich die 

gesamte Geschäftstätigkeit eines Unternehmens im Finanz- und Rechnungswesen 

abbildet (Berwanger & Kullmann, 2012). Die Prüfung ist hier vergangenheitsorientiert auf 

die Bewertung der finanziellen Daten gerichtet (Lück, 2001c). Im Fokus stehen die 

Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit des Finanz- und Rechnungswesens zum Schutz 

des Unternehmensvermögens (Eulerich, 2018) und die Funktionsfähigkeit des darauf 

bezogenen Internen Kontrollsystems (Berwanger & Kullmann, 2012). Das Financial 

Auditing wird häufig als ein veraltetes Prüfkonzept angesehen (Berwanger & Kullmann, 

2012). Mit der zunehmenden Bedeutung der Compliance und der Einsparung von Über-

wachungsfunktionen prognostizieren Berwanger und Kullmann (2012) allerdings ein 

künftig wieder steigendes Gewicht dieses Revisionsfeldes.  

 

Ebenfalls zu den traditionellen Revisionsfeldern zählt das Operational Auditing, das sich 

historisch gesehen nach dem Financial Auditing entwickelt hat (Lück, 2001a). Es zielt auf 
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eine Verbesserung der Aufbau- und Ablauforganisation und ist gegenwarts- und zukunfts-

orientiert ausgerichtet (Lück, 2001d). Das Operational Auditing geht damit über das 

Financial Auditing hinaus (Lück, 2001d) und untersucht auch die Effektivität und die 

Effizienz von Geschäftsprozessen und des darauf basierenden Internen Kontrollsystems 

(Berwanger & Kullmann, 2012). Im Zentrum dieses Revisionsfeldes stehen System-

prüfungen, die auf eine Beurteilung der Wirksamkeit von Systemen und Prozessen 

gerichtet sind (Egner, 2011). Häufig existieren für ein Operational Audit keine definierten 

Sollgrößen, weshalb die Revisionsergebnisse oft Beratungscharakter haben (Eulerich, 

2018). Prüfungsgegenstände für ein Operational Audit können beispielsweise die Prozesse 

entlang von Wertschöpfungsketten sein, aber auch Bereiche wie das Personalmanage-

ment (Berwanger & Kullmann, 2012).  

 

Das Management Auditing wird in der traditionellen Systematik der Revisionsfelder als die 

am weitesten fortgeschrittene Prüfkonzeption angesehen (Hein, 2001; Peemöller, 2014). 

Prüfungsgegenstand ist hier die Handhabung des Führungssystems zur Erreichung der 

unternehmerischen Zielsetzungen (Hein, 2001). Dies umfasst beispielsweise den Prozess 

der Strategiefindung (Hein, 2001), die organisatorische Ausgestaltung und den Betrieb des 

Risikomanagementsystems (Egner, 2011) oder Standort- und Investitionsentscheidungen 

und deren Grundlagen (Berwanger & Kullmann, 2012). Die Perspektive von Prüfungen in 

diesem Revisionsfeld ist auch in die Zukunft gerichtet (Eulerich, 2018), weshalb den 

Erkenntnissen daraus eine Gestaltungsfunktion zukommt (Egner, 2011). Die Hierarchie-

stufe der geprüften Stellen ist bei diesem Revisionsfeld von der organisatorischen 

Einordung der Internen Revision abhängig. Wenn die Interne Revision direkt an den 

Aufsichtsrat berichtet, kann auch die Geschäftsführung geprüfte Stelle sein (Egner, 2011). 

Eulerich (2018) ersetzt den Begriff des Management Audit durch jenen des „Managerial 

Audit“. Er streicht damit heraus, dass Revisionen in diesem Bereich nicht auf die 

Beurteilung der im Management tätigen Personen oder des Entscheidungskontextes 

gerichtet sind, sondern auf die Beurteilung der Erreichung von strategischen Zielen und 

auf eine Verbesserung der Entscheidungsqualität (Eulerich, 2018). Auch Berwanger und 

Kullmann (2012) plädieren für die Verwendung dieses Begriffes, wobei sie darauf 

hinweisen, dass jede Art von Prüfung immer auch die Kompetenz des Managements 

bewertet.  

 

Schließlich wird das Internal Consulting ebenso den traditionellen Revisionsfeldern 

zugezählt (Amling & Bantleon, 2007; Lück, 2001a). Die Beratungsaufgabe der Internen 

Revision wird in der Literatur umfangreich und kontroversiell diskutiert. Die Mehrheit der 

Autoren sieht dabei die Interne Revision aufgrund ihrer umfassenden Einblicke in alle 

Bereiche einer Organisation dazu befähigt, qualifizierte interne Beratungsleistungen 

anzubieten (Bünis & Gossens, 2020; Egner, 2011; Hunecke, 2001). Die generelle 

Entwicklung hin zu Beratungsdienstleistungen der Internen Revision (Hunecke & Henke, 

2006; Mertenskötter et al., 2010) ist auch im öffentlichen Sektor feststellbar (Gastinger, 

2011). Schuh (2010) sieht dies als eine mit der Entwicklung der öffentlichen Verwaltung 

einhergehende Tendenz, die durch die Fachkompetenz der Internen Revision in den 

Bereichen Governance und Risikomanagement gefördert wird. Im öffentlichen Sektor kann 

eine Betonung des beratenden Aspekts der Internen Revision die Möglichkeit geben, ihre 
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Akzeptanz zu erhöhen (Prinz, 2007). Die zentrale Rolle, die einer Internen Revision 

zugewiesen wird, ist jedoch eine prüfende (Eulerich & Lenz, 2020b; Peemöller, 2011). 

Einer Erbringung von Beratungsleistungen wird daher vorausgesetzt, dass die Prüfungs-

tätigkeit nicht darunter leidet (Amling & Bantleon, 2012; Wöhry, 2007), dass Revisor*innen 

entsprechend qualifiziert sind, und dass die Unabhängigkeit und die Objektivität der 

Internen Revision gewahrt bleiben (Eulerich, 2018; Hunecke, 2001). Die mit der Beratung 

beauftragte Revisorin oder der beauftragte Revisor darf keine operative Verantwortung im 

Rahmen der Beratungsleistung übernehmen, um die Gefahr einer späteren Selbstprüfung 

zu vermeiden (Eulerich, 2018; Peemöller & Kregel, 2014). Im Tagesgeschäft findet eine 

Beratung durch die Interne Revision oft ohne formellen Auftrag statt, indem sie internen 

Ersuchen um Stellungnahmen zu abgegrenzten Fragestellungen entspricht oder indem die 

Leitung der Internen Revision an Meetings diverser Gremien teilnimmt (Bünis & Gossens, 

2020). Dies wird immer dann der Fall sein, wenn sich die Interne Revision eine hohe 

Akzeptanz seitens der Leitungsebene erworben hat (Berwanger & Kullmann, 2012).  

 

Die Grenze zwischen Beratung und Prüfung verschwimmt vor dem Hintergrund der 

Stewardship-Theorie. Aus ihr lässt sich eine beratende Prüfung herleiten (Eulerich & Velte, 

2013). Eine Interne Revision erbringt danach immer auch Beratungsleistungen, wenn sie 

Verbesserungsvorschläge im Zuge ihrer Prüftätigkeit macht, beispielsweise im Rahmen 

eines zukunftsgerichteten Operational Audits oder im Rahmen eines Management Audits 

(Berwanger & Kullmann, 2012; Egner, 2011; Peemöller, 2011). Diese Sichtweise ist jedoch 

nicht unumstritten und es wird auch die Ansicht vertreten, dass zwischen Empfehlungen 

aus einer Prüfung und Beratungsleistungen eine strenge Trennung vorzunehmen ist 

(Amling & Bantleon, 2007; Lück & Unmuth, 2006). Peemöller und Kregel (2014) unter-

scheiden daher zwischen einer prüfungsnahen Beratung, die der oben angeführten 

beratenden Prüfung gleichkommt und der prüfungsunabhängigen Beratung, die ohne 

Bezug zu einer Prüfung erfolgt. Obwohl nach Peemöller und Kregel (2014) die Beratungs-

tätigkeit klare Vorteile wie eine verbesserte Akzeptanz der Internen Revision zeigt, ist für 

größere Beratungsaufträge eine externe Expertise zur Durchsetzung von Lösungen gegen 

innere Widerstände erforderlich. Weiters kann nach Ansicht der Autoren eine In-House-

Beratung durch die Interne Revision nur begrenzt organisationsübergreifende Kenntnisse 

einbringen. 

 

Amling und Bantleon (2007) übernehmen die Revisionsfelder aus dem traditionellen 

Ansatz, weisen aber das Compliance Auditing als eigenständiges Revisionsfeld aus und 

ordnen es in der Entwicklungslinie der Prüfansätze nach dem Financial Auditing und vor 

dem Operational Auditing ein. Die Eigenständigkeit als Revisionsfeld wird nach mehrfach 

vertretener Ansicht (Egner, 2011; Eulerich, 2018) vor allem durch die zunehmende 

Bedeutung der Compliance gerechtfertigt. Insbesondere in größeren Unternehmen ist von 

der Unternehmensleitung ein Compliance Management System einzurichten, um die Ein-

haltung aller regulatorischen Anforderungen sicher zu stellen und ein Organisations-

verschulden auszuschließen (Berwanger & Kullmann, 2012). Die wesentlichen Stake-

holder der Internen Revision erwarten daher von ihr, dass sie eine angemessene 

Sicherheit hinsichtlich der Compliance gibt (Eulerich & Lenz, 2020a). Neben der Einhaltung 

von externen und internen Regeln prüft die Interne Revision bei einem Compliance Audit 
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auch die Angemessenheit und Funktionsfähigkeit des Compliance Management Systems 

(Berwanger & Kullmann, 2012). Damit ist das Compliance Auditing einerseits ebenso wie 

das Financial Auditing auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit gerichtet (Amling & 

Bantleon, 2007), umfasst aber andererseits mit der Prüfung des Compliance Management 

Systems auch Elemente des Operational Auditing (Egner, 2011).  

 

Berwanger und Kullmann (2012) erweitern die von Amling und Bantleon (2007) be-

schriebenen Revisionsfelder um drei weitere Prüfbereiche. Zunächst führen sie die Prüfung 

des Risk Management an. Prüfungen dieser Art beziehen sich auf die Einhaltung der 

internen Vorgaben zum Risikomanagement ebenso wie auf die Eignung, Effizienz und 

Effektivität des Systems. Auch die Vollständigkeit der Risikoidentifikation und die 

Angemessenheit der Risikobewertung sind Prüffelder (Berwanger & Kullmann, 2012). Bei 

dieser Art der Prüfung geht es insgesamt darum, auf existenzgefährdende Risiken hinzu-

weisen und so das Vermögen der Organisation zu sichern (Egner, 2011). Revisionen zum 

Risk Management erfordern eine hohe Expertise der Revisor*innen, um notwendige 

Analysen sachgerecht durchzuführen und die Ergebnisse im Anschluss kritisch 

besprechen zu können (Berwanger & Kullmann, 2012). 

 

Berwanger und Kullmann (2012) weisen in ihrer Systematik auch den Tätigkeitsbereich 

des „Due Diligence und Post Merger Integration Support“ als Revisionsfeld aus. Diese 

Revisionen umfassen Dienstleistungen im Zusammenhang mit Börseneinführungen und 

Unternehmenstransaktionen und haben unter anderem das Ziel, die damit zusammen-

hängenden Chancen und Risiken zu identifizieren (Berwanger & Kullmann, 2012). Das 

Revisionsfeld kann daher als Spezialfall des ebenfalls in der Einteilung nach Berwanger 

und Kullmann (2012) angeführten Risk Management Audits angesehen werden.  

 

Im Gegensatz zu Amling und Bantleon (2007), die Unterschlagungsprüfungen als Sonder-

fall des Compliance Auditing einordnen, finden sich diese Prüfungen im Ansatz von 

Berwanger und Kullmann (2012) als eigenständiges Revisionsfeld. Mit Hinweis auf ein 

steigendes Risiko durch Wirtschaftskriminalität und auf die darauf erfolgten Reaktionen 

durch die Gesetzgebung in den USA und in Großbritannien mit weltweiten Auswirkungen 

sehen Berwanger und Kullmann (2012) die Interne Revision zunehmend gefordert, wieder 

die Rolle der „Unternehmenspolizei“ zu übernehmen. 

 

Peemöller (2007) stellt durch die Aktualisierung der internationalen Berufsgrundlagen für 

die Interne Revision eine Teilung der Prüfung des Internen Kontrollsystems in die drei 

Bereiche Prüfung des Risikomanagementsystems, Prüfung des Kontrollsystems, und 

Prüfung des Überwachungssystems fest und formt dementsprechend eine grundlegend 

neue Systematik der Revisionsfelder. Zwischen diesen drei Teilbereichen der Prüfung 

kommt es jedoch ebenso zu Überschneidungen (Peemöller, 2007) wie dies schon beim 

traditionellen Ansatz der Fall ist (Lück, 2001b). Die Prüfung des Risikomanagement-

systems geht von der Risikostrategie aus und untersucht das Vorhandensein eines 

Risikomanagementsystems, die Ordnungsmäßigkeit des Risikomanagementprozesses, 

die Umsetzung von Maßnahmen und die Risikokommunikation (IIRÖ, 2014; Peemöller, 

2007). Im Revisionsfeld der Prüfung des Kontrollsystems wird insbesondere die 
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Angemessenheit und Effektivität des Internen Kontrollsystems und die Beachtung von 

Zielen und Vorgaben bewertet (Peemöller, 2007). Die Prüfung des Überwachungssystems 

befasst sich mit der Unternehmenskultur und der Unternehmensethik (Peemöller, 2007) 

und entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem Management Audit (Egner, 2011).  

 

Das in den internationalen Berufsgrundlagen der Internen Revision ausgewiesene Auf-

gabengebiet der Beratung findet in der Systematik der Revisionsfelder nach der 

IIA-Definition mit der Innovations- und Initiativfunktion eine Weiterführung (Egner, 2011). 

Im Rahmen dieser Funktion hinterfragt die Interne Revision die Zweckmäßigkeit von 

Soll-Vorgaben und stößt damit Veränderungen an (Peemöller, 2007). Sie nimmt die Rolle 

eines Change Agent ein, indem sie Hemmnisse und Innovationsbarrieren identifiziert, Inno-

vationstechniken vermittelt und Veränderungsprozesse moderiert (Peemöller, 2007). Die 

Innovations- und Innovativfunktion wird allerdings kontroversiell diskutiert. Peemöller 

(2007) identifiziert darin ein künftiges Aufgabengebiet der Internen Revision und Kundinger 

(2009) zeigt sich verwundert, dass die Rolle der Internen Revision als Change Agent nicht 

mehr beachtet und genutzt wird. Demgegenüber stellen Berwanger und Kullmann (2012) 

zwar Berührungspunkte zwischen Revisionstätigkeit und den Tätigkeiten eines Change 

Agents fest, halten jedoch die Interne Revision nicht zuständig für die Ausübung der 

Innovationsfunktion. 

 

Um auf Entwicklungen im Umfeld der Internen Revision einzugehen und Abgrenzungs-

schwierigkeiten zwischen den traditionellen Revisionsfeldern zu begegnen, schlägt Lück 

(2001b) eine Weiterentwicklung der traditionellen Einteilung vor. Die Beratung ist in diesem 

Ansatz nicht mehr als eigenständiges Revisionsfeld ausgewiesen, sondern in die einzelnen 

Revisionsfelder integriert. Dies soll die problematische Abgrenzung zwischen Assurance- 

und Consultingleistungen der Internen Revision vermeiden (Egner, 2011).  

 

An erster Stelle seiner neuen Einteilung der Revisionsfelder führt Lück (2001a) die 

Ordnungsmäßigkeitsprüfung an. Sie umfasst Prüfungen, die eine Aussage darüber treffen 

sollen, wie weit Vorgänge oder Zustände den bestehenden Vorschriften in formeller und 

materieller Hinsicht entsprechen (Lück, 2001a). Diese Art von Prüfungen sind im Bereich 

des Rechnungswesens häufig anzutreffen (Egner, 2011). Elemente von Ordnungsmäßig-

keitsprüfungen finden sich daher in den traditionellen Revisionsfeldern des Financial 

Auditing (Berwanger & Kullmann, 2012; Peemöller, 2011) und ebenso des Compliance 

Auditing (Amling & Bantleon, 2007). Ordnungsmäßigkeitsprüfungen können als Basis der 

Aufgabenstellung einer Internen Revision angesehen werden (Eulerich & Lenz, 2020a; 

Lück, 2001b), wobei Lück (2001b) jedoch eine Rückläufigkeit bei diesen Prüfungen 

feststellt.  

 

Der Risikoprüfung ordnet Lück (2001a) die Erstellung eines Risikoprofils der geprüften 

Stelle und die Ausrichtung der Prüfungshandlungen an diesem Risikoprofil zu. Wenig 

beachtet wird in der von Lück (2001a) vorgeschlagenen Systematik allerdings die 

Chancenprüfung, die nicht wahrgenommene Chancen aufzeigen und Vorschläge zu deren 

Nutzung machen soll (Egner, 2011). Abgeleitet wird die Chancenprüfung aus der in den 
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internationalen Berufsgrundlagen festgelegten Zielsetzung, einen Mehrwert für die 

Organisation zu schaffen (Egner, 2011).  

 

Sicherheitsprüfungen erfolgen vor dem Hintergrund, dass die Unternehmensleitung dafür 

verantwortlich ist, eine Fülle von externen regulatorischen Bestimmungen einzuhalten und 

dass zudem der Markt die Gewährleistung von Sicherheit, beispielsweise für eine gewisse 

Qualität von Produkten oder Dienstleistungen, verlangt (Lück, 2001a). Prüfungen dieser 

Art untersuchen einerseits, ob unternehmensintern Regelungen vorliegen, die ein 

angemessenes Sicherheitsniveau ermöglichen und andererseits, ob diese Regelungen 

auch befolgt werden und die beabsichtigte Wirkung zeigen (Lück, 2001a). Diese Prüfungen 

können daher als eine Mischung der soeben beschriebenen Risikoprüfung und Ordnungs-

mäßigkeitsprüfung angesehen werden (Egner, 2011). Die in einer Organisation einge-

setzte Informations- und Kommunikationstechnologie gilt als typisches Prüfobjekt für eine 

Sicherheitsprüfung (Lück, 2001a). 

 

Bei Wirtschaftlichkeitsprüfungen wird die Perspektive der Wirtschaftlichkeit und bei 

Zweckmäßigkeitsprüfungen jene der Zweckmäßigkeit auf sämtliche Führungsaufgaben 

und auf die Interaktion sämtlicher Systeme angewendet (Lück, 2001a). Während Wirt-

schaftlichkeitsprüfungen darauf ausgerichtet sind, das Input-Output-Verhältnis von 

Abläufen unter Anwendung betriebswirtschaftlicher Methoden zu analysieren (Egner, 

2011), untersuchen Zweckmäßigkeitsprüfungen, ob Strukturen und Prozesse geeignet 

sind, ihre Bestimmung effizient zu erfüllen (Peemöller & Kregel, 2014). Bei beiden Arten 

der Prüfung ist das Soll für die Bewertung erst durch die Interne Revision zu bestimmen 

(Lück, 2001a; Peemöller & Kregel, 2014). Dazu müssen die Organisationsziele für das 

jeweilige Prüfobjekt erst konkretisiert werden (Knapp, 2009; Peemöller & Kregel, 2014). 

Wirtschaftlichkeits- und Zweckmäßigkeitsprüfungen sind eng verwandt mit dem 

Management Auditing (Egner, 2011) und haben aufgrund der von der Internen Revision zu 

entwickelnden Sollvorgaben auch einen wesentlichen Beratungsanteil, was hohe 

kommunikative und interpersonelle Fähigkeiten von den Revisor*innen fordert (Peemöller 

& Kregel, 2014). Aufgrund der in der öffentlichen Verwaltung knapper werdenden Mittel 

und eines steigenden Rechtfertigungsdrucks (Theuermann et al., 2017) werden 

Wirtschaftlichkeitsprüfungen im staatlichen Sektor nach Ansicht von Prinz (2007) eine 

zunehmende Bedeutung erfahren. Eine auf die Wirksamkeit des Verwaltungshandelns 

ausgerichtete Haushaltsführung (Schauer, 2013) könnte der Zweckmäßigkeitsprüfung 

künftig ebenso eine hohe Bedeutung zukommen lassen. 

 

Die Prüfung der Zukunftssicherung untersucht schließlich, ob das Management geeignete 

Maßnahmen getroffen hat, um existenzgefährdende Entwicklungen rechtzeitig zu er-

kennen und ob ein Risikomanagementsystem eingerichtet ist und wirksam betrieben wird 

(Lück, 2001a). Prüfungen in diesem Revisionsfeld bauen vor allem auf dem Management 

Auditing auf und befassen sich vorwiegend mit Prüfungen des Aufbaus eines Internen 

Kontrollsystems und eines Risikomanagementsystems (Egner, 2011). Sie haben 

außerdem einen hohen Beratungscharakter (Lück, 2001a). Die Prüfung der Zukunfts-

sicherung geht damit von einer umfassenden Sicht auf das Risikomanagement und einer 

damit verbundenen Ausrichtung auf zukünftige Entwicklungen einer Organisation aus. 
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Daher wird diese Art der Prüfung in der vorliegenden Arbeit als Referenzpunkt für die in 

den internationalen Berufsgrundlagen festgelegte Aufgabenstellung einer Internen 

Revision, das Risikomanagement zu bewerten und Beiträge zu dessen Verbesserung zu 

leisten (DIIR, 2019), herangezogen. 

 

Wie aus der dargestellten Beschreibung des Aufgabengebietes einer Internen Revision 

ersichtlich wird, können ihre Prüfungs- und Beratungsleistungen nach verschiedenen Arten 

gegliedert werden. Bezugspunkt der verschiedenen Gliederungen bleibt aber oft der 

traditionelle Ansatz. Auch in der neueren Literatur (Bünis & Gossens, 2020; Eulerich, 2018; 

Freidank, 2019) wird nicht selten der traditionellen Einteilung des Aufgabengebietes 

gefolgt. Die Weiterentwicklung nach der IIA-Definition findet sich dann als alternative Be-

trachtungsweise angeführt (z. B. bei Eulerich, 2018; Freidank, 2019), die vor allem den 

Entwicklungen im Risikomanagement geschuldet ist (Freidank, 2019). Die in der 

Neuordnung der Revisionsfelder nach Lück (2001b) hervorgehobenen Merkmale der 

Ordnungsmäßigkeit, Sicherheit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit werden mehrfach 

als Beurteilungskriterien für die Tätigkeit der Internen Revision (Eulerich, 2018) oder als 

Ziele der Prüfungstätigkeit in den traditionellen Ansatz integriert (Bünis & Gossens, 2020; 

Freidank, 2019). Insgesamt zeigt sich sowohl in der Anordnung der Revisionsfelder nach 

der traditionellen Einteilung als auch in der Entwicklung neuerer Ansätze eine im Zeitablauf 

stetige Erweiterung des Aufgabengebietes der Internen Revision, die vor allem durch die 

Entwicklungen im Risikomanagement getrieben ist (Egner, 2011). 

 

4.3. Interne Revision im staatlichen Sektor 

Aus den beiden vorangehenden Abschnitten dieses Kapitels geht hervor, dass die 

Grundlagen und die Aufgaben einer Internen Revision unabhängig von Sektor, Branche 

oder Größe einer Organisation zu verstehen sind. Wie eine Interne Revision ihre Aufgaben 

konkret wahrnimmt, hängt jedoch von ihrem Umfeld ab (DIIR, 2019; Gastinger, 2011). Auf 

Charakteristika des Umfeldes im staatlichen Sektor wird nachfolgend zunächst allgemein 

eingegangen. Daran schließt ein Überblick über die Entwicklung der Internen Revision im 

besonderen Umfeld der österreichischen Bundesverwaltung an. Dies soll weitere 

Erkenntnisse über Rahmenbedingungen für die Rollenwahrnehmung der Internen Revision 

in der Bundesverwaltung ermöglichen.  

 

Der staatliche Sektor wurde in Abschnitt 3.1. näher beschrieben. Als Umfeld für eine 

Interne Revision weist er Besonderheiten auf, die sie berücksichtigen muss, um einen 

Mehrwert für die Organisation zu erbringen (Dieterle, 2018b; IIA, 2015, 2019b; IIARF, 

2009). Nachfolgend werden einige dieser Besonderheiten anhand der Literatur skizziert. 

 

• Governance und Compliance: Wie in Abschnitt 3.1. dargestellt wurde, erfüllt der 

staatliche Sektor seine Aufgaben zur Sicherung des Gemeinwohls heute unter dem 

Paradigma der Governance. Interne Revisionen des staatlichen Sektors müssen 

daher die damit verbundenen Prinzipien der Rechenschaftspflicht gegenüber der 

Zivilgesellschaft für die von ihr eingehobenen Gelder ebenso berücksichtigen, wie 

die Effektivität, Effizienz und Gerechtigkeit bei der Bereitstellung staatlicher 
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Leistungen (IIA, 2019b). Nachdem zur Einhaltung dieser Prinzipien meist Gesetze 

und sonstige Regelungen bestehen, ist die Compliance ein wesentliches Thema für 

die Interne Revision im staatlichen Sektor (IIA, 2019b). 

 

• Politisch-administratives System: In Abschnitt 3.1. ist näher ausgeführt, dass die 

Interne Revision einer staatlichen Verwaltung in einem politisch-administrativen 

System arbeitet, in dem die oberste Leitung der politischen Ebene zugerechnet 

wird. Eine Interne Revision im staatlichen Sektor ist damit eine „politisch vermittelte 

Revision“ (Rieckmann & Hornung, S. 771), die der Ressortleitung untergeordnet ist. 

Dies führt zu mehreren Implikationen: a) Die Aufgabenstellung der Internen 

Revision, das Steuerungs-, Risikomanagement- und Kontrollsystem kontinuierlich 

zu verbessern und dabei zu hinterfragen, könnte politischen Interessen entgegen-

stehen. Eine Interne Revision könnte daher politisch motivierten Einflüssen 

ausgesetzt sein (Chambers, 2011; IIA, 2019b). b) Änderungen in der Ressort-

leitung, ausgelöst beispielsweise durch Wahlen, können die Kontinuität im unmittel-

baren Umfeld der Internen Revision beeinflussen. Dies kann sich auf die 

strategische Ausrichtung des Ressorts, auf die Ressourcenzuteilung an die Interne 

Revision, oder auf die Umsetzung von Empfehlungen der Internen Revision 

auswirken (IIA, 2019b). c) Im staatlichen Sektor ist, anders als in größeren 

Unternehmen des erwerbswirtschaftlichen Sektors, meist keine unabhängige duale 

Berichtsstruktur eingerichtet. Die Interne Revision sollte nach den Empfehlungen 

des IIA (2012a) zumindest an die hierarchisch höchste Stelle im Management 

berichten. d) Auch Innerhalb des politisch-administrativen Systems sollte die 

organisatorische Unabhängigkeit der Internen Revision gewährleistet sein. Sie 

sollte daher in keiner direkten Beziehung mit Organisationseinheiten oder 

Funktionen stehen, die sie prüfen wird (IIA, 2012a). 

 

• Risikostruktur: Die in Abschnitt 3.2. beschriebene Risikostruktur des staatlichen 

Sektors ist vom privatwirtschaftlichen Sektor verschieden (Dieterle, 2012, 2018b). 

Vor allem die Verantwortlichkeit für das Management gesellschaftlicher Risiken ist 

ein Charakteristikum des staatlichen Sektors. Öfter als im erwerbswirtschaftlichen 

Sektor sind jedoch keine Governance-Funktionen wie ein Risikomanagement 

eingerichtet, welche die Arbeit einer Interne Revision unterstützen könnten oder mit 

denen sie sich abstimmen und vernetzen könnte (Dieterle, 2018b; Rieckmann & 

Homburg, 2011).  

 

• Hohe Regelungsdichte: Wie bereits als Besonderheit zum Risikomanagement 

angeführt wurde (Abschnitt 3.3.), unterliegt die staatliche Verwaltung, und damit 

das Prüfgebiet der Internen Revision, einer hohen Regelungsdichte. Gesetzliche 

Bestimmungen, verwaltungsinterne Erlässe, oder Zielsetzungen des Ressorts 

zählen zum Kontext des staatlichen Sektors (IIA, 2019b). Das Verwaltungshandeln 

ist an die Einhaltung dieser Regelungen und Zielvorgaben gebunden. Rieckmann 

und Hornung (2011) stellen fest, dass vor allem die Kernprozesse eng durch diese 

Regelungen definiert sind, was zu einer Loslösung regelkonform ablaufender 

Prozesse von deren kundenorientierten Sachzielen führen kann. Interne 
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Revisionen haben daher oft die Ordnungsmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit, und 

Wirksamkeit von Prozessen gegeneinander abzuwägen (Rieckmann & Hornung, 

2011). 

 

• Verzweigte Kernprozesse: Gegenüber dem erwerbswirtschaftlichen Sektor, der 

seine Kernprozesse auf einzelne Kundensegmente und Kernkompetenzen ein-

schränken kann, weist der staatliche Sektor eine stärker verzweigte Landschaft an 

Kernprozessen auf. Selbst bei Betrachtung nur einzelner Ressorts sind nach einer 

Darstellung von Rieckmann und Hornung (2011) „riesige Geschäftsprozess-

Konglomerate mit einer breiten Ausfächerung“ (S. 768) festzustellen. Das oben zur 

hohen Regelungsdichte beschriebene Problem der Verselbständigung regel-

konform ablaufender Kernprozesse und die damit verbundene Abwägungs-

problematik verschärfen sich dadurch. 

 

• Heterogene Kundenbeziehungen: Bereits zum Risikomanagement wurden die 

heterogenen und oft widersprüchlichen Zielsetzungen der verschiedenen 

Anspruchsgruppen als Besonderheit des staatlichen Sektors skizziert (Abschnitt 

3.3.). Die Anspruchsgruppen sind durch rechtliche Rahmenbedingungen oder 

durch einen über die Regierungstätigkeit hergestellten gesellschaftlichen Konsens 

vorgegeben (Rieckmann & Hornung, 2011). Der staatliche Sektor hat daher keine 

dem erwerbswirtschaftlichen Sektor vergleichbaren Märkte, die als Systemumwelt 

gestaltbar wären. Insoweit sind Kundenbeziehungen kein Prüfobjekt für eine 

Interne Revision (Rieckmann & Hornung, 2011). 

 

Die IIARF hat im Jahr 2009 mit dem „Internal Audit Capability Model“ ein Reifegradmodell 

für die Interne Revision im öffentlichen Sektor veröffentlicht, das die Besonderheiten auch 

des staatlichen Sektors berücksichtigt. Das Modell definiert die wesentlichen Anfor-

derungen an die Wirksamkeit einer Internen Revision und zeigt Entwicklungsmöglichkeiten 

entlang von fünf Reifegradstufen auf (IIARF, 2009). Die im Jahr 2015 vom IIA 

veröffentlichte Leitlinie „Creating an Internal Audit Competency Process for the Public 

Sector“ konkretisiert die aufgezeigten Entwicklungsmöglichkeiten. Diese Leitlinie geht 

davon aus, dass die Interne Revision im staatlichen Sektor aufgrund der wirtschaftlichen 

und technologischen Veränderungen im 21. Jahrhundert neu zu interpretieren sein wird. 

Das IIA (2015) empfiehlt darin, in die Entwicklung der Kompetenzen der Internen Revision 

zu investieren, damit sie die Anforderungen der Regierungen an die Revisionsfunktion 

auch künftig erfüllen kann.  

 

Eine permanente Entwicklung ist auch aus der Geschichte der Internen Revision in der 

österreichischen Bundesverwaltung abzulesen. Die erstmalige Einrichtung von Internen 

Revisionen in allen Bundesministerien geht auf einen Ministerratsbeschluss aus dem Jahr 

1981 zurück (Fellmann, 2011; Finz, 2011). Vor dem Hintergrund von Skandalen im 

Zusammenhang mit dem Bau des Allgemeinen Krankenhauses in Wien war es Ziel, in der 

Bundesverwaltung die internen Kontrollen zu verbessern, Unzulänglichkeiten zu ver-

meiden, und die Leistungsfähigkeit zu steigern (Finz, 2011). Basierend auf dem erwähnten 

Ministerratsbeschluss erließ das Bundeskanzleramt im Jahr 1983 Leitlinien für die Interne 
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Revision in der Bundesverwaltung (Finz, 2012). Fellmann (2011) zählt die wichtigsten 

damals festgelegten Aufgaben einer Internen Revision auf:  

1. Die Überprüfung der Organisationseinheiten der Ressorts nach den Grundsätzen 

der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 

2. die Mitwirkung bei der Erstellung von Organisationsvorschriften und wichtigen 

Organisationsmaßnahmen, 

3. die Erarbeitung von Rationalisierungsvorschlägen, 

4. die beratende Mitwirkung bei der Erstellung von Anschaffungsplänen und 

Finanzierungsplänen, 

5. die beratende Mitwirkung an der Planung und Realisierung von Großprojekten, 

6. die Überwachung der Einhaltung der Vergabevorschriften, 

7. die Mitwirkung an Prüfungshandlungen anderer Kontrolleinrichtungen, 

8. die zusammenfassende Behandlung von Einschau- und Tätigkeitsberichten des 

Rechnungshofes, 

9. die Mitwirkung an Beschwerdeangelegenheiten, 

10. die zusammenfassende Behandlung von Angelegenheiten der Verwaltungsreform 

im Ressortbereich und schließlich 

11. die Erarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung des Bürgerservices im Ressort. 

(S. 51) 

 

Die in der Aufzählung angeführten Aufgaben der Überprüfung der Organisationseinheiten 

der Ressorts, der Begleitung von Großprojekten, der Überwachung von Auftragsvergaben, 

und der Mitwirkung bei der Verbesserung der Aufbau- und Ablauforganisation wurden als 

vorrangig festgelegt (Finz, 2011). Diese Aufgaben unterscheiden sich nicht grundsätzlich 

von den Aufgaben einer Internen Revision im erwerbswirtschaftlichen Sektor (Finz, 2012). 

Durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union, haben sich in einzelnen Bundes-

ministerien die Agenden auf Prüfungen im Zusammenhang mit Fördersystemen, die aus 

Gemeinschaftsmitteln gespeist werden, erweitert (Finz, 2012). In diesem Bereich 

überschreiten die Prüfbefugnisse einer Internen Revision oft die Ressortgrenzen (Finz, 

2012). Die Internen Revisionen in der Bundesverwaltung erbringen auch Leistungen, die 

nicht den Kernaufgaben der Prüfungs- und Beratungstätigkeit entsprechen. Finz (2012) 

führt dazu als Beispiel prozessabhängige begleitende Kontrollen an. Gastinger (2011) 

weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass revisionsfremde Tätigkeiten die 

Unabhängigkeit und Objektivität einer Internen Revision beeinträchtigen können. Der 

Rechnungshof empfiehlt demgemäß, die Internen Revisionen in der Bundesverwaltung 

von revisionsfremden Tätigkeiten zu entlasten (Berger, 2011; Finz, 2012).  

 

Der oben angeführte Ministerratsbeschluss hat keine gesetzliche Bindungswirkung und nur 

in Einzelfällen ist die Einrichtung einer Internen Revision in einem Bundesministerium 

gesetzlich zwingend festgelegt. Derartige gesetzliche Regelungen bestehen derzeit nur für 

das Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten und für das 

Bundesministerium für Justiz. Für die restlichen derzeit 11 im BMG genannten 

Bundesministerien kommt eine Ermächtigungsregelung im BMG zum Zug. Sie sieht die 

Möglichkeit zur „Schaffung von Einrichtungen ( … ) zur inneren Revision der Verwaltung 

und zur Sicherstellung einer gesetzmäßigen Vollziehung sowie einer sparsamen und 
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zweckmäßigen Gebarung“ (§ 7 Abs. 4) vor, verpflichtet jedoch nicht dazu. Es liegt damit 

überwiegend in der Entscheidung der Ressortleitung, ob eine Interne Revision eingerichtet 

wird. Von der Möglichkeit dazu haben nach dem Österreichischen Amtskalender 

(www.jurnet.at/amtskalender) alle 11 in Frage kommenden Ressortleitungen Gebrauch 

gemacht, indem sie die Einrichtung von Internen Revisionen in den Geschäftseinteilungen 

verfügt haben. In einem Ressort ist der Internen Revision allerdings kein Personal 

zugeordnet. Somit sind in 12 der derzeit 13 österreichischen Bundesministerien Interne 

Revisionen als Organisationseinheit institutionalisiert und mit Personal ausgestattet. Zwei 

davon aufgrund von gesetzlichen Anordnungen und zehn aufgrund von ressortinternen 

Regelungen.  

 

Fellmann (2011) hält es für bemerkenswert, dass zahlreiche Versuche gescheitert sind, die 

Organisation und die Aufgabenstellung der Internen Revision im Bund rechtlich besser zu 

verankern. Der Umstand, dass im öffentlichen Bereich die Einrichtung, die Organisation, 

und die Aufgaben der Internen Revisionen nur vereinzelt durch zwingende gesetzliche 

Normen abgesichert sind, entspricht nach Berger (2011) im internationalen Vergleich nicht 

mehr dem Standard. Der österreichische Rechnungshof empfahl dementsprechend 

wiederholt eine stärkere gesetzliche Verankerung der Internen Revision im Bund 

(Gastinger, 2011). Auf die bestehenden gesetzlichen Regelungen zur Internen Revision in 

der Bundesverwaltung und auf die darin zum Ausdruck kommende Sicht auf ihre 

Aufgabenstellung wird nachfolgend näher eingegangen. 

 

Für die meisten Internen Revisionen in der Bundesverwaltung geht, wie bereits angeführt, 

die Sicht des Gesetzgebers auf ihren Aufgabenbereich aus dem BMG hervor. Es weist der 

Internen Revision die „Sicherstellung einer gesetzmäßigen Vollziehung sowie einer 

sparsamen und zweckmäßigen Gebarung“ (§ 7 Abs. 4) als Aufgaben zu. Der Begriff der 

Gebarung wird in der Verwaltungslehre der finanziellen Kontrolle zugerechnet und umfasst 

„jedes Verhalten, das finanzielle Auswirkungen hat“ (Pollak, 2013, S. 426). Nachdem das 

Handeln der Verwaltung generell gebarungswirksam ist, schließt der Begriff nicht nur die 

Vereinnahmung und Verausgabung finanzieller Mittel, sondern grundsätzlich das gesamte 

hoheitliche und privatwirtschaftliche Verwaltungshandeln ein (Pollak, 2013). Mit dem 

Verweis auf die Sicherstellung der gesetzmäßigen Vollziehung hebt das BMG die im 

Abschnitt 4.2. näher erläuterte Ordnungsmäßigkeitsprüfung (Lück, 2001a) hervor. Die im 

BMG angeführten Prüfmaßstäbe der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit erweitern zwar das 

Aufgabengebiet der Internen Revision auf eine Wirtschaftlichkeitsprüfung und auf eine 

Zweckmäßigkeitsprüfung, wie sie Lück (2001a) in seiner Einteilung der Revisionsfelder 

vorsieht, die „modernen Überlegungen“ (Pollak, 2013, S. 426) der wirkungsorientierten 

Verwaltungsführung kommen in der Bestimmung des BMG jedoch nicht zum Ausdruck. 

Ebenso kann daraus eine Prüfung der Zukunftssicherung (Lück, 2001a), und damit eine 

Befassung mit dem Risikomanagement, nicht unmittelbar als Aufgabenstellung abgeleitet 

werden.  
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Die im Statut für den auswärtigen Dienst7 des Bundesministeriums für europäische und 

internationale Angelegenheiten festgelegte Aufgabenbeschreibung der Internen Revision 

weicht von der Bestimmung im BMG textlich ab, ist jedoch inhaltlich vergleichbar. Die 

Betrauung erfolgt dort mit der „Wahrnehmung der Inneren Revision sowie der laufenden 

Überprüfung der gesetzmäßigen, zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen 

Erfüllung der Aufgaben des auswärtigen Dienstes“ (§ 3 Abs. 1 Statut). Die finanzielle 

Perspektive tritt damit gegenüber dem BMG in den Hintergrund. Die Ordnungsmäßig-

keitsprüfung, die Wirtschaftlichkeitsprüfung und die Zweckmäßigkeitsprüfung nach Lück 

(2001a) gehen jedoch auch aus dieser Regelung als Aufgabenstellung der Internen 

Revision hervor. Modernere Ansätze der Verwaltungsführung oder Hinweise auf eine 

Prüfung der Zukunftssicherung (Lück, 2001a) fehlen auch in dieser Bestimmung. 

 

Für die Interne Revision der Gerichte und Staatsanwaltschaften besteht eine spezifische 

Regelung im Gerichtsorganisationsgesetz (GOG)8. Dort ist die operative Interne Revision 

einer „besonderen Präsidialabteilung des Oberlandesgerichts (Leitender Visitator)“ (§ 78b 

Abs. 1 GOG) übertragen und obliegt nicht der in der Zentralstelle eingerichteten Internen 

Revision. Der Aufgabenbereich der Internen Revision ist im GOG, anders als im BMG oder 

im Statut des auswärtigen Dienstes, näher am aktuellen Stand der Diskussion 

beschrieben. Die allgemeine Zielsetzung der „Sicherstellung einer gesetzmäßigen, 

zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen Vollziehung“ (§ 78a Abs. 1 GOG) wird im 

Gesetz detailliert. Die Interne Revision hat danach „die Auslastung und Effizienz, das 

Erscheinungsbild und die Funktionstüchtigkeit des inneren Betriebs einer Organisations-

einheit sowie ihre aufbau- und ablauforganisatorischen Gegebenheiten zu untersuchen“ 

(§ 78a Abs. 2 GOG). Auch die in § 14a Strafvollzugsgesetz9 enthaltene Bestimmung zur 

verpflichtenden Einrichtung einer Internen Revision des Strafvollzugs ist in der 

Aufgabenbeschreibung der Internen Revision ähnlich dem GOG formuliert. Diese 

Bestimmungen legen den Fokus nicht mehr auf die von Lück (2001a) angeführte 

Ordnungsmäßigkeitsprüfung, sondern auf die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und der 

Zweckmäßigkeit (Lück, 2001a). Mit dem Verweis auf eine effiziente Verwaltungsführung 

nehmen sie ein Element der Wirkungsorientierung in die Aufgabenbeschreibung der 

Internen Revision auf. Eine Prüfung der Zukunftssicherung (Lück 2001a) kann allerdings 

auch aus diesen Regelungen nicht unmittelbar als Auftrag an die Interne Revision 

abgelesen werden. 

 

Insgesamt sind die Definitionen des Aufgabengebietes in den gesetzlichen Bestimmungen 

zur Internen Revision in der Bundesverwaltung weit gefasst. Eine Konkretisierung ihrer 

Aufgabenstellung erfolgt in der jeweiligen Revisionsordnung (Fellmann, 2011) und in einer 

oft zusammenfassenden Form in der Geschäftseinteilung des jeweiligen Ressorts. Diese 

 

7 Bundesgesetz über Aufgaben und Organisation des auswärtigen Dienstes – Statut, BGBl. I Nr. 129/1999 idF 

BGBl. I Nr. 30/2018 
8 Gesetz vom 27. November 1896, womit Vorschriften über die Besetzung, innere Einrichtung und Geschäfts-

ordnung der Gerichte erlassen werden (Gerichtsorganisationsgesetz – GOG), RGBl. Nr. 217/1896 idF BGBl. I 

Nr. 159/2021 
9 Strafvollzugsgesetz, BGBl. Nr. 144/1969 idF BGBl. I Nr. 32/2018 
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Dokumente bilden Veränderungen im Umfeld einer Internen Revision gegenüber 

gesetzlichen Regelungen zeitlich näher ab. Schuh (2010) verweist darauf, dass sich 

Veränderungen im staatlichen Umfeld oft in Form von Reformschüben in der Verwaltung 

niederschlagen. Diese Reformen bringen die Anwendung ursprünglich betriebswirtschaft-

licher Instrumente mit sich (Prinz, 2007) und stoßen Entwicklungen auch in der Internen 

Revision an (Schuh, 2010, 2011b). So war es ursprünglich Hauptaufgabe einer Internen 

Revision in der Bundesverwaltung, die Rechtmäßigkeit der Verwaltung sicher zu stellen 

(Finz, 2012) und Disziplinarangelegenheiten administrativ zu prüfen (Gastinger, 2011). 

Ausgehend von dieser reinen Gewährleistung der ordnungsgemäßen Verwaltungsführung 

erweiterten sich die Aufgaben schrittweise um Beiträge zur Governance, zum Risiko-

management und zu den Kontrollsystemen (Angermüller et al., 2011; Schuh, 2010). Die 

Prüfungen zeigen mittlerweile eine verstärkte Tendenz zum Management Auditing 

(Abschnitt 4.2.), wobei aufgrund von Änderungen im Haushaltsrecht erwartet wird, dass 

diese Tendenz eine nachhaltige ist (Finz, 2012). Insgesamt wandelte sich die Revisions-

philosophie in der Bundesverwaltung vom Aufdecken von Fehlern hin zu einem mehrwert-

orientierten Selbstverständnis (Finz, 2011).  

 

Ihr Selbstverständnis haben die Revisionsleiter*innen der österreichischen Bundes-

ministerien im Jahr 1998 in sechs Punkten formuliert (Fellmann, 2011), die wie folgt 

zusammengefasst werden können: 

• Eine selbständige und objektive Ausübung der Tätigkeit abseits tagespolitischer 

Interessen. 

• Das Nutzen von Einblicken, um auf Doppelgleisigkeiten hinzuweisen und Ver-

besserungen anzuregen. 

• Ein gemeinsames Arbeiten an Problemlösungen. 

• Die Erhöhung der Akzeptanz durch Objektivität, konstruktive Kritik und Kommuni-

kation. 

• Rechenschaft und Transparenz, und schließlich  

• ein Bekenntnis zu einer lernenden Organisation, die ihr Know-how beispielgebend 

pflegt und erweitert. 

 

Das so definierte Selbstverständnis entspricht im Wesentlichen jener Sicht auf die Interne 

Revision, die aus den internationalen Berufsgrundlagen hervorgeht. Nach Gastinger (2011) 

kommt den internationalen Berufsgrundlagen im öffentlichen Sektor die gleiche Bedeutung 

zu wie in der Privatwirtschaft. Ihre Anwendbarkeit im öffentlichen Sektor wird in mehreren 

Beiträgen bestätigt (Fellmann, 2011; Finz, 2012; IIA, 2012b, 2019b; Rieckmann & 

Homburg, 2011). Falls diese internationalen Standards im öffentlichen Sektor nicht in 

Normen transformiert wurden, stellen sie nach Schuh (2012) dennoch Best Practices dar, 

an denen eine Interne Revision gemessen wird.  

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der staatliche Sektor einen 

spezifischen Kontext für eine Interne Revision darstellt, dessen Charakteristika bei der 

Revisionsarbeit zu berücksichtigen sind (Dieterle, 2018b; IIA, 2015, 2019b; IIARF, 2009). 

Eine im österreichischen staatlichen Sektor üblicherweise hohe Regelungsdichte 

(Biegelbauer et al., 2014) ist betreffend die Einrichtung einer Internen Revision in einem 
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Bundesministerium und betreffend die Festlegung ihres Aufgabengebietes kaum zu finden. 

Dem von einer Internen Revision im staatlichen Sektor geschaffenen und einer Ressort-

leitung vermittelten Mehrwert kann daher entsprechend den Erkenntnissen bisheriger 

Forschungen (Erasmus & Coetzee, 2018; Eulerich & Lenz, 2020a) eine hohe Bedeutung 

für ihren Bestand beigemessen werden. Die internationalen Berufsgrundlagen können als 

Richtschnur für die Schaffung dieses Mehrwertes dienen. Eine Befassung mit der 

Entwicklung der Internen Revision in der österreichischen Bundesverwaltung zeigt, dass 

sie sich daran ausrichtet.  

 

4.4. Rollen der Internen Revision im Risikomanagement 

Bis hierher befasste sich dieses Kapitel mit Beiträgen zu den Grundlagen und zu den 

Aufgaben der Internen Revision und ging dabei auf den staatlichen Sektor näher ein. 

Zusammen mit den im vorangehenden Kapitel 3 skizzierten Beiträgen zum Risikomanage-

ment sind damit die Bezugspunkte für die in der Literatur zu findende Diskussion zu den 

Rollen der Internen Revision im Risikomanagement hergestellt. Die Struktur für die 

nachfolgende Darstellung dieser Diskussion ist aus der Rollentheorie entnommen. Diese 

theoretische Perspektive legt eine Befassung sowohl mit den Erwartungen an die Interne 

Revision als auch mit ihrer Selbstgestaltung nahe und soll zunächst kurz erläutert werden. 

 

Organisationen werden aus einer institutionellen Perspektive als soziale Systeme ver-

standen, die einen spezifischen Zweck verfolgen (Schreyögg & Geiger, 2016; Vahs, 2019). 

Die Mitglieder einer Organisation koordinieren ihre Tätigkeiten nach einem Regelsystem, 

um den Organisationszweck arbeitsteilig zu erreichen (Schreyögg & Geiger, 2016; Vahs, 

2019). Aus den Zusammenarbeitsregeln ergeben sich Erwartungen hinsichtlich des 

Handelns der Mitglieder (Schreyögg & Geiger, 2016), die sich in der Zuweisung sozialer 

Rollen ausdrücken (Matiaske et al., 2017; Vahs, 2019). Unter einer Rolle wird daher aus 

soziologischer Sicht „ein Bündel von Verhaltenserwartungen mit normativem Charakter“ 

(Dreitzel, 1980, S. 56) verstanden. Nach Dreitzel (1980) haben die Verhaltenserwartungen 

nach ihrer Art einen unterschiedlichen Verpflichtungscharakter und führen nach ihrer 

Herkunft zu einer unterschiedlichen Identifikation mit den Erwartungen. Beide Faktoren, 

Art und Herkunft, sind nach Dreitzel (1980) ursächlich für das Rollenverhalten. Für den 

weiteren Verlauf der vorliegenden Arbeit soll vor allem auf die Art der Normen und damit 

auf ihren Verpflichtungscharakter abgestellt werden. Dreitzel (1980) unterscheidet 

diesbezüglich in Vollzugsnormen, Qualitätsnormen und Gestaltungsnormen. Sie 

bestimmen nicht nur das Ausmaß des ausgeübten Zwangs, sondern räumen umgekehrt 

auch unterschiedliche Gestaltungsspielräume ein (Matiaske et al., 2017). Um wirksam zu 

werden, müssen die Verhaltenserwartungen durch die Rollenträgerin oder den Rollen-

träger internalisiert, das heißt in ein konkretes Rollenverhalten umgesetzt werden 

(Matiaske et al., 2017). Wie weit dabei eine Selbstgestaltung erfolgt, hängt wesentlich von 

den Fähigkeiten einer Rollenträgerin oder eines Rollenträgers ab (Buchhofer, 2020). 

 

Zunächst sollen die Vollzugsnormen, denen eine Interne Revision unterliegt, betrachtet 

werden. In diese Kategorie fallen gesetzliche Bestimmungen. Sie haben einen hohen Auf-

forderungscharakter und ermöglichen in der Regel nur geringe Gestaltungsspielräume 
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(Matiaske et al., 2017). Das Verhalten der Rollenträgerin oder des Rollenträgers ist hier 

auf eine gehorsame Einordnung gerichtet (Dreitzel, 1980). Verpflichtende gesetzliche 

Bestimmungen zur Einrichtung und Ausgestaltung einer Internen Revision bestehen im 

österreichischen erwerbswirtschaftlichen Sektor ebenso wie in der Bundesverwaltung nur 

in Einzelfällen. Im erwerbswirtschaftlichen Sektor sind Unternehmen im Bereich der 

Finanzdienstleistungen, insbesondere Banken und Versicherungen, verpflichtet, eine 

Interne Revision zu institutionalisieren (Berger, 2011). Dort führt eine Vielzahl einzu-

haltender Bestimmungen mittlerweile zu einer stark regulierten Tätigkeit der Internen 

Revision (IIRO, 2008), die sich zu einem Großteil ihrer Zeit mit verpflichtenden Formal-

prüfungen befasst (Wöhry, 2007). In der Bundesverwaltung besteht eine Verpflichtung zur 

Einrichtung einer Internen Revision nur in zwei Bundesministerien (Abschnitt 4.3.). Sowohl 

im erwerbswirtschaftlichen Sektor als auch in der Bundesverwaltung sind allerdings über 

die gesetzlichen Verpflichtungen hinaus Interne Revisionen eingerichtet. Bünis und 

Gossens (2020) stellen für große Unternehmen eine de facto Notwendigkeit dazu fest, um 

das Haftungsrisiko für Geschäftsführung und Aufsichtsrat zu beschränken. Für die 

Bundesverwaltung kann vor dem Hintergrund der in Abschnitt 4.3. dargestellten Historie 

der Internen Revision in gleicher Weise die politische Verantwortung der Ressortleitung 

gegenüber dem Parlament (Öhlinger & Eberhard, 2019) ins Treffen geführt werden. 

Nachdem somit zu einem großen Teil keine Vollzugsnormen vorliegen, welche die 

Ausgestaltung einer Internen Revision regeln oder, wie in Abschnitt 4.3. für die Bundes-

verwaltung dargestellt wurde, diese Vollzugsnormen weit gefasst sind, erlangen die 

nachfolgend beschriebenen Qualitäts- und Gestaltungsnormen für die tatsächliche Rollen-

erfüllung einer Internen Revision eine hohe Bedeutung. 

 

Qualitätsnormen haben einen gegenüber Vollzugsnormen schwächeren Aufforderungs-

charakter (Matiaske et al., 2017). Aus ihnen gehen Erwartungen hervor, die hinsichtlich der 

Verrichtung von Aufgaben Gestaltungsspielräume zulassen (Matiaske et al., 2017). Die 

internationalen Berufsgrundlagen der Internen Revision, Leitlinien ihrer Berufsverbände 

und in der Fachwelt gefestigte Ansichten zur Internen Revision werden in der vorliegenden 

Arbeit den Qualitätsnormen zugeordnet. Als die bedeutendste davon können die 

internationalen Berufsgrundlagen betrachtet werden. Sie enthalten mit den Grund-

prinzipien, dem Ethikkodex, den Standards und der Definition der Internen Revision 

verbindliche Elemente, deren Einhaltung in der Revisionspraxis als unverzichtbar gilt 

(Bünis, 2021). Ihre Anwendung bedarf jedoch einer Gestaltung, um sie an das Umfeld einer 

Internen Revision anzupassen (DIIR, 2019).  

 

Diese Anpassung sollte sich in der Revisionsordnung wiederfinden. Eine Revisions-

ordnung beruht auf den oben angeführten verbindlichen Elementen der internationalen 

Berufsgrundlagen und wird auch als Geschäftsordnung der Internen Revision, Revisions-

richtlinie, oder Audit Charter bezeichnet (Bünis & Gossens, 2020; Eulerich, 2018). Nach 

den internationalen Berufsgrundlagen besteht die Verpflichtung dazu, eine Revisions-

ordnung zu erstellen und darin Aufgaben, Befugnisse, und Verantwortung der Internen 

Revision festzulegen (Bünis, 2018; DIIR, 2019). Die konkrete Ausgestaltung ist nicht 

vorgegeben und obliegt der jeweiligen Organisation. Die Revisionsordnung sollte jedoch 

eine Aussage über die Rollen der Internen Revision im Risikomanagement enthalten, wie 
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dies in verschiedenen Vorlagen vorgesehen ist (z. B. bei Bünis & Gossens, 2020; IIRÖ, 

2018). Die Leiterin oder der Leiter der Internen Revision entwirft im Regelfall die Revisions-

ordnung und stimmt sie mit der obersten Leitung ab, die sie letztlich genehmigt (Bünis, 

2018; Eulerich, 2018). Der Internen Revision sind somit meist schon bei der Festlegung 

der explizit an sie gerichteten Erwartungen hinsichtlich ihrer Aufgaben im Risikomanage-

ment Mitgestaltungsmöglichkeiten eingeräumt. 

 

„Dreh- und Angelpunkt der Betrachtungen des Aufgabenumfanges“ (Schuh, 2016, S. 118) 

einer Internen Revision ist die Prüfungslandkarte. Sie wird auch als Audit Universe (Schuh, 

2016), Revisions- oder Risikolandkarte (Amling & Bantleon, 2007) oder Risikolandschaft 

(Henrizi, 2020) bezeichnet und stellt die risikobehafteten Prüfobjekte systematisch 

zusammen (Bünis & Gossens, 2020). Revisionsfreie Räume sollten darin vermieden 

werden (Peemöller & Kregel, 2014) und wären, falls sie auftreten, von anderen Über-

wachungsfunktionen abzudecken (Schubiger et al., 2021). Die internationalen Berufs-

grundlagen geben der Internen Revision für die Ausgestaltung der Prüfungslandkarte 

Gestaltungsfreiheit, fordern aber die Führungs- und Überwachungsprozesse, die Risiko-

managementprozesse, und die Kontrollprozesse als Mindestinhalte zu berücksichtigen 

(Bünis & Gossens, 2020). Im öffentlichen Sektor sieht Gastinger (2011) die Internen 

Revisionen angehalten, die Prüfungslandkarten so anzupassen, dass diese Mindestinhalte 

erfüllt werden. Die im Haushaltsrecht verankerte Wirkungsorientierung würde nach Ansicht 

von Gastinger (2011) einen geeigneten Ansatzpunkt dafür bieten. Konzepte zur 

Modellierung der Prüfungslandkarte schlagen beispielsweise Peemöller und Kregel (2014) 

oder für die öffentliche Verwaltung Schuh (2016) vor. Schuh (2016) plädiert für eine Er-

weiterung der Risikoperspektive um eine Management- und Strategieperspektive. Damit 

würde eine Gesamtsicht auf die Organisation erreicht und eine Weiterentwicklung des 

Tätigkeitsfeldes der Internen Revision ermöglicht (Schuh, 2016).  

 

Die Prüfungslandkarte ist Grundlage für die Festlegung des Prüfungsplans (Amling & 

Bantleon, 2012; Schubiger et al., 2021), der nach den internationalen Berufsgrundlagen 

von der Leitung der Internen Revision zu erstellen ist (Bünis, 2020). Der Prüfungsplan legt 

fest, was Gegenstand von Prüfungen sein soll und trifft damit eine Entscheidung über den 

Einsatz der verfügbaren Ressourcen (Amling & Bantleon, 2012). Er orientiert sich wie die 

zugrundeliegende Prüfungslandkarte an den Risiken, die für die Erreichung der Organi-

sationsziele maßgeblichen sind (Bünis, 2020; Schubiger et al, 2021). Unterschiedliche 

Ansichten werden in der Literatur zur Einhaltung eines Prüfungsturnus vertreten. Während 

Amling und Bantleon (2012), soweit keine gegenteiligen branchenspezifischen 

Regelungen bestehen, ein Abgehen von der klassischen Vorgehensweise eines fest-

stehenden Turnus beobachten, sollten nach Schubiger et al. (2021) alle risikorelevanten 

Themen in angemessenen Zeitabständen regelmäßig abgedeckt werden. Einigkeit besteht 

dahingehend, dass von einer Internen Revision erwartet wird, dass sie sich auf die 

wesentlichen Risiken fokussiert (Amling & Bantleon, 2012; Dieterle, 2018a; Schubiger et 

al., 2021). Soweit Prüfthemen von Auftraggeberseite nicht angeordnet werden, haben die 

Leiter*innen der Internen Revisionen bei der Erstellung des Prüfungsplans Gestaltungs-

möglichkeiten (Schubiger et al., 2021). Sie können Themen einbringen, die nach ihrer 

Beurteilung einen Mehrwert für die Organisation schaffen (IIARF, 2011), müssen nach den 
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internationalen Berufsgrundlagen dabei aber Informationen von der Auftraggeberseite und 

von den verschiedenen Führungsebenen berücksichtigen (DIIR, 2019). Ebenso sollte mit 

den Verantwortlichen für das Risikomanagement die Beurteilung der Risikosituation 

diskutiert werden (DIIR & RMA, 2020). Sie könnten relevante Informationen für die 

risikoorientierte Planung bereitstellen (Henrizi, 2020).  

 

Wie bisher angeführt wurde, geht aus den internationalen Berufsgrundlagen mehrfach die 

Erwartung an eine Interne Revision hervor, Beiträge zur Wirksamkeit des Risikomanage-

ments zu leisten. Innerhalb einer Organisation können mehreren Einheiten zum Risiko-

management beitragen, die Prüfung kommt aber vorrangig der Internen Revision zu 

(Berwanger & Kullmann, 2012). Ihr wird daher primär eine prüfende Rolle im Risiko-

management zugeschrieben (Eulerich & Lenz, 2020b; Peemöller, 2011). Die Wirksamkeit 

des Risikomanagements wird durch seine Verankerung in den aufbau- und ablauf-

organisatorischen Strukturen einer Organisation sichergestellt, jedoch auch ohne diese 

Strukturierung bleibt das Risikomanagement Führungsaufgabe und Teil aller Geschäfts-

prozesse (DIIR & RMA, 2020). Die Aufgabe der Prüfung des Risikomanagements bezieht 

sich daher nicht ausschließlich auf ein institutionalisiertes Risikomanagement. Fehlt ein 

solches oder sind seitens der Organisation keine ausreichenden Informationen über 

identifizierte Risiken vorhanden, so ist es Aufgabe der Revisor*innen, die Elemente eines 

Risikomanagements zu erkennen und für die Prüfung zu extrahieren (Dieterle, 2018b, Finz, 

2011). In öffentlichen Verwaltungen wird dies oft der Fall sein (Dieterle, 2018b, Finz, 2011). 

Interne Revisor*innen müssen sich damit bei jeder Prüfung mit den Risiken des jeweiligen 

Prüfungsgegenstandes befassen (Bünis, 2021; Bünis & Gossens, 2020). Diese Erwartung 

ergibt sich nach Gastinger (2011) bereits aus der in den internationalen Berufsgrundlagen 

festgelegten beruflichen Sorgfaltspflicht. 

 

Die internationalen Berufsgrundlagen sehen für die Interne Revision neben der Erbringung 

von Prüfungsleistungen ebenso die Möglichkeit vor, Beratungsleistungen anzubieten 

(DIIR, 2019). Durch Beratungsleistungen können die Expertise der Internen Revision im 

Risikomanagement (Berwanger & Kullmann, 2012) und ihre Kenntnisse über die Organi-

sation auch über ihre Prüfungsaufgabe hinaus genutzt werden (Diederichs, 2017). Die 

Erfolgsaussichten bei einer Implementierung eines Risikomanagements steigen dadurch 

(Bungartz; 2020). Als Beispiele für beratende Aktivitäten der Internen Revision im Risiko-

management werden vom IIA (2009) die Bereitstellung von Werkzeugen und Techniken 

für die Analyse und Überwachung von Risiken, die Vermittlung ihres Überblickswissens 

über die Organisation, oder die Förderung eines gemeinsamen Verständnisses und einer 

gemeinsamen Sprache zum Risikomanagement genannt. Hinsichtlich einer beratenden 

Rolle der Internen Revision ist jedoch auf die schon in Abschnitt 4.2. zum Revisionsfeld 

Internal Consulting angeführte kontroversielle Diskussion zu verweisen. Danach sollte die 

Interne Revision aufgrund der Priorität ihrer Prüfungsleistungen anderen Ressourcen, die 

für Beratungsleistungen zum Risikomanagement verfügbar sind, den Vorrang einräumen 

und eine allenfalls bestehende beratende Rolle mit einem zunehmenden Reifegrad des 

Risikomanagements zurücknehmen (IIA, 2009). Könnten Prüfungen aufgrund der 

Beratungstätigkeit nicht zeitgerecht oder nicht mit der notwendigen Sorgfalt durchgeführt 
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werden, wäre nach Ansicht von Hunecke und Henke (2006) die Frage zu beantworten, wer 

die Überwachungsfunktion der Internen Revision wahrnehmen soll.  

 

Es zeigt sich somit, dass Gestaltungsmöglichkeiten, die Qualitätsnormen zulassen, zu 

Überschneidungen zwischen den Kernaufgabengebieten von Interner Revision und Risiko-

management führen können. Dies ist nicht nur im Bereich der soeben besprochenen 

Beratungsleistungen der Fall. Hinsichtlich der Prüfungsleistungen betrifft dies insbeson-

dere die Identifikation von Risiken (Wöhry, 2007) und die Überprüfung der Maßnahmen zur 

Risikosteuerung (DIIR & RMA, 2020). Innerhalb des Governance-Systems gibt es 

Berührungspunkte mit weiteren Steuerungs- und Überwachungsfunktionen. Die Interne 

Revision sollte mit ihnen kooperieren und die Aktivitäten zur Erreichung der Organi-

sationsziele mit ihnen abstimmen (IIA, 2020; IIARF, 2011). Gleichzeitig wird erwartet, dass 

die Interne Revision dabei ihre Unabhängigkeit und ihre Objektivität wahrt (Bünis & 

Gossens, 2020; DIIR, 2019). Zum Umgang mit dieser Problemstellung wurden Modelle und 

Leitlinien entwickelt. Beispiele dafür sind ein von Otremba (2016) beschriebenes GRC-

Rahmenwerk, das von Hilb (2019) vorgestellte Konzept der „New Corporate Governance“, 

weiters das auf den King Code of Governance for South Africa 2009 (King III; Institute of 

Directors in Southern Africa, 2009) zurückgehende und von Eulerich (2016, 2018) und dem 

DIIR (2020) diskutierte Modell der „Combined Assurance“, oder das Positionspapier 

„Corporate Governance – Verantwortung vernetzt leben“ von Schubiger et al. (2021). 

Diesen Ansätzen ist gemeinsam, dass sie Synergieeffekte durch ein koordiniertes 

Zusammenwirken der einzelnen Governance-Funktionen anstreben (Eulerich, 2020; 

Otremba, 2016) und Insellösungen und Subsysteme vermeiden wollen (Romeike, 2018). 

Die Interne Revision wird oft als jene Funktion gesehen, welche die Koordination des 

Zusammenwirkens der Governance-Funktionen übernehmen könnte (DIIR, 2020; 

Schubiger et al., 2021). Je nach Grad der Integration können diese Zusammenarbeits-

modelle für eine Interne Revision jedoch mit einer Einschränkung bis hin zu einer 

Aufhebung ihrer Unabhängigkeit und ihrer Objektivität verbunden sein. Eulerich (2020) 

stellt daher aus Sicht der Internen Revision fest, dass die Diskussion bisher noch kein 

einheitliches, optimales Modell einer Kombination mit anderen Governance-Funktionen 

ergeben hat. 

 

Neben der Rolle einer Internen Revision im Gesamtsystem der Governance ist auch ihre 

spezifische Rolle im Risikomanagement Gegenstand von Leitlinien der Berufsverbände. 

Darin werden Empfehlungen für einen den Erwartungen der internationalen Berufs-

grundlagen entsprechenden Umgang mit Gestaltungsräumen gegeben. Bereits im Jahr 

2009 hat das IIA ein Positionspapier unter dem Titel „The Role of Internal Auditing in 

Enterprise-wide Risk Management“ veröffentlicht. Die darin enthaltenen Überlegungen 

haben zwar das Modell eines Enterprise Risk Management zur Grundlage, stellen aber 

nicht darauf ab, dass dieses Modell bereits umgesetzt ist (IIA, 2009). Dadurch ist die 

Leitlinie unabhängig von der Ausgestaltung des Risikomanagements in einer Organisation 

für eine Interne Revision relevant (IIA, 2009). Das Positionspapier streicht die Verant-

wortlichkeit des Managements für das Risikomanagement heraus, weist jedoch darauf hin, 

dass der Internen Revision eine Schlüsselrolle darin zukommt, eine objektive Sicherheit 

zur Wirksamkeit des Risikomanagements zu geben (IIA, 2009). Das IIA (2009) gliedert die 
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Aufgaben einer Internen Revision im Risikomanagement in diesem Positionspapier in drei 

Rollenkategorien: (a) in die „Core Internal audit roles“, (b) in die „Legitimate Internal audit 

roles with safeguards“, und schließlich (c) in die „Roles Internal audit should not undertake“. 

In Abbildung 10 sind diese Rollenkategorien und die zugeordneten Aufgaben dargestellt.  

 

Abbildung 10: Rollen der Internen Revision im Risikomanagement 

 

Quelle: IIA, 2009, S. 410 

 

Das IIA (2009) hebt bei der in Abbildung 10 dargestellten Kategorisierung von Rollen die 

Sicherstellung der Unabhängigkeit und Objektivität der Internen Revision besonders 

hervor. Die Standards Australia und das IIA–Australia (2010) haben die Anzahl der 

Aufgaben von den dargestellten 18 auf 21 erweitert, um eine Anpassung an die Norm ISO 

31000 zu erreichen (White et al., 2020). Die Einteilung der Aufgaben in die drei 

ursprünglichen und in Abbildung 10 dargestellten Kategorien und der Grundsatz der 

Unabhängigkeit und Objektivität einer Internen Revision bei der Wahrnehmung von Rollen 

im Risikomanagement blieben dabei aber unverändert. Nachdem für die vorliegende Arbeit 

vor allem die Kategorisierung der Rollen bedeutsam ist, wird im weiteren Verlauf auf das 

in Abbildung 10 dargestellte Modell des IIA (2009) verwiesen.  

 

In den linken Segmenten der Abbildung 10 sind die risikoorientierten Prüfungsleistungen 

einer Internen Revision dargestellt. Sie sollen eine ausreichende Sicherheit für die 

Wirksamkeit des Risikomanagements geben (IIA, 2009) und daher möglichst vollständig 

von einer Internen Revision erbracht werden (IIARF, 2011). Erst wenn eine Interne 

Revision den Aufgabenbereich der Prüfungen abdecken kann, wird sie die in den mittleren 

 

10 Der Abdruck erfolgt mit Genehmigung des IIA. 
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Segmenten dargestellten Beratungsleistungen erbringen können (IIA, 2009). Bei den 

Segmenten, die Aufgaben der Beratung betreffen, ist die Anordnung im Modell wesentlich. 

Je weiter rechts eine Beratungsaufgabe in diesen Segmenten angeordnet ist, desto 

umfangreicher müssen die Vorkehrungen sein, um ihre Unabhängigkeit und Objektivität zu 

gewährleisten (IIA, 2009). Nach den Ausführungen des IIA (2009) kann eine Interne 

Revision im Rahmen eines Enterprise Risk Management Beratungsleistungen nur so weit 

erbringen, als sie dadurch keine Managementaufgaben übernimmt (IIA, 2009). Die 

Managementaufgaben befinden sich in den rechten Segmenten des Modells. Sie bleiben 

dem Management vorbehalten, das für die Einführung und den Betrieb des Risiko-

managements verantwortlich ist (IIA, 2009; Peemöller, 2007). Nur wenn eine Organisation 

einen dringenden Bedarf in Bezug auf das Risikomanagement hat, der in der Organisation 

sonst nicht gedeckt werden kann, sollte eine Interne Revision Managementaufgaben 

wahrnehmen (IIARF, 2011). In diesem Fall empfiehlt das IIA (2009), von vornherein die 

Aufgabenstellung konkret zu definieren und einen Zeitplan für die Übergabe der 

übernommenen Verantwortung an das Management vorzusehen. Zudem werden 

Vorkehrungen zu treffen sein, um die Unabhängigkeit und Objektivität der Internen 

Revision zu wahren (IIARF, 2011). 

 

Eine weitere wesentliche Qualitätsnorm zur Rollenwahrnehmung der Internen Revision im 

Risikomanagement ist im Jahr 2020 erschienen. Das „Positionspapier Interne Revision und 

Risikomanagement“ (DIIR & RMA, 2020) betrachtet Formen der Zusammenarbeit der 

beiden Funktionen aus der Perspektive des Modells der Three-Lines-of-Defense (IIA, 

2019a), dem Vorgängermodell zu dem in Kapitel 4.1. besprochenen Drei-Linien-Modell 

(IIA, 2020). Es zeigt Vor- und Nachteile verschiedener Zusammenarbeitsformen auf und 

gibt Empfehlungen zum praktischen Umgang mit Problemstellungen, die sich aus einem 

Zusammenwirken ergeben können (DIIR & RMA, 2020). Nachdem sich das neuere Drei-

Linien-Modell (IIA, 2020) gegenüber dem älteren Modell, das dem Positionspapier 

zugrunde liegt, einer koordinierten Governance-Funktion annähert (Eulerich, 2020), 

mangelt es den im Positionspapier getroffenen Aussagen nicht an Aktualität. 

 

Die Überlegungen des DIIR und der RMA (2020) könne wie folgt skizziert werden: Interne 

Revision und Risikomanagement sollten im direkten Austausch miteinander stehen und 

über kurze Kommunikationswege verfügen, um identifizierte Risiken zeitnah zu erörtern. 

Anzustreben wäre eine Beteiligung der Internen Revision an der Diskussion von Gremien 

des Risikomanagements, die auch dazu genutzt werden sollte, geplante Revisionen, 

Projekte und sonstige Aktivitäten zu besprechen. Ebenso sollten beide Funktionen ihr 

Berichtswesen abstimmen und sich gegenseitig über Berichtsinhalte informieren, auch 

wenn eine vertrauliche und daher getrennte Berichterstattung erforderlich sein kann. Ein 

enger Informationsaustausch würde insgesamt die Funktionsfähigkeit des Überwachungs-

systems fördern und Doppelgleisigkeiten durch die Trennung der Governance-Funktionen 

vermindern, was auch zu einem effizienteren Ressourceneinsatz bei der Ausstattung der 

Überwachungsfunktionen führen würde. Weiters ist die Überwachungsaufgabe der 

Internen Revision von der Aufgabenwahrnehmung der zweiten Linie abhängig. Übernimmt 

die zweite Linie eher die Regelsetzung und weniger die Überwachungsfunktion für die erste 
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Linie, so wird die Interne Revision vermehrt in der ersten Linie prüfen, um die Funktions-

fähigkeit des Überwachungssystems zu gewährleisten. Bei einem in der zweiten Linie nicht 

vorhandenen oder nur schwach entwickelten Risikomanagement wird auch die 

Identifikation von Risiken eine Aufgabenstellung der Internen Revision sein und nur bei 

einem hohen Entwicklungsstand des Risikomanagements wird sie sich eher mit der 

Prüfung von dessen Wirksamkeit befassen. Die sich daraus ergebenden Mischformen der 

Integration können mit Abstufungen bis hin zu einer vollständigen Übernahme der 

Risikomanagement-Funktion durch die Interne Revision gehen. Dies würde allerdings dazu 

führen, dass das Risikomanagement nicht mehr durch die Interne Revision, sondern nur 

mehr durch einen externen Prüfungsanbieter geprüft werden könnte, um den Grundsatz 

der Unabhängigkeit der Internen Revision nicht zu verletzen. Bei einer Teilintegration in 

der Form, dass die Interne Revision nur die Systemgestaltung verantwortet, während die 

Identifikation, Bewertung, und Steuerung der Risiken, und auch das Berichtswesen den 

operativen Einheiten zugeordnet ist, könnte die Interne Revision die operative Umsetzung, 

nicht jedoch die Gestaltung des Risikomanagements prüfen. Insgesamt sind daher 

Mischformen von Governance-Funktionen mit der Internen Revision immer mit einer 

Beeinträchtigung ihrer Unabhängigkeit verbunden und es wären in diesen Fällen Vor-

kehrungen zu treffen, um daraus entstehende Interessenskonflikte zu vermeiden.  

 

Das vom DIIR und der RMA (2020) veröffentlichte Positionspapier hält an den inter-

nationalen Berufsgrundlagen fest. Im Gegensatz zu dem oben skizzierten Positionspapier 

des IIA (2009) befasst es sich jedoch mit Formen der Integration bis hin zu einer 

vollständigen Vereinigung von Revisionsfunktion und Risikomanagementfunktion. Es 

schließt sich damit der mehrfach vertretenen Ansicht einer grundsätzlich möglichen 

Wahrnehmung der Verantwortung für das Risikomanagement durch die Interne Revision 

(IIARF, 2011; Peemöller 2007) an. Übereinstimmung besteht zwischen den beiden 

Positionspapieren dahingehend, dass es die primäre Aufgabe der Internen Revision ist, die 

Wirksamkeit des Risikomanagements durch Prüfungen zu gewährleisten und dass bei 

Übernahme von darüber hinausgehenden Aufgaben die Unabhängigkeit und die 

Objektivität der Internen Revision gewahrt bleiben müssen. Bei einer Vollintegration muss 

die Interne Revision daher ihr Hauptaufgabengebiet der Prüfung in Bezug auf das Risiko-

management aufgeben (DIIR & RMA, 2020). Ebenso wie das DIIR und die RMA (2020) 

schließt auch Fellmann (2011) für die Bundesverwaltung eine Übernahme der Verant-

wortung für das Risikomanagement durch die Interne Revision nicht aus, falls es keine 

andere Organisationseinheit gibt, die diese Verantwortung wahrnehmen könnte. Dieterle 

(2018b) sieht hingegen eine Interne Revision in diesem Fall nur gefordert, einer 

öffentlichen Verwaltung ein fehlendes Risikomanagement nahezubringen oder ein nicht 

gelebtes Risikomanagement zu aktivieren. Die Entscheidung darüber, welche Rolle die 

Interne Revision im Risikomanagement schließlich wahrnehmen soll, obliegt der obersten 

Leitung einer Organisation (DIIR & RMA, 2020; IIARF, 2011; Peemöller, 2007). 

 

Die oberste Leitung einer Organisation ist unter den verschiedenen Anspruchsgruppen der 

wichtigste Stakeholder einer Internen Revision (Eulerich & Lenz, 2020b). Dies gilt auch im 

politisch-administrativen System der Bundesverwaltung. Die Interne Revision wird dort als 

verlängerter Arm der Ressortleitung (Prinz, 2007) oder als „Instrument des politischen 
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Entscheidungsträgers“ (Schuh, 2016, S. 118) gesehen. Die Erwartungen der obersten 

Leitung an die Interne Revision können nach der Rollenklassifikation von Dreitzel (1980) 

den Gestaltungsnormen zugeordnet werden. Diese Art von Normen lässt weitgehende 

Selbstgestaltungsräume zu und fordert eine aktive Beteiligung der Rolleninhaberin oder 

des Rolleninhabers an der Rollenwahrnehmung (Matiaske et al., 2017).  

 

Die Selbstgestaltung einer Internen Revision sollte die Erwartungen ihrer wesentlichsten 

Anspruchsgruppen berücksichtigen, denn sie sind die Messlatte für den Mehrwert, den 

eine Interne Revision erbringt (Erasmus & Coetzee, 2018; Eulerich & Lenz, 2020b). 

Eulerich und Lenz (2020a) entwerfen ein dreistufiges Reifegradmodell für Interne 

Revisionen, das auf ihren Beitrag zum Mehrwert einer Organisation abstellt. Sie unter-

scheiden darin folgende Rollen: (a) im unteren Reifegrad den „GRC-Partner“, der 

Prüfungsleistungen mit den traditionellen Schwerpunkten Governance, Risikomanage-

ment, und Kontrollsystem erbringt und meist im Nachhinein angemessene Sicherheit zu 

diesen Themen gibt; (b) im mittleren Reifegrad den „Trusted Advisor“, der zusätzlich 

Beratungsleistungen erbringt und Verbesserungspotenziale aufzeigt; und (c) im höchsten 

Reifegrad den „Value Driver“, der die traditionellen Grenzen durchbricht, sich mit wenig 

vertrauten und komplexen Themen beschäftigt, und eine strategische Voraussicht gibt. Die 

Forschungsarbeit von Eulerich und Lenz (2020a) zeigt, dass die oberste Leitung von der 

Internen Revision vor allem eine ausreichende Sicherheit über die Angemessenheit und 

Wirksamkeit des Internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems, und der 

Führungsprozesse erwartet. Eine Interne Revision sollte daher nach Eulerich und Lenz 

(2020b) die traditionellen Prüfungsleistungen weiterhin erbringen. Dies entspricht im 

soeben dargestellten Reifegradmodell der Rolle eines GRC-Partners. In diesem 

Aufgabengebiet kann eine Interne Revision nach Eulerich und Lenz (2020b) das Vertrauen 

in sie festigen, um sich weiter zu einem Trusted Advisor zu entwickeln, der mit seinen 

Anspruchsgruppen vertrauensvoll zusammenarbeitet. Von dort aus kann eine Interne 

Revision schließlich den Reifegrad eines Value Drivers erreichen (Eulerich & Lenz, 2020b). 

 

Wie ersichtlich wird, ist das Vertrauen der Anspruchsgruppen, insbesondere der obersten 

Leitung, in eine Interne Revision ein wesentlicher Faktor für ihre Selbstgestaltungs-

möglichkeiten. Explizit zum Ausdruck kommt der Faktor Vertrauen im Begriff des Trusted 

Advisors. Er steht für eine Interne Revision, die durch ihre Beratungsleistungen das 

Vertrauen des Managements erlangt und so einen Mehrwert für die Organisation schafft 

(Anderson et al., 2017; Eulerich, 2018). Eine Interne Revision muss sich das Vertrauen 

erarbeiten und danach trachten, es zu erhalten (Eulerich, 2018). Die Kommunikation und 

der Aufbau von Beziehungen mit ihren Anspruchsgruppen sind dafür wesentliche Voraus-

setzungen (Anderson et al., 2017).  

 

In den ihr anvertrauten Selbstgestaltungsräumen muss sich eine Interne Revision 

positionieren (Risak, 2004). Ebenso wesentlich wie die Rollenerwartung der obersten 

Leitung ist dafür die Entwicklung eines Selbstverständnisses (Wöhry, 2007). Zwischen den 

Anforderungen der obersten Leitung und den Anforderungen, die eine Interne Revision an 

sich selbst stellt, bedarf es eines ständigen Abstimmungsprozesses (Risak, 2004). Diese 

reflektierte Auseinandersetzung erlaubt es der Internen Revision, sich selbst zu gestalten 
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und sich mit den wechselnden Herausforderungen der Organisation zu verändern (Risak, 

2004). Neben dem wandelbaren Fokus braucht sie jedoch auch Grundsätze, wie ihre 

Unabhängigkeit und Objektivität, um die Orientierung nicht zu verlieren (Risak, 2004). Die 

Grundlagen dafür, beispielsweise ihre organisatorische Eingliederung oder eine aus-

reichende Ressourcenausstattung, muss sie ständig neu beurteilen und verhandeln 

(Berger, 2011).  

 

4.5. Zwischenfazit und Modellkonzeption 

Die bisherigen Erkenntnisse aus der Bestandsaufnahme der Literatur werden nachfolgend 

zusammengefasst und in einem Modell systematisiert. Dieses Modell ist Anhaltspunkt für 

die anschließende Detaillierung der Forschungsfrage und es liefert die Struktur für die im 

Rahmen der vorliegenden Arbeit durchgeführte Feldforschung. Eine Überprüfung des 

Modells war nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit und könnte in einer späteren 

Forschungsarbeit erfolgen. 

 

Die Bestandsaufnahme der Literatur zeigt eine vermehrte Diskussion zur Einrichtung eines 

organisationsweiten, in das Führungs- und Steuerungssystem integrierten Risikomanage-

ments in den staatlichen Verwaltungen (z. B. Hirsch et al., 2020; Motel & Richter, 2016; 

Schmid, 2018; Theuermann, 2018). Getrieben ist diese Entwicklung vom steigenden 

Bewusstsein, dass der Staat nicht nur Eigner von institutionellen Risiken ist, die aus dem 

unmittelbaren Verwaltungshandeln resultieren (Budäus & Hilgers, 2009; Theuermann, 

2018). Er wird auch für gesellschaftliche Risiken verantwortlich gemacht, die niemandem 

sonst zurechenbar sind (Budäus & Hilgers, 2009; Renn et al., 2007). Darüber hinaus ist 

der Staat Systemrisiken ausgesetzt, die ihn als Institution zur Erfüllung der grundlegenden 

Staatsaufgaben in Frage stellen können (Budäus & Hilgers, 2009). Diese drei Kategorien 

von Risiken werden für den weiteren Verlauf der gegenständlichen Arbeit den sekundären 

Bestimmungselementen eines Risikomanagements im staatlichen Sektor zugeordnet. 

 

Die Diskussion um die Institutionalisierung eines Risikomanagements im staatlichen Sektor 

ist an die Entwicklungen im erwerbswirtschaftlichen Sektor angelehnt (Motel & Richter, 

2016; Schmid, 2018), der seit geraumer Zeit Erfahrungen in der Anwendung dieses 

Managementinstruments sammelt (Kajüter, 2012). Ein entwickeltes Risikobewusstsein, 

spezifische Strukturen, Prozesse, und Instrumente haben sich als die grundlegenden vier 

Elemente eines Risikomanagements herausgebildet (Diederichs, 2017; Romeike & Hager, 

2020). Obwohl besondere Charakteristika zu berücksichtigen sind, stellen sich diese vier 

Elemente auch für den staatlichen Sektor als relevant dar (Offerhaus, 2009; Schütz, 2009). 

Sie sind ausschlaggebend für die unmittelbare Ausgestaltung des Risikomanagements und 

werden deshalb unter dem Begriff der primären Bestimmungselemente des Risiko-

managements zusammengefasst. 

 

Mit ihren Kernleistungen der unabhängigen und objektiven Prüfung und Beratung (Egner, 

2011) bewertet eine Interne Revision das Risikomanagement und hilft mit, es zu 

verbessern (DIIR, 2019). Als entscheidenden Faktor für ihre organisatorische 

Unabhängigkeit benennt die Literatur eine Positionierung möglichst nahe an der obersten 
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Leitung (Hofmann, 2005; IIRÖ, 2008). Eine angemessene Ausstattung mit Ressourcen soll 

ihre Handlungsfähigkeit sicherstellen und gewährleisten, dass sie effektive Beiträge zur 

Verbesserung des Risikomanagements erbringen kann (Carcello et al., 2020). Das 

Personal ist dabei als die wesentlichste Ressource anzusehen (Peemöller & Kregel, 2014). 

Hohe Kompetenzen des Personals einer Internen Revision stellen qualitätsvolle Prüfungs- 

und Beratungsdienstleistungen sicher und prägen ihr Image (DIIR, 2018a; Eulerich & Lenz, 

2020b). So wie das Risikomanagement weist auch die Interne Revision im staatlichen 

Sektor spezifische Merkmale auf (Dieterle, 2018b; IIA, 2015, 2019b). Die drei angeführten 

Faktoren – ihre Positionierung, ihre Ressourcenausstattung, und ihre Kompetenzen – sind 

jedoch auch im staatlichen Sektor grundlegend für die Handlungsmöglichkeiten einer 

Internen Revision (IIA, 2012b). Diese Faktoren werden als sekundäre Bestimmungs-

elemente für die Rollenerfüllung einer Internen Revision definiert. 

 

Welche Rollen eine Interne Revision schließlich erfüllt, wird von verschiedenen Normen 

beeinflusst, die je nach Art einen unterschiedlich hohen Verpflichtungscharakter haben 

(Dreitzel, 1980). Die als Gestaltungsnormen einzuordnenden Rollenerwartungen der 

Anspruchsgruppen sind maßgeblich für den Mehrwert, den eine Interne Revision erbringt 

(Erasmus & Coetzee, 2018; Eulerich & Lenz, 2020b) und daher von besonderer 

Bedeutung. Die Rollenerfüllung einer Internen Revision wird aber auch von dem in sie 

gesetzten Vertrauen (Eulerich, 2018; Eulerich & Lenz, 2020b) und nicht zuletzt von ihrer 

Selbstgestaltungskraft (Risak, 2004; Wöhry, 2007) bestimmt. Diese drei Faktoren, die 

Rollenerwartungen, das Vertrauen, und die Selbstgestaltung werden den primären 

Bestimmungselementen für die Rollenerfüllung einer Internen Revision zugeordnet.  

 

Zur Einteilung der Rollen einer Internen Revision im Risikomanagement schlägt das IIA 

(2009) eine dreiteilige Kategorisierung vor. Es unterscheidet eine Rolle, in der eine Interne 

Revision Prüfungsaufgaben erfüllt; eine Rolle, in der sie Beratungsaufgaben erfüllt; und 

eine Rolle, in der sie Aufgaben erfüllt, die sie aufgrund ihrer Objektivität nicht erfüllen sollte 

(IIA, 2009; IIARF, 2011). In Bezug auf die letztgenannte Rolle hebt die jüngere Literatur 

nun vermehrt die Vorteile eines Zusammenwirkens der im Drei-Linien-Modell (IIA, 2020) 

angeordneten Governance-Funktionen hervor (DIIR, 2020; Schubiger et al., 2021). Eine 

Interne Revision könnte durch dieses Zusammenwirken in einer integrierenden Rolle 

innerhalb des Überwachungssystems einer Organisation Beiträge zum Management von 

Risiken leisten (DIIR & RMA, 2020). Die integrierende Rolle gefährdet jedoch potenziell die 

Objektivität der Internen Revision, weshalb Vorkehrungen zur Vermeidung von 

Interessenskonflikten getroffen werden müssen (DIIR & RMA, 2020; Schubiger et al., 

2021). Die vorliegende Arbeit nimmt diese in der Literatur geführte Diskussion auf und 

gliedert die Rollen einer Internen Revision im Risikomanagement in Anlehnung an das 

Modell des IIA (2009) in eine prüfende, eine beratende, und eine integrierende Rolle.  

 

Abbildung 11 zeigt eine systematische Anordnung der soeben besprochenen 

Bestimmungselemente sowohl für das Risikomanagements als auch für die Interne 

Revision. Die Rollenerfüllung einer Internen Revision im Risikomanagement verbindet 

diese Bestimmungselemente. 
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Abbildung 11: Modell der Bestimmungselemente für die Rollen einer Internen Revision im 

Risikomanagement („Modell der Bestimmungselemente“) 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die Bestimmungselemente sind in Abbildung 11 in zwei konzentrischen Ringen um die von 

ihnen determinierte Rollenerfüllung der Internen Revision im Risikomanagement ange-

ordnet. Im äußeren Ring des Modells befinden sich die sekundären Bestimmungselemente 

für das Risikomanagement und für die Interne Revision. Sie sind im Gegensatz zu den im 

inneren Ring befindlichen primären Bestimmungselementen weniger spezifisch für die 

konkrete Ausgestaltung der beiden Funktionen und damit auch für die Rollenerfüllung der 

Internen Revision im Risikomanagement. Die Unterscheidung in primäre und sekundäre 

Bestimmungselemente beruht auf Hinweisen aus der Bestandsaufnahme der Literatur. So 

geht daraus beispielsweise hervor, dass öffentliche Verwaltungen generell mit den 

sekundären Bestimmungselementen der institutionellen Risiken, gesellschaftlichen 

Risiken und Systemrisiken konfrontiert sind (Budäus & Hilgers, 2009). Das Management 

dieser Risiken wird jedoch von den als primäre Bestimmungselemente angeordneten vier 

Erfolgsfaktoren eines Risikomanagements, dem Risikobewusstsein, den Strukturen, 

Prozessen und Instrumenten (Diederichs, 2017; Romeike & Hager, 2020) unmittelbar 

beeinflusst. Ebenso weist beispielsweise die Literatur (Anderson et al., 2017) darauf hin, 

dass die Kompetenzen einer Internen Revision Grundlage für das Vertrauen sind, das einer 

Internen Revision von ihren Anspruchsgruppen entgegengebracht wird und dass das 

Vertrauen in die Interne Revision die Gestaltung der Funktion unmittelbar beeinflusst 

(Anderson et al., 2017; Eulerich, 2018). Weiters kann aufgrund der Bestandsaufnahme der 
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Literatur davon ausgegangen werden, dass zwischen den einzelnen Bestimmungs-

elementen, auch über die Einordnung in primäre und sekundäre Elemente hinweg, 

Wechselwirkungen bestehen. Am zuletzt genannten Beispiel zu den beiden Bestimmungs-

elementen Kompetenzen und Vertrauen wird dies sichtbar. Die jeweiligen Bestimmungs-

elemente sind für das Risikomanagement und für die Interne Revision spezifisch und daher 

getrennt dargestellt. Erst über die Rollenerfüllung der Internen Revision im Risiko-

management erfolgt eine Verbindung. Die Interne Revision kann diese Verbindung nach 

den oben angestellten Überlegungen in einer prüfenden, in einer beratenden oder in einer 

integrierenden Rolle herstellen. So kann eine Interne Revision beispielsweise eine in der 

Revisionsordnung an sie gerichtete Erwartung, eine angemessene Sicherheit über die 

Wirksamkeit des Risikomanagements zu gewährleisten, durch Prüfung der Prozesse des 

Risikomanagements erfüllen.  

 

Das soeben besprochene Modell der Bestimmungselemente ist ein Ergebnis aus der 

Bestandsaufnahme der Literatur. Die Literaturrecherche ergab allerdings keine Evidenz 

dazu, welche Bestimmungselemente die Rollen einer Internen Revision im Risikomanage-

ment beeinflussen. Ebenso geht aus der Literatur nicht hervor welche Rollen die einzelnen 

in den österreichischen Bundesministerien eingerichteten Internen Revisionen im Risiko-

management derzeit erfüllen. Die vorliegende Arbeit setzt an dieser Forschungslücke an 

und stellt folgende Forschungsfrage: 

 

Welche Rollen nimmt die Interne Revision in der österreichischen Bundesverwaltung im 

Risikomanagement wahr und welche Rahmenbedingungen sind für die Gestaltung dieser 

Rollen maßgeblich? 

 

Das in Abbildung 11 dargestellte Modell der Bestimmungselemente soll als Orientierungs-

hilfe zur Beschreibung der von den Internen Revisionen in der österreichischen Bundes-

verwaltung internalisierten Rollen im Risikomanagement und der für ihr Rollenverhalten 

wesentlichen Faktoren dienen. Mayring (2015) empfiehlt, eine Forschungsfrage zur 

besseren Bearbeitbarkeit in Subfragen zu differenzieren. Dieser Empfehlung wird in der 

vorliegenden Arbeit gefolgt und zur Forschungsfrage werden daher folgende Detailfragen 

formuliert: 

 

Detailfrage 1:  Wie ist das Risikomanagement in den österreichischen Bundesministerien 

ausgestaltet? 

Detailfrage 2:  Welche Rollen haben die Internen Revisionen im Risikomanagement der 

österreichischen Bundesministerien internalisiert? 

Detailfrage 3: Welche Faktoren bestimmen das Rollenverhalten der Internen Revisionen 

im Risikomanagement der österreichischen Bundesministerien? 

 

Die Beantwortung der angeführten Detailfragen erfolgt aufgrund einer qualitativen 

Forschungskonzeption. Das in diesem Abschnitt dargestellte Modell der Bestimmungs-

elemente strukturierte die Erhebung und lieferte die initialen Kategorien für die Auswertung 

des Untersuchungsmaterials. Die gesamte Konzeption der Feldforschung ist im folgenden 

Kapitel näher erläutert. 
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5. Methode 

Die Beantwortung der drei im vorangehenden Abschnitt aus der Forschungsfrage abge-

leiteten Detailfragen legte als Forschungsdesign eine vergleichende Fallstudie in Form 

einer Momentaufnahme (Flick, 2017a) nahe. Im Anschluss an die Bestandsaufnahme der 

Literatur (Kapitel 3 und 4) wurde daher zu den einzelnen Fällen im Sample eine explorative 

Organisationsanalyse mit Hilfe qualitativer Methoden (Rosenstiel, 2017) durchgeführt. 

Qualitative Methoden wie die Inhaltsanalyse von Dokumenten und die Durchführung von 

Interviews sind gebräuchlich, um Phänomene in Organisationen zu beschreiben 

(Rosenstiel, 2017). Die vorliegende Arbeit, die das Ziel einer Beschreibung verfolgt, wendet 

beide Methoden an und integriert sie in einer Triangulation von Daten und Methoden am 

Fall (Flick, 2014, 2017b). Das methodische Vorgehen bei der Erhebung und Auswertung 

der Daten wird nachfolgend näher beschrieben. 

 

5.1. Datenerhebung 

Der vorliegenden Arbeit liegt das Forschungsinteresse an den Rollen der Internen Revision 

im Risikomanagement der Bundesverwaltung zugrunde. Damit ist das Untersuchungsfeld 

auf den Teilsektor Bund (Abschnitt 3.1.) eingegrenzt und als Fallgruppe ergeben sich die 

Bundesministerien, die gemäß der Bundesverfassung die Geschäfte der Bundes-

verwaltung besorgen (Öhlinger & Eberhard, 2019). Im Zeitraum der Erstellung der 

vorliegenden Arbeit waren gemäß dem BMG einschließlich des Bundeskanzleramts 13 

Bundesministerien eingerichtet. Diese 13 Ressorts bildeten die Auswahl, um darin 

möglichst eine Vollerhebung durchzuführen. Flick (2014) weist darauf hin, dass sich bei 

einer Vollerhebung aufgrund der vorab festgelegten Struktur der vom Sample erfassten 

Gruppen nur eine geringe Variationsbreite ergibt, was zu Einschränkungen im Fall einer 

beabsichtigten Theoriebildung führt. Für die Durchführung von Analysen und von Aus-

differenzierungen, wie dies auf die vorliegende Arbeit zutrifft, hält Flick (2014) eine Vol-

lerhebung jedoch für geeignet. 

 

Die Erhebung von Daten für die vorliegende Arbeit gestaltete sich zweigeteilt. In einem 

ersten Schritt wurden die Geschäftseinteilungen der österreichischen Bundesministerien 

(siehe Anhang) recherchiert. Diese Dokumente werden vom jeweiligen Ressort erstellt und 

weisen die dort eingerichteten Organisationseinheiten, die von den einzelnen 

Organisationseinheiten zu erledigenden Geschäfte und die ihnen zugeteilten Bediensteten 

aus. Geschäftseinteilungen sind gemäß BMG von den Ressorts zu veröffentlichen und 

hinsichtlich der Bediensteten jährlich mindestens einmal zu aktualisieren. Aus den somit 

gut zugänglichen und weitgehend aktuellen Angaben in den Geschäftseinteilungen wurden 

erste Hinweise über die organisatorische Verankerung und inhaltliche Ausgestaltung der 

Funktionen Risikomanagement und Interne Revision in den Ressorts gewonnen. Es war 

davon auszugehen, dass die Aufgabenbeschreibung einer Internen Revision in der 

Geschäftseinteilung mit den Inhalten einer allenfalls vorhandenen Revisionsordnung 

übereinstimmte. Die Geschäftseinteilungen konnten somit erste Hinweise auf Rollen-

erwartungen an eine Interne Revision geben. Auf eine Erhebung der Revisionsordnungen 

wurde aus diesem Grund und aufgrund ihrer eingeschränkten Zugänglichkeit verzichtet. 
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Weiters gingen aus den Geschäftseinteilungen Kontaktdaten von Personen hervor, die als 

Expert*innen für die in einem zweiten Schritt durchgeführten Interviews in Frage kamen. 

 

Die Quellen für die Recherche der Geschäftseinteilungen waren die Websites der Bundes-

ministerien. Ein Ressort hat auf der Website keine Möglichkeit zum Download der 

Geschäftseinteilung in Form eines Dokuments angeboten. In diesem Fall wurde sie aus 

einer Online-Version des Österreichischen Amtskalenders (www.jurnet.at/amtskalender) 

bezogen. Nach Schünzel und Traue (2019) befinden sich Informationen aus dem Internet 

in einer Schwellenlage zwischen einer archivierten und einer aktivierten Dokumentation, 

die ständigen Veränderungen unterliegen kann. Die zu analysierenden Geschäfts-

einteilungen waren daher zu sichern (Flick, 2014; Schünzel & Traue, 2019) und sind im 

elektronischen Beiheft zur vorliegenden Arbeit abgelegt. 

 

Der zweite Schritt der Datenerhebung bestand in der Durchführung von Expert*inneninter-

views. Nachdem Organisationen als „vom Menschen geschaffene Phänomene“ 

(Rosenstiel, 2017, S. 225) betrachtet werden können, war es naheliegend, in die Organi-

sationsanalyse handelnde Personen aus den Ressorts einzubeziehen. Aufgrund des 

Erkenntnisinteresses der vorliegenden Arbeit wurden Interviews mit Personen geführt, die 

leitende Funktionen in den Internen Revisionen einnahmen. Es konnte angenommen 

werden, dass sie mit ihrem spezifischen Praxiswissens im Forschungsbereich der 

vorliegenden Arbeit und mit ihrer Möglichkeit, dieses Handlungsfeld verpflichtend für 

andere zu gestalten, den nach Bogner et al. (2014) für den Expert*innenbegriff definierten 

Kriterien entsprachen. Die Expert*inneninterviews sollten die Erkenntnisse aus der 

Bestandsaufnahme der Literatur und aus der Analyse der Geschäftseinteilungen um das 

besondere Wissen von Personen, die in die Prozesse und Situationen des Forschungs-

gegenstandes involviert sind, ergänzen und konkretisieren (Bogner et al., 2014; Gläser & 

Laudel, 2010). Auf die Durchführung von Expert*inneninterviews mit Verantwortlichen für 

das Risikomanagement wurde verzichtet. Eine erste Analyse der Geschäftseinteilungen 

bestätigte die aus der Literaturrecherche hervorgehende Erkenntnis, dass ein Risiko-

management in den Bundesministerien nur in seltenen Fällen institutionalisiert ist. Eine 

Kontaktaufnahme mit Expert*innen für das Risikomanagement erschien daher aufwendig 

und innerhalb der für eine Forschungsarbeit nur beschränkt vorhandenen Zeitressourcen 

(Akremi, 2019; Flick, 2014) nicht durchführbar.  

 

Aus der Analyse der Geschäftseinteilungen ging hervor, dass in jedem der 13 Ressorts die 

Funktion der Internen Revision in einer Organisationseinheit institutionalisiert war. Diesen 

Organisationseinheiten waren teilweise neben der Internen Revision weitere Aufgaben 

zugeordnet, weshalb sie unterschiedliche Bezeichnungen führten. In der vorliegenden 

Arbeit wird die Bezeichnung „Interne Revision“ für alle Organisationseinheiten, denen diese 

Funktion zugeordnet war, einheitlich verwendet. Mit 12 Internen Revisionen konnte ein 

Kontakt hergestellt werden. Mit einer Internen Revision, der nach der Geschäftseinteilung 

kein Personal zugeordnet war, blieben mehrmalige Versuche einer telefonischen Kontakt-

aufnahme erfolglos. Mit zehn der 12 kontaktierten Internen Revisionen wurden Interviews 

vereinbart und geführt. Dies weist auf einen hohen Vertrauensvorschuss der Interview-
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partner*innen hin, der nicht erwartet werden konnte (Flick, 2014). Dieses vorweg zuge-

standene Vertrauen könnte auf den beruflichen Hintergrund des Autors der vorliegenden 

Arbeit, der Interner Revisor in einem Bundesministerium ist, zurückzuführen sein. Als 

„Gatekeepers“, die für den Zugang zum Forschungsfeld eine zentrale Rolle spielten 

(Merkens, 2017; Wolff, 2017), können die Leiter*innen der Internen Revisionen angesehen 

werden. Sie stellten sich entweder selbst als Interviewpartner*in zur Verfügung oder 

benannten in einem Fall eine Führungskraft innerhalb der Internen Revision als Experten. 

 

Die Interviews wurden als Leitfadeninterviews konzipiert und geführt. Die Dauer eines 

Interviews war mit ungefähr einer Stunde vorgesehen. Dem Interviewleitfaden kam dabei 

eine Steuerungsfunktion zu, die es ermöglichen sollte, den bei Expert*inneninterviews zu 

erwartenden Zeitdruck konstruktiv zu handhaben (Flick, 2014). Die vorab erhobenen und 

ausgewerteten Dokumente gaben zusammen mit der Bestandsaufnahme der Literatur und 

dem beruflichen Vorwissen, das nach Meinefeld (2017) Grundlage jeder Forschung ist, 

Anhaltspunkte für die Erstellung des Interviewleitfadens. Er wurde als teilstandardisierter 

Leitfaden (Hopf, 2017) konzipiert und in Themenbereiche gegliedert, die sich aus der 

Forschungsfrage und den in Abschnitt 4.5. dazu formulierten Detailfragen ableiten. 

Innerhalb dieser Themenbereiche waren Fragen konkret formuliert. Zu den einzelnen 

Fragen waren mögliche Ergänzungsfragen vorgesehen, die ein spezifisches Nachfragen 

ermöglichen sollten. Bei der Konzeption des Interviewleitfadens wurden die von Merton 

und Kendall (1979) aufgestellten Kriterien für fokussierte Interviews möglichst weitgehend 

berücksichtigt. Nach Flick (2014) haben diese Kriterien eine Allgemeingültigkeit für die 

Durchführung von Leitfadeninterviews erreicht. Der Interviewleitfaden wird daher anhand 

dieser Kriterien nachfolgend kurz vorgestellt. 

 

Die von Merton und Kendall (1979) als erstes Kriterium genannte „Nicht-Beeinflussung“ 

der Interviewpartner*innen soll durch eine vorwiegend nicht-direktive Fragestellung 

erreicht werden. Im Interviewleitfaden waren daher vor allem offene, von Simon (2004) der 

zirkulären Fragetechnik zugeordnete Fragetypen, wie Kontextfragen, Erklärungsfragen 

oder hypothetische Fragen vorgesehen. Eine innerhalb der Themengebiete weitgehend 

offene Fragestellung sollte das Interesse der befragten Personen am Interview fördern und 

die Möglichkeit schaffen, unerwartete Aspekte zu entdecken (Atteslander, 2010). 

Halbstrukturierte Fragen (Merton & Kendall, 1979) waren vorgesehen, um eventuelle 

Divergenzen zwischen Antworten und den Ergebnissen der vor Durchführung der 

Interviews ausgewerteten Dokumente anzusprechen. Ebenso sollte diese Art der 

Fragestellung angewendet werden, wenn in Hinblick auf das Forschungsziel wesentliche 

Aspekte zu einer offen gestellten Frage unklar bleiben sollten. 

 

Die „Spezifität“ als zweites Kriterium bezeichnet nach Merton und Kendall (1979) die 

Bedeutung eines während des Interviews angesprochenen Themas für die Befragten. Sie 

kann in einem Interview am direktesten durch die Vergegenwärtigung von dokumen-

tarischen Materialien beispielsweise durch Vorlesen eines Textteiles erreicht werden 

(Merton & Kendall, 1979). In den Interviews waren dementsprechend fallspezifische 

Ergänzungsfragen vorgesehen, die auf wörtliche Zitate aus den Geschäftseinteilungen 

Bezug nahmen.  
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Das dritte von Merton und Kendall (1979) genannte Kriterium ist die „Erfassung eines 

breiten Spektrums“. Danach soll während des Interviews das gesamte thematische 

Spektrum des Forschungsinteresses angesprochen werden (Flick, 2014). Die Struk-

turierungsfunktion des Interviewleitfadens (Bogner et al., 2014) leistete einen Beitrag dazu. 

Der Leitfanden wurde in forschungsrelevante Themenbereiche gegliedert und sollte so die 

Beachtung dieses Kriteriums sicherstellen. Der Überleitung zwischen den Themen zum 

richtigen Zeitpunkt kommt nach Merton und Kendall (1979) eine besondere Bedeutung zu, 

um das Forschungsthema möglichst breit abzudecken. Im Interviewleitfaden waren dazu 

einerseits Überleitungen zwischen den einzelnen Themenbereichen vorgesehen, anderer-

seits wurde auf Anmerkungen der Befragten, die ein spezielles Wissen und Interesse 

vermuten ließen, an geeigneter Stelle eingegangen. Die Befragten hatten weiters die 

Möglichkeit, die im Interviewleitfaden vorgesehenen Themenbereiche auszuweiten. Sie 

wurden explizit nach im Interview nicht angesprochenen, aus ihrer Sicht jedoch 

wesentlichen Aspekten der Themenstellung befragt. 

 

„Tiefgründigkeit“ als das vierte und letzte von Merton und Kendall (1979) angeführte 

Kriterium drückt aus, dass in einem Interview affektive Reaktionen vertiefend erörtert 

werden sollten. Äußerungen wie „unerfreulich“ würden diesem Anspruch nicht genügen 

(Flick, 2014). Die Tiefgründigkeit ist von der das Interview führenden Person so zu steuern, 

wie es ihr angemessen erscheint (Merton & Kendall, 1979). Im Interviewleitfaden waren 

diesbezüglich zu nahezu allen Fragestellungen konkretisierende Ergänzungsfragen 

vorgesehen (Bogner et al., 2014). Die Ergänzungsfragen sollten auch dazu dienen, 

Gesprächsanreize während der Interviews einzubringen, um die Tiefgründigkeit 

erforderlichenfalls zu erhöhen.  

 

Die Reliabilität von Interviewdaten lässt sich erhöhen, wenn der Interviewleitfaden durch 

ein Probeinterview überprüft wird (Bogner et al., 2014; Flick, 2014). Ein Experte aus der 

Internen Revision eines Bundesministeriums gab bei einem Pretest im Feld wertvolle 

Hinweise für eine Verbesserung von Fragestellungen. Eine Entwicklung erfuhr der 

Interviewleitfaden auch während der Interviewphase durch Erkenntnisse zur Gesprächs-

führung (Bogner et al., 2014). Der im Anhang zur vorliegenden Arbeit befindliche Leitfaden 

war Grundlage für das zuletzt geführte Interview. Er umfasst neun Fragestellungen und 

zusätzliche Ergänzungsfragen, die sich in folgende Themenblöcke gliedern: Ausgestaltung 

von Interner Revision und Risikomanagement im Ressort, Rolle der Internen Revision im 

Risikomanagement des Ressorts, Rahmenbedingungen für die Interne Revision im 

Risikomanagement, und Entwicklung und Ausblick. Die abschließende Frage forderte die 

Expert*innen auf, im Interview nicht angesprochene Aspekte einzubringen. 

 

Die zehn Interviews fanden im Zeitraum vom 1. Februar bis 1. April 2021 statt. Neun davon 

waren Einzelinterviews und eines auf Wunsch der Interviewpartner*innen ein Gruppen-

interview mit drei Personen. Der Interviewleitfaden wurde für das Gruppeninterview in 

seinen Grundzügen beibehalten. Anforderungen an eine Moderation der Gruppe (Flick, 

2014) stellten sich dabei nicht, da das Interview nicht als Gruppendiskussion angelegt war 

und die Fragestellungen von der jeweiligen Expertin oder vom jeweiligen Experten aus 

einer jeweils spezifischen Perspektive beantwortet wurden. Von den 12 Personen, die in 
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den zehn Interviews Auskunft gaben, hatten acht eine Berufserfahrung von zumindest fünf 

Jahren in ihrer Funktion in der Internen Revision. 

 

Im Zeitraum der Durchführung der Interviews galten aufgrund der COVID-19-Pandemie 

Bestimmungen, die persönliche Kontakte einschränkten. Daher kamen bei sechs 

Interviews synchrone Videokonferenzen zum Einsatz. Bei den restlichen vier Interviews 

wurden persönliche Gespräche geführt. In Interviews per Online-Videokonferenz ist eine 

Beziehung zu den Befragten nicht notwendigerweise schwieriger herzustellen oder 

aufrechtzuerhalten als bei persönlich geführten Interviews (Weller, 2017). Nachteilen wie 

der mangelnden Beobachtbarkeit von nonverbalen Gesten stehen Vorteile wie eine 

einfache Kontaktaufnahme oder ein als geringer empfundener Druck durch die nicht 

unmittelbare Anwesenheit der Forscherin oder des Forschers gegenüber (Weller, 2017). 

Interviews per Online-Videokonferenz und Interviews in einem direkten persönlichen 

Gespräch können daher als gleichwertig betrachtet werden (Weller, 2017). 

 

Mit Zustimmung der Befragten wurden von neun Interviews Audioaufzeichnungen erstellt. 

In einem Fall waren aufgrund ressortinterner Regelungen Feldnotizen anzufertigen. Die 

Audioaufzeichnungen wurden im Anschluss an die Befragungen verschriftlicht und die 

Feldnotizen reingeschrieben. Die Transkripte und die Reinschrift wurden dabei 

pseudonymisiert. Für die Transkription der Audioaufzeichnungen wurde die Software 

MAXQDA verwendet. Dabei kamen die von Kuckartz (2018) vorgeschlagenen Trans-

kriptionsregeln mit geringfügigen Anpassungen zur Anwendung. Kuckartz (2018) weist 

darauf hin, dass es bei einer Transkription zwangsweise zu Informationsverlusten kommt. 

Die erforderliche Genauigkeit der Umformung von Daten, bei der beispielsweise Eigen-

heiten der Sprache von Befragten verloren gehen können, hängt jedoch insgesamt davon 

ab, was bei der späteren Auswertung berücksichtigt werden soll (Kowal & O`Connell, 2017; 

Kuckartz, 2018). Nachdem das Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit auf den 

Gesprächsinhalten liegt, scheinen die Informationsverluste durch Anwendung der 

angeführten Transkriptionsregeln akzeptabel. Die pseudonymisierten Transkripte und die 

angewendeten Transkriptionsregeln sind im Beiheft zur vorliegenden Arbeit ebenso 

abgelegt wie die pseudonymisierte Reinschrift der Feldnotizen.  

 

Mit der Gewinnung von textuellen Daten aus den Geschäftseinteilungen und verbalen 

Daten aus den Expert*inneninterviews war das Forschungsdesign als Triangulation am Fall 

(Flick, 2017b) und als Triangulation von Daten und Methoden (Flick, 2014, 2017b) 

angelegt. Dies sollte die Erkenntnismöglichkeiten der Einzelmethoden erweitern (Flick, 

2014, 2017b). Die Geschäftseinteilungen ermöglichten eine dem jeweiligen Interview 

vorausgehende Analyse der ressortspezifischen Situation (Merton & Kendall, 1979) und 

lieferten so Anhaltspunkte für die inhaltliche Gestaltung des Interviewleitfadens. Die 

Expert*inneninterviews ermöglichten es wiederum, die aus den Geschäftseinteilungen 

hervorgehenden Angaben zum Risikomanagement und zur Internen Revisionen mit 

Auskünften zur praktischen Ausgestaltung dieser beiden Funktionen und ihres Zusammen-

wirkens zu ergänzen und zu konkretisieren. Die Expert*inneninterviews bildeten aber auch 

ein Gegengewicht zu den Geschäftseinteilungen, die als amtliche Dokumente der 
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Vermutung unterlagen, einen Präsentationscharakter zu haben, in dem sich Legitimitäts-

kalküle ihrer Ersteller und sozialer Umwelten widerspiegelten (Salheiser, 2019). Das 

Forschungsdesign leistete damit einen Beitrag dazu, die Güte der Forschungsergebnisse 

zu erhöhen (Flick, 2019; Kuckartz, 2018; Steinke, 2017). 

 

5.2. Datenanalyse 

Das Untersuchungsmaterial für die vorliegende Arbeit bestand aus den Geschäfts-

einteilungen jener zehn Bundesministerien, mit deren Expert*innen Interviews geführt 

wurden, und aus den zehn verschriftlichten Interviews. Jeder dieser zehn Fälle stellte eine 

Auswertungseinheit dar. Die Auswertung des gesamten Untersuchungsmaterials erfolgte 

nach der von Kuckartz (2018) vorgestellten inhaltlich strukturierenden qualitativen Inhalts-

analyse, wobei dafür die Software MAXQDA verwendet wurde. Hinsichtlich der Geschäfts-

einteilungen bestand das Forschungsinteresse an den dokumentierten Sachverhalten und 

damit an der „manifesten Sinnebene des Textes“ (Salheiser, 2019, S. 1121). Ihre 

Auswertung war als ergänzendes Verfahren zur Auswertung der Expert*inneninterviews 

konzipiert. Eine qualitative Inhaltsanalyse hatte daher Vorrang vor einer hermeneutischen 

Textinterpretation (Salheiser, 2019). Als Kontextmaterial wurden alle im Internet 

verfügbaren Informationen über die Strukturen der Bundesministerien herangezogen. Die 

auf den Websites der Bundesministerien auffindbaren Organigramme stellen die Aufbau-

organisation eines Ressorts grafisch dar und konnten fallweise aufgetretene Unklarheiten 

hinsichtlich der Anordnungen von Stellen ausräumen. Weiters wurde die Online-Ausgabe 

des Österreichischen Amtskalenders (www.jurnet.at/amtskalender) verwendet, um daraus 

die Anzahl von Bediensteten einer Organisationseinheit festzustellen, wenn diese aus den 

im Untersuchungsmaterial befindlichen Geschäftseinteilungen nicht hervorging.  

 

Der Gang der Auswertung ist in Abbildung 12 grafisch dargestellt. Daraus geht hervor, dass 

das in Kapitel 4.5. besprochene Modell der Bestimmungselemente Grundlage für eine im 

ersten Schritt durchgeführte A-priori-Kategorienbildung (Kuckartz, 2018) war. Nachdem 

das Modell der Bestimmungselemente auf einer Bestandsaufnahme der Literatur beruht, 

erfolgte damit eine theoriegeleitete deduktive Kategorienentwicklung. Dieses Kategorien-

system wurde in der Folge für die Codierung des Untersuchungsmaterials in einem ersten 

Materialdurchlauf verwendet. Codiereinheiten waren in den Geschäftseinteilungen die 

Aufgabenbeschreibungen und in den Interviews „Sinneinheiten“ (Kuckartz, 2018, S. 84), 

womit Aussagen gemeint sind, die getrennt von ihrem Kontext noch verständlich bleiben. 

 

Beim ersten Durchgang wurde parallel zur Anwendung der deduktiv gebildeten Kategorien 

auf das Material das Kategoriensystem weiter ausdifferenziert und induktiv weiter-

entwickelt. Mit der Bildung neuer Kategorien sollten etwaige in der Literatur nicht 

behandelte Aspekte des Forschungsthemas, die jedoch aus dem Untersuchungsmaterial 

hervorgingen, berücksichtigt werden. Das Material wurde im ersten Durchgang nur so 

lange analysiert, bis eine Sättigung bei der Bildung von neuen Kategorien eingetreten war. 

Bei der Entwicklung des Kategoriensystems kam die von Kuckartz (2018) vorgeschlagene 

„direkte Kategorienbildung am Material“ (S. 88) zur Anwendung. Das Untersuchungs-

material wurde daher vor der Kategorienbildung nicht paraphrasiert, sondern die 
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Kategorien wurden direkt aus den analysierten Texten abgeleitet. Anschließend an den 

ersten, teilweisen Materialdurchgang erfolgte eine Organisation des Kategoriensystems in 

Haupt- und Unterkategorien. Das Abstraktionsniveau der induktiv gewonnenen Kategorien 

wurde an jenes der bereits deduktiv festgelegten Kategorien angepasst, um sie kohärent 

zu halten. Insgesamt kam daher eine „deduktiv-induktive Kategorienbildung“ (Kuckartz, 

2018, S. 95) zur Anwendung.  

 

Abbildung 12: Gang der Auswertung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Nachdem das Kategoriensystem aufgestellt war, erfolgte ein zweiter, vollständiger 

Materialdurchlauf der sowohl die Geschäftseinteilungen als auch die Interview-Transkripte 

umfasste. Anhand der dabei codierten Materialstellen wurden anschließend die einzelnen 

Fälle zusammengefasst. Diese Vorgehensweise ist der Auswertungsmethode nach 

Kuckartz (2018) eigen. Sie ermöglicht neben einer kategorienorientierten auch eine 

fallorientierte Perspektive auf das Untersuchungsmaterial und erleichtert so das 

Vergleichen von Fällen. Die Ergebnisse der Auswertung dieser Fallzusammenfassungen 

sind im Kapitel 6 erläutert. Die Kategoriendefinitionen, der Codierleitfaden, und die Fall-

zusammenfassungen sind im Beiheft zur vorliegenden Arbeit abgelegt. 
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6. Ergebnisse 

Dieses Kapitel stellt die Ergebnisse aus der Auswertung des Untersuchungsmaterials, das 

aus den Geschäftseinteilungen und den mit Expert*innen der Internen Revisionen 

geführten Interviews besteht, deskriptiv vor. Nach einer Charakterisierung der im Sample 

befindlichen Ressorts werden zunächst die Ergebnisse zum Risikomanagement und 

anschließend zur Internen Revision erläutert. Dabei gibt das in Abschnitt 4.5. vorge-

schlagene Modell der Bestimmungselemente die Struktur vor. Darauf aufbauend erfolgt 

eine Erörterung der Ergebnisse aus der Untersuchung der Rollenerfüllung der Internen 

Revisionen im Risikomanagement. Nachdem das Ziel der vorliegenden Arbeit eine 

Beschreibung ist, werden die Untersuchungsergebnisse eher detailliert dargestellt und 

zunächst nicht diskutiert. Eine Diskussion erfolgt im Kapitel 7. 

 

6.1. Struktur des Sample 

Die Ressorts im Sample haben unterschiedliche strukturelle Merkmale, die sowohl für die 

Ausgestaltung eines Risikomanagements als auch einer Internen Revision und damit auch 

für die Rollenerfüllung einer Internen Revision im Risikomanagement relevant sein können. 

Tabelle 3 gibt einen Überblick über ausgewählte Merkmale der Ressorts im Sample und 

soll einen Eindruck von deren Heterogenität vermitteln. 

 

Der aus Tabelle 3 hervorgehende Unterschied in der Anzahl der Bediensteten lässt sich 

im Wesentlichen darauf zurückführen, dass nur einzelne Ressorts über eine größere 

Anzahl von den Zentralstellen nachgeordneten Dienststellen und Behörden verfügen. 

Nachgeordnete Bereiche befinden sich nach Auskunft der Expert*innen durchwegs auf den 

Prüfungslandkarten der Internen Revisionen (Auswertung 2)11 und sollten nach den in 

Kapitel 3.3. skizzierten Standards auch vom Anwendungsbereich eines ressortweiten 

Risikomanagements umfasst sein.  

 

In den Auszahlungen spiegelt sich vor allem die unterschiedliche Ausgabenintensität der 

von den einzelnen Ressorts verwalteten Politikbereiche wider. Geldflüsse stellen nach 

Auskunft der Expert*innen ein Risikokriterium bei der Planung und Durchführung Interner 

Revisionen dar (Auswertung 27). Als finanzielle Risiken können sie ebenso Eingang in eine 

Risikolandkarte des Risikomanagements finden. 

 

 

11 Die Quellenangaben für Auskünfte der Expert*innen verweisen in der vorliegenden Arbeit mit der 

Bezeichnung "Auskunft" und einer darauf folgenden laufenden Nummer auf eine pseudonymisierte 

Aufstellung im nicht veröffentlichten Beiheft, um die zugesagte Anonymität zu wahren. Ebenso sind die in 

der vorliegenden Arbeit angeführten Auswertungen in pseudonymisierter Form aus dem Beiheft ersichtlich. 

Der Hinweis darauf erfolgt durch Angabe von "Auswertung" und einer laufenden Nummer. Zu dieser 

Vorgangsweise wird auf die Ergebnisse der Data Sharing Work Group (2015) verwiesen, nach denen eine 

besondere Sorgfalt bei der Bekanntgabe qualitativer Daten angebracht ist. 
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Tabelle 3: Merkmale der Ressorts im Sample 

Ressort 
Bedienstete 
(Planstellen) 

Auszahlungen  
(Mio. EUR) 

Beteiligungen 
(Anzahl) 

Bundeskanzleramt 751 458 3 

Bundesministerium für Kunst, Kultur, 
öffentlichen Dienst und Sport 

582 1 094 14 

Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung 

46 124 15 088 28 

Bundesministerium für Finanzen 11 841 23 943 18 

Bundesministerium für Inneres 39 293 3 487 2 

Bundesministerium für Justiz 12 194 1 796 1 

Bundesministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie 

1 220 5 855 15 

Bundesministerium für Landesverteidigung 21 867 2 673 0 

Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus 

2 599 3 269 5 

Bundesministerium für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz 

1 292 18 529 2 

Datenquellen: Bedienstete und Auszahlungen laut Bundesfinanzgesetz 202112; Beteiligungen laut Beteili-

gungsbericht 2021 (Bundesministerium für Finanzen, 2021) 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Der Bund hält gemäß Beteiligungsbericht 2021 (Bundesministerium für Finanzen, 2021) 

an genau 100 Gesellschaften direkt Mehrheitsbeteiligungen. Die Eigentümerinteressen 

des Bundes an diesen Gesellschaften werden von einzelnen Ressorts wahrgenommen. 

Zur Beteiligungsverwaltung zählt nach der Beteiligungs- und Finanzcontrolling-Verordnung 

die Durchführung eines Beteiligungscontrollings, das auch ein Risikocontrolling umfasst. 

Weiters können diese Beteiligungen, abhängig von der Ausgestaltung des Beteiligungs-

verhältnisses, potenzielle Prüfobjekte für die Interne Revision des für die Beteiligungs-

verwaltung zuständigen Ressorts sein (Schuh, 2011a). 

 

Trotz der unterschiedlichen Ausgestaltung der Ressorts im Sample zeigt die Analyse der 

Geschäftseinteilungen, dass die Aufbauorganisation innerhalb der Zentralstellen, in denen 

die Internen Revisionen eingerichtet sind, weitgehend einheitlich ist. Der Grund dafür liegt 

in den Regelungen des BMG, das den Rahmen für die Geschäftseinteilung eines Bundes-

ministeriums absteckt. Die Funktion einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs 

 

12 Bundesgesetz über die Bewilligung des Bundesvoranschlages für das Jahr 2021 (Bundesfinanzgesetz 

2021 – BFG 2021), BGBl I Nr. 122/2020 
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ist darin nicht zwingend vorgesehen, sie ist jedoch in neun der zehn Ressorts des Sample 

eingerichtet.  

 

An die soeben skizzierten Strukturen der Ressorts im Sample knüpfen entsprechend dem 

in Abschnitt 4.5. vorgestellten Modell einzelne Bestimmungselemente für das Risiko-

management und für die Interne Revision an. Auf einzelne Strukturmerkmale gehen die 

folgenden Abschnitte dieses Kapitels bei der Darstellung der Auswertungsergebnisse 

näher ein. 

 

6.2. Ergebnisse zum Risikomanagement 

Im Abschnitt 4.5. wurden für das Risikomanagement im staatlichen Sektor die im Risiko-

portfolio befindlichen institutionellen Risiken, gesellschaftlichen Risiken, und Systemrisiken 

als sekundäre Bestimmungselemente definiert. Als primäre Bestimmungselemente können 

nach den dort angestellten Überlegungen das Risikobewusstsein, die Strukturen, 

Prozesse, und Instrumente im Risikomanagement angesehen werden. Die Ausgestaltung 

dieser Determinanten wurde im Rahmen der vorliegenden Arbeit untersucht. Anhand der 

Ergebnisse daraus, wird nachfolgend das Risikomanagement in den Ressorts des Sample 

beschrieben. 

 

Eine Analyse der in den Geschäftseinteilungen festgelegten Aufgabenstellungen zeigt 

ebenso wie die Auskünfte in den geführten Interviews, dass alle Ressorts des Sample mit 

institutionellen Risiken, gesellschaftlichen Risiken, und Systemrisiken (zu dieser Kategori-

sierung siehe Abschnitt 3.2.) konfrontiert sind. Institutionelle Risiken gehen mit den 

Aufgabenstellungen des inneren Betriebes der Ressorts einher. Sie sind beispielsweise 

mit dem Management von Personal und von finanziellen Ressourcen, der Durchführung 

von Beschaffungen, der Verarbeitung von personenbezogenen Daten, oder der 

Verwaltung von Beteiligungen verbunden. In den Interviews wurden zu dieser Kategorie 

unter anderem Risiken aus der Demographie des Personals, aus der Einführung von 

IT-Lösungen, oder aus Change-Prozessen genannt. Nach der Definition des Risiko-

begriffes im weiteren Sinne (Abschnitt 3.2.) zählen hierher ebenso die in Interviews ange-

sprochenen Chancen, die aus einer flexiblen, kostengünstigen, oder zukunftsorientierten 

Erstellung von Leistungen resultieren oder die an Chancen orientierte Vergabe von 

Förderungen (Auswertung 4). 

 

Das Management der zweiten Kategorie von Risiken, der gesellschaftlichen Risiken, ist im 

Wesentlichen Gegenstand der nach außen gerichteten ressortspezifischen Leistungs-

erstellung und damit Teil der Zweckerfüllung der staatlichen Verwaltung. Leistungen, die 

beispielsweise die körperliche, soziale und materielle Sicherheit der Bevölkerung gewähr-

leisten oder die auf die Erhaltung einer lebenswerten Umwelt gerichtet sind, stellen vielfach 

Maßnahmen zur Steuerung dieser Art von Risken dar. Dementsprechende Aufgaben-

stellungen gehen aus den Geschäftseinteilungen der einzelnen Ressorts hervor. Die 

Expert*innen sprachen Risiken von Pandemien, Bedrohungen der Cybersicherheit, oder 

mögliche negative Auswirkungen des Einsatzes von künstlicher Intelligenz als weitere 

gesellschaftliche Risiken an, die von den Ressorts zu steuern sind (Auswertung 4).  
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Schließlich sind die Ressorts ebenso mit der dritten Kategorie von Risiken, den 

Systemrisiken, konfrontiert. Die Institutionalisierung des Compliance Managements oder 

die Einrichtung von Integritätsbeauftragten in nahezu jedem Ressort zeigt das 

Bewusstsein, dass das Vertrauen der Bevölkerung in die Integrität und Funktionsfähigkeit 

der staatlichen Verwaltung verloren gehen kann. In den Interviews wurden als weitere 

Risikopotenziale dieser Kategorie die Aufrechterhaltung und der Ausbau der Kompetenzen 

von Bediensteten und damit zusammenhängend der Wissenstransfer angesichts 

anstehender Pensionierungswellen angesprochen (Auswertung 4). 

 

Das Bestimmungselement der Strukturen im Risikomanagement ist in den Geschäfts-

einteilungen abgebildet. Eine Analyse zeigt die in Abbildung 13 dargestellte Eingliederung 

des Risikomanagements in die Aufbauorganisationen der Ressorts. Unter einem insti-

tutionalisierten Risikomanagement wird dabei verstanden, dass diese Funktion einer 

Organisationseinheit als ein erkennbar wesentliches Aufgabengebiet zugewiesen ist. Als 

Erkennungsmerkmale für die Wesentlichkeit dienen die Bezeichnung der Organisations-

einheit und die Anzahl und Beschreibung der ihr zugewiesenen Aufgaben. Ein integriertes 

Risikomanagement liegt nach dieser Auswertung vor, wenn die Funktion mit anderen 

Governance-Funktionen organisatorisch verschränkt ist. 

 

Abbildung 13: Strukturen des Risikomanagements 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Wie aus Abbildung 13 hervorgeht, weisen zwei Ressorts ein in der Zentralstelle insti-

tutionalisiertes und integriertes Risikomanagement in ihren Geschäftseinteilungen aus und 

in einem Ressort sind Risikomanagementstrukturen beschränkt auf einen Fachbereich 

eingerichtet (Auswertung 5). Ein Zusammenhang zwischen Ressortgröße, gemessen an 

der Anzahl der Bediensteten, und Institutionalisierung des Risikomanagements ist nicht 

deutlich erkennbar (Auswertung 45). 

 

In den beiden Ressorts, in denen das Risikomanagement institutionalisiert und integriert 

ist, wurde dafür eine Stabsstelle oder eine „sonstige Einrichtung“ jeweils in der Präsidial-

sektion gebildet. In beiden Ressorts ist die Stabsstelle oder die sonstige Einrichtung auch 

 

 

 

Risikomanagement ist institutionalisiert und integriert (2)

Risikomanagement ist für einzelne Aufgabengebiete eingerichtet (1)

Risikomanagement ist nicht institutionalisiert (7)
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mit dem Compliance Management beauftragt. In einem Ressort ist sie zusätzlich für das 

Prozessmanagement, das Qualitätsmanagement, das Projektmanagement und das 

Change-Management zuständig, wobei für dieses gesamte Aufgabengebiet vier Personen 

vorgesehen sind. Davon sind nach der Geschäftseinteilung jedoch nur zwei Arbeitsplätze 

besetzt, einer davon in Zweitfunktion. In dem anderen Ressort sind für das Aufgabengebiet 

des Risiko- und Compliance Managements zwei Personen vorgesehen, wobei ein 

Arbeitsplatz als nicht besetzt in der Geschäftseinteilung ausgewiesen ist und nach 

Auskunft im Interview auch der zweite Arbeitsplatz nach einem Personalabgang derzeit 

unbesetzt ist. Auf den Ebenen des Generalsekretariats und der Sektionen sind jedoch in 

diesem Ressort jeweils zwei Risikokoordinator*innen benannt, die diese Funktion als 

Zweitfunktion ausüben (Auswertung 5). 

 

In einem weiteren, in Abbildung 13 gesondert dargestellten Ressort, ist einer Abteilung das 

Risikomanagement für einen Fachbereich zugewiesen. Diese Abteilung betreibt nach der 

Aufgabenbeschreibung in der Geschäftseinteilung auch ein operatives Risikomanage-

ment. Neben Steuerungs- und Koordinationsaufgaben erfolgt dort ebenso die Planung und 

Umsetzung von Maßnahmen, allerdings eingeschränkt auf die Agenden des Fachbereichs 

(Auswertung 5). 

 

In zwei der sieben Ressorts, in denen nach Abbildung 13 ein Risikomanagement nicht 

institutionalisiert ist, sind Ansätze einer Systembildung vorhanden. In einem Ressort 

etablierte und koordinierte die Interne Revision bis vor einigen Monaten in Projektform 

ressortweite Risikomanagementaktivitäten und war insoweit auch fachlich in das Risiko-

management eingebunden. Mit der Karenzierung der damit befassten Person und 

aufgrund von Erwägungen zur getrennten Verantwortung von Interner Revision und Risiko-

management werden nach Auskunft im Interview die koordinierenden Aktivitäten im 

Risikomanagement nicht mehr weitergeführt. Die Fortführung dieser Aktivitäten durch eine 

von der Internen Revision getrennten Organisationseinheit wird diskutiert. In einem 

weiteren dieser sieben Ressorts ist die Koordination des Risikomanagements laut 

Geschäftseinteilung eine von nahezu 20 Aufgaben einer Abteilung, die einen Personal-

stand von knapp unter zehn Bediensteten ausweist. Nach Auskünften im Interview ist diese 

Strukturierung des Risikomanagements noch wenig wirksam (Auswertung 5).  

 

Folgende Aussage aus einem Interview spricht die in jenen Ressorts zu findenden 

Strukturen an, in denen ein Risikomanagement nicht institutionalisiert ist: „Es gibt kein 

Risikomanagement ( … ) nach der Lehre, das gibt es nicht. Also müsste man ganz klar 

sagen, wir haben keines. Das ist aber nur die halbe Wahrheit“ (Auskunft 1). Diese Aussage 

spricht die mehrfach von den Expert*innen erteilte Auskunft an, dass unabhängig von der 

organisatorischen Ausgestaltung des Risikomanagements die Steuerung der auf die 

einzelnen Fachbereiche bezogenen Risiken in der Linienorganisation erfolgt (Auswertung 

6). Grundlage dafür sind meist gesetzliche Vorgaben. Aus den Geschäftseinteilungen 

gehen aber auch ergänzend zu den gesetzlichen Vorgaben eingerichtete Funktionen, wie 

ein auf die Leistungen einzelner Fachbereiche bezogenes Controlling oder Qualitäts-

management hervor (Auswertung 7). Diese Funktionen weisen auf die Steuerung und 

Überwachung von Einzelrisiken oder von einzelnen Risikokategorien hin.  
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In die Steuerung von fachbereichsübergreifenden und somit ressortweiten Risiken sind 

nach den Geschäftseinteilungen besondere Funktionen einbezogen. Diese sind, wie im 

Fall des Budgetcontrollings, ebenfalls aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder, wie im 

Fall des Compliance Managements, aufgrund bundesweiter Initiativen13 eingerichtet. In 

Tabelle 4 sind die im Sample am häufigsten anzutreffenden fachbereichsübergreifenden 

Funktionen zur Steuerung von Risiken (Auswertung 7) angeführt. 

 

Tabelle 4: Funktionen zur Steuerung von Risiken 

Funktionen Anzahl 
(n = 10) 

Budgetcontrolling 10 

Personalcontrolling 10 

Wirkungscontrolling 10 

Informationssicherheitsbeauftragte 10 

Datenschutzbeauftragte 10 

Sicherheitsbeauftragte 10 

Compliance Management 9 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Neben der bisher besprochenen fachbereichsbezogenen und fachbereichsübergreifenden 

Steuerung von Risiken erfolgt in Teilbereichen eine ressortübergreifende und somit 

bundesweite Koordination der Risikosteuerung. Die Geschäftseinteilungen geben dies-

bezügliche Hinweise betreffend Budgetrisiken oder Personalrisiken. Vier Ressorts des 

Sample sind nach den Geschäftseinteilungen auch mit Agenden des nationalen 

Sicherheitsrates, einem ressortübergreifenden Beratungsgremium in Angelegenheiten der 

Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Bundeskanzleramt Österreich, 2021), 

befasst (Auswertung 7). 

 

Eine Ausweitung der Institutionalisierung vorhandener Strukturen im Risikomanagement 

wurde von sechs Expert*innen als derzeit wenig aussichtsreich beschrieben. Selbst die 

Weiterentwicklung eines bereits institutionalisierten Risikomanagements stellt sich nach 

erteilten Auskünften als herausfordernd dar. Fehlende Grundlagen wie ein Prozess-

management; eine zu hohe Abstraktheit dieses Themas, eine fehlende breite Akzeptanz; 

und nur geringe Nutzenerwartungen in den Ressorts wurden als Gründe dafür genannt 

(Auswertung 8). Die geäußerten Bedenken können aus folgender Aussage in einem 

Interview abgelesen werden: „Man muss sich immer die Frage stellen: Ist eine Organisation 

 

13 Ein eingerichtetes Compliance Management geht oft auf die in Interviews mehrfach erwähnte Initiative "IBN – 

Integritätsbeauftragten-Netzwerk" des Bundesamts zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung 

zurück (Auswertung 7). 



 

81 

wie ein Ministerium, ist das schon so weit, sind wir schon so weit ( … ) für die Wahr-

nehmung solcher Felder wie Risikomanagement?“ (Auskunft 2). 

 

In einem weiteren Interview wurde der Eindruck geäußert, dass Aktivitäten zur Entwicklung 

eines organisationsweiten und umfassenden Risikomanagements oft auf die Eigeninitiative 

von einzelnen Personen zurückgehen. Viele Problemstellungen müssten dabei bewältigt 

werden, von einem uneinheitlichen Begriffsverständnis bis hin zu nicht definierten 

Rahmenbedingungen (Auswertung 8). Dieser Eindruck deckt sich mit den Berichten von 

Expert*innen aus zwei anderen Ressorts. Danach sind weitere Anstrengungen zu einem 

im Aufbau befindlichen ressortweiten Risikomanagement nach dem Abgang jeweils einer 

für das Risikomanagement zentralen Person unterblieben (Auswertung 8).  

 

Für den staatlichen Sektor finden sich nur vereinzelt rechtliche Bestimmungen zur Ein-

richtung von Strukturen im Risikomanagement (siehe dazu Abschnitt 3.3.). Die 

Expert*innen äußerten sich zu einer rechtlich verpflichtenden Institutionalisierung eines 

Risikomanagements analog den Regelungen für Teile des erwerbswirtschaftlichen Sektors 

divergent. Die Abbildung 14 gibt dazu einen Überblick. 

 

Abbildung 14: Zustimmung zur verpflichtenden Einrichtung eines Risikomanagements 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Wie aus Abbildung 14 hervorgeht, besteht in drei Fällen eine eher ablehnende Haltung zu 

einer rechtlich verpflichtenden Einrichtung von Strukturen im Risikomanagement. Zwei 

Expert*innen begründeten dies mit den oben angeführten Bedenken hinsichtlich der 

Akzeptanz und Umsetzbarkeit. In einem Fall wurde befürchtet, dass verpflichtende 

Regelungen das Entstehen eines kleinteiligen und starren Systems zur Folge haben 

könnte, dem es an Innovationsvermögen mangelt. Die fünf zustimmenden Expert*innen 

sahen den Nutzen im Risikomanagement in einer Steigerung des Risikobewusstseins und 

einer dadurch effizienteren Leistungserstellung. Auch ein angemessener Einsatz 

öffentlicher Gelder könnte durch ein Risikomanagement nach Meinung dieser Expert*innen 

besser sichergestellt und gegenüber dem Steuerzahler besser gerechtfertigt werden 

(Auswertung 9). Ein weiterer Vorteil, der in einer gesetzlichen Regelung gesehen wurde, 

geht aus folgender Aussage hervor: „Die Verwaltung arbeitet nach gesetzlichen Verpflich-
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tungen immer lieber, oder ich sage effizienter, als wenn ihr gewisse Management-

instrumente freigestellt sind“ (Auskunft 3). Eine verbindliche Regelung wäre nach Ansicht 

von Expert*innen nicht nur in Form einer gesetzlichen Verankerung, sondern auch in Form 

eines Ministerratsbeschlusses oder einer Ermächtigung im BMG denkbar. Der zuletzt 

erwähnte Weg habe sich schon bei der Institutionalisierung der Internen Revision als 

gangbar erwiesen. Zu definieren wäre dabei nach Ansicht von Expert*innen auch der 

Anwendungsbereich des Risikomanagements. Es wäre zu überlegen, wie weit 

angegliederte und ausgegliederte Organisationseinheiten und Organe der mittelbaren 

Bundesverwaltung nach dem Vorbild einer Konzernrevision einzubeziehen wären 

(Auswertung 9).  

 

Um die Ausgestaltung des Bestimmungselements Risikobewusstsein in den Ressorts zu 

untersuchen, wurde zunächst eine Häufigkeitsanalyse von in den Geschäftseinteilungen 

verwendeten Wörtern durchgeführt. Ausgewertet wurde die Häufigkeit der aus Tabelle 5 

hervorgehenden Wörter und Wortfamilien, die in einem Bezug zum Risikobegriff stehen.  

 

Tabelle 5: Häufigkeitsanalyse zum Risikobegriff 

Begriff Ressorts 
Häufig-

keit 
Mittelwert 

(n = 10) 
Standard-

abweichung 
Min Max 

Schutz 10 438 43,8 21,8 15 96 

Sicherheit 10 386 38,6 42,5 10 159 

Vorsorge 9 41 4,1 3,5 0 13 

Risiko, Risiken, Risken 8 61 6,1 8,6 0 30 

Gefahr, Gefährdung 5 35 3,5 4,9 0 12 

Chance 2 3 0,3 0,6 0 2 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Aus Tabelle 5 geht hervor, dass acht der zehn untersuchten Geschäftseinteilungen zur 

Beschreibung von Aufgaben Wörter verwenden, die den Risikobegriff enthalten. Im Mittel 

finden sich diese Wörter sechs Mal in den Geschäftseinteilungen, wobei eine hohe 

Streuung festzustellen ist. Diese geht darauf zurück, dass auf die drei Ressorts, in denen 

ein Risikomanagement zumindest für einzelne Aufgabenbereiche eingerichtet ist, 77 % der 

Begriffsverwendungen entfallen (Auswertung 10). Wörter, in denen die Begriffe „Schutz“ 

und „Sicherheit“ vorkommen, werden hingegen in jeder Geschäftseinteilung oftmals 

verwendet. Die hohe Streuung beim Begriff Sicherheit ist auf ressortspezifische Aufgaben-

stellungen zurückzuführen. Die gegenüber dem Risikobegriff generell häufigere 

Verwendung der Begriffe Schutz und Sicherheit kann zum Teil auch durch verpflichtende 

Vorkehrungen zum Datenschutz und zur IT-Sicherheit erklärt werden, die sich in einer 

Zuweisung dieser Aufgaben an Personen oder Organisationseinheiten äußern. Beide 

Aufgaben sind in den Geschäftseinteilungen des Sample jedoch nur vereinzelt in einem 
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unmittelbaren Zusammenhang mit dem Risikobegriff beschrieben. Nur zwei Ressorts 

verwenden den Begriff der „Chance“ in ihren Geschäftseinteilungen, um die Aufgaben-

stellungen der einzelnen Organisationseinheiten zu beschreiben. In einem davon ist ein 

Risikomanagement auf einen Fachbereich bezogen eingerichtet und im zweiten Ressort 

sind Strukturen aus projekthaften Vorarbeiten zur Institutionalisierung und zur Koordination 

eines ressortweiten Risikomanagements vorhanden (Auswertung 10). 

 

Die Interviews bestätigten den aus der Analyse der Geschäftseinteilungen hervorgehenden 

Eindruck, dass der Risikobegriff in jenen Ressorts, in denen das Risikomanagement nicht 

institutionalisiert ist, wenig gebräuchlich ist. Plakativ dafür steht folgende Aussage: „Das 

Vokabel als solches, habe ich das Gefühl, stoßt schon auf“ (Auskunft 4). In den Interviews 

wurde jedoch auch darauf hingewiesen, dass die Aufgaben in den Ressorts nicht ohne ein 

gewisses Maß an Risikobewusstsein erledigt werden. Folgende Aussage spricht dies an:  

Dass sich eine Organisationseinheit jetzt wirklich Gedanken macht nach Eintritts-

wahrscheinlichkeit und Schadensausmaß und danach Einteilungen trifft und dann 

Maßnahmen setzt, das gibt es schlicht und einfach nicht. Es gibt aber eine unter-

schwellige Risikoorientierung, die nicht festgeschrieben ist und nicht institutionali-

siert ist. (Auskunft 5) 

 

Zu den beiden Bestimmungselementen Prozesse und Instrumente des Risikomanage-

ments wurde nur in einem Interview ein regelmäßiges, die gesamte Zentralstelle des 

Ressorts umfassendes Berichtswesen entlang von im Risikomanagement insti-

tutionalisierten Strukturen beschrieben (Auswertung 11). Generell erfolgt die Steuerung 

fachbereichsbezogener Risiken in der Linienorganisation, wie dies oben beschrieben ist. 

Einzelne Geschäftseinteilungen weisen dementsprechend auf fachspezifische Prozesse 

und Instrumente hin, beispielsweise zum Umgang mit Dienstwaffen oder in einem 

technischen Fachbereich zum Auftreten „gefährlicher Ereignisse“ (Auswertung 11). 

Weiters ist aus der Analyse der Geschäftseinteilungen erkennbar, dass zur Steuerung 

ressortweiter Risiken unter Einbeziehung der in Tabelle 4 angeführten Funktionen 

spezifische Prozesse ablaufen und ein spezifischer Instrumenteneinsatz erfolgt. So gehen 

daraus Controlling-Prozesse einschließlich eines Berichtswesens hinsichtlich Budget-

risiken, Personalrisiken und Risiken der Leistungserstellung hervor. Soweit von den 

Ressorts Beteiligungen verwaltet werden, ist ein Beteiligungscontrolling mit entsprechen-

den Prozessen und Instrumenten eingerichtet (Auswertung 7). Folgende Aussage aus den 

Interviews fasst den in der Untersuchung festgestellten Status treffend zusammen: „Also 

aufgrund gesetzlicher oder fachlicher Vorgaben gibt es einzelne Instrumente. Gesamthaft 

gibt es das nicht“ (Auskunft 6). 

 

Die beschriebenen Auswertungsergebnisse zum Risikomanagement sind nach den 

Überlegungen in der vorliegenden Arbeit ein Teil der Rahmenbedingung für die Rollen-

erfüllung einer Internen Revisionen im Risikomanagement. Ebenso sind für diese Rollen-

erfüllung Rahmenbedingungen maßgeblich, die sich aus der Ausgestaltung von 

Bestimmungselementen für die Internen Revisionen ergeben. Die Auswertungsergebnisse 

dazu gehen aus dem folgenden Abschnitt hervor. 
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6.3. Ergebnisse zur Internen Revision 

Im Abschnitt 4.5. sind als sekundäre Bestimmungselemente für die Rollenerfüllung der 

Internen Revision ihre Positionierung in der Aufbauorganisation, ihre Ressourcen-

ausstattung und ihre Kompetenzen ausgewiesen. Als primäre Bestimmungselemente sind 

das ihr entgegengebrachte Vertrauen, die an sie gestellten Rollenerwartungen und ihre 

Selbstgestaltung angeführt. Anhand der Ausgestaltung dieser Faktoren, die sich aus der 

durchgeführten Untersuchung ergibt, wird nachfolgend die Interne Revision in den 

Ressorts des Sample beschrieben. 

 

Das Bestimmungselement der Positionierung in der Aufbauorganisation war bei den zehn 

im Sample befindlichen Internen Revisionen unterschiedlich ausgeformt. Von der organi-

satorischen Zuordnung weicht teilweise die fachliche Zuordnung ab. Auch diesbezüglich 

zeigten sich unterschiedliche Varianten. Die Abbildung 15 gibt dazu einen Überblick. 

 

Abbildung 15: Fachliche und organisatorische Zuordnung der Internen Revisionen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Abbildung 15 zeigt in einem äußeren Ring die fachliche Zuordnung der Internen Revisionen 

und in einem inneren Ring ihre Einordnung in die Aufbauorganisation. Wie daraus 

hervorgeht, waren fünf Interne Revisionen fachlich direkt der Ressortleitung unterstellt. 

Davon waren ihr drei als Stabsstelle zugeordnet, eine war organisatorisch im 

Generalsekretariat und eine in der Präsidialsektion eingerichtet. Eine Interne Revision war 

sowohl fachlich als auch organisatorisch der Präsidialsektion unterstellt. Vier Interne 

Revisionen waren schließlich sowohl fachlich als auch organisatorisch dem General-

sekretariat zugewiesen (Auswertung 12).  

 

Auch die Organisationsformen der Internen Revisionen im Sample weisen Unterschiedlich-

keiten auf. So waren acht davon als Abteilung eingerichtet, eine Interne Revision war als 

Gruppe mit zwei Abteilungen organisiert und in einem Fall war die Interne Revision ein 

Referat einer Abteilung (Auswertung 12). Abbildung 15 weist für den letztgenannten Fall 

die gesamte Abteilung aus, die primäre organisatorische und fachliche Unterstellung dieser 

Internen Revision unter die Abteilungsleitung ist nicht gesondert dargestellt. 
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In den Interviews wurde eine möglichst hohe hierarchische Eingliederung der Internen 

Revision von der Mehrheit der Expert*innen als vorteilhaft für ihren unabhängigen Status 

beschrieben. Ist eine Interne Revision nicht direkt der Ressortleitung unterstellt, kann der 

explizite Ausweis ihres unabhängigen Status in der Revisionsordnung nach Auskunft in 

einem Interview zu Diskussionen führen:  

Und da war ein kleines Novum, und das war schon relativ schwierig da 

unterzubringen: Das besondere Herausstreichen der Unabhängigkeit der Innen-

revision. Das direkte Unterstelltsein ( … ) der Ressortspitze. ( … ) Und das jetzt hier 

schwarz auf weiß hinzubringen, etwas was eh schon bekannt war und auch gelebt 

war, hat doch einigermaßen für Widerstand gesorgt. (Auskunft 7) 

 

Einer Unterzeichnung der Revisionsordnung persönlich durch die Ressortleitung kommt 

nach mehrfach erteilter Auskunft eine besondere Bedeutung für den Status der Internen 

Revision im Ressort zu. In einem Interview wurde allerdings auch die Ansicht vertreten, 

dass aufgrund der Weisungsgebundenheit von öffentlich Bediensteten eine organisato-

rische Unabhängigkeit der Internen Revision nicht gegeben sein kann (Auswertung 12). 

 

Die Ressourcenausstattung einer Internen Revision ist in Abschnitt 4.5. als ein weiteres 

Bestimmungselement für ihre Rollenerfüllung angeführt. Als wichtigste Ressource kann 

dabei das Personal angesehen werden (IIA, 2012b; Peemöller & Kregel, 2014). Die 

Personalausstattung14 der Internen Revisionen im Sample weist einen Mittelwert von 9,5 

Bediensteten auf und streut in einem Wertebereich von drei bis 17 Bediensteten mit einer 

Standardabweichung von 5,1 (Auswertung 13). In Abbildung 16 ist für die zehn Ressorts 

im Sample eine Häufigkeitsverteilung der Anzahl der Bediensteten in den Internen 

Revisionen je 1 000 Bediensteten im Ressort15 dargestellt.  

 

Abbildung 16: Bedienstete der Internen Revision je 1 000 Ressort-Bedienstete 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

14 Die Personalausstattung wurde aus den Geschäftseinteilungen entnommen und um korrigierende Angaben 

von Expert*innen berichtigt. Die Berechnungen erfolgten nach Personen (Köpfen). Leitungsfunktionen sind 

nur in den Zentralstellen und nur bis zu einer eventuellen Gruppenleitung einer Internen Revision einbe-

zogen. Ebenso sind Sekretariatsfunktionen mitgerechnet. Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungs-

praktikanten sind nicht enthalten. Dienstzuteilungen sind in jener Internen Revision berücksichtigt, zu der 

sie erfolgten. 
15 Die Anzahl der Bediensteten im Ressort geht aus Tabelle 3 hervor. 
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Die in Abbildung 16 dargestellte Kennzahl wird vielfach für Vergleiche der Personalstärke 

einer Internen Revision herangezogen (z. B. Hofmann, 2005; Peemöller & Kregel, 2014; 

Schuh, 2010). Der Wertebereich dieser Kennzahl spannt sich im Sample von 0,3 bis 10,7 

(Auswertung 13). Die nachfolgenden Ausführungen aus Interviews relativieren allerdings 

diese Unterschiedlichkeit der Personalausstattung der Internen Revisionen. 

 

Mehrere Expert*innen gaben an, dass die langfristigen Prüfungspläne oder die 

Prüfungslandkarten der Internen Revisionen meist einen Prüfungsturnus für die darin 

befindlichen Themen vorsehen. Die Personalausstattung wird von den Leiter*innen der 

Internen Revisionen verhandelt und sollte die Einhaltung des geplanten Prüfungsturnus 

ermöglichen. Folgende Aussage fasst mehrere gleichlautende Auskünfte zur Personal-

ausstattung zusammen: 

Die Frage, die keiner beantworten kann ist, wie viele Revisoren braucht es. Ja, es 

gibt Ist-Vergleiche, es kommen Zahlenwerte heraus, es gilt diese Zahlenwerte dann 

zu interpretieren mit der Größe der Organisation, ( … ) und, und, und. Letztendes, 

um auf die Risikosicht zu kommen, geht es schon auch um die Frage, wie oft kann 

ich mir einen bestimmten Risikotypus anschauen bei ordnungsgemäßer, 

vernünftiger Verteilung. (. … ) Es steckt schon die Frage drinnen, ist es ok, wenn 

ich mit meiner Mannschaft ein Risiko alle zehn oder 15 Jahre nur anschauen kann. 

(Auskunft 8) 

 

Nach der Beurteilung von fünf Expert*innen war die Personalausstattung der Internen 

Revision ihres Ressorts ausreichend. Von zwei Expert*innen wurde die Anzahl der 

Bediensteten allerdings als unzureichend oder sehr knapp bewertet. In zwei Internen 

Revisionen fand in den letzten Jahren eine deutliche Aufstockung des Personals statt 

(Auswertung 13). 

 

Die Kompetenzen der Internen Revision wurden in Abschnitt 4.5. als ein weiteres 

Bestimmungselement für ihre Rollenerfüllung definiert. Um den Status der vorhandenen 

Qualifikationen abzubilden, schlägt das IIA (2015) als Indikator eine Auswertung der 

Ausbildung des Personals einer Internen Revision vor. In der vorliegenden Arbeit wurde 

daher auf Grundlage der Geschäftseinteilungen der Anteil der Bediensteten in den Internen 

Revisionen mit akademischen Graden16 ausgewertet. Dieser Indikator zeigt, dass im Mittel 

61 % der Bediensteten17 einer Internen Revision über eine Hochschulausbildung verfügen. 

Die Werte streuen nur gering, sodass der Minimalwert von 29 % und der Maximalwert von 

100 % Ausreißer markieren (Auswertung 14).  

 

Aus den Interviews geht hervor, dass eine akademische Ausbildung als nur einer von 

mehreren bestimmenden Faktoren für die Kompetenzen einer Internen Revision ange-

sehen wird. So wurde eine akademische Ausbildung nur von zwei Expert*innen als 

Einstiegsvoraussetzung in die Interne Revision ihres Ressorts genannt. In einer weiteren 

 

16 Akademische Grade aus Weiterbildungsstudiengängen wurden in die Auswertung einbezogen. 
17 Die Anzahl der Bediensteten der Internen Revisionen wurde hier gleich ermittelt wie die weiter oben 

angeführte Personalausstattung. 
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Internen Revision ist sie Voraussetzung für die Erlangung der Funktion Teamleiter*in. Eine 

deutliche Mehrheit der Expert*innen gab an, einen besonders hohen Wert auf eine 

permanente Weiterbildung zu legen. Zwei Interne Revisionen verfügen demnach über ein 

Weiterbildungskonzept für Revisor*innen und eine weitere Interne Revision hat einen 

Weiterbildungsstandard in ihrer Revisionsordnung festgelegt. Für die revisionsspezifische 

Aus- und Weiterbildung wird überwiegend das Seminarangebot der „Akademie Interne 

Revision“ in Anspruch genommen (Auswertung 15). Eine Aus- und Weiterbildung im 

Risikomanagement beurteilten die Expert*innen im Wesentlichen gleichbedeutend mit dem 

Wissenserwerb in anderen Gebieten, beispielsweise im Haushaltsrecht, im Vergabe-

wesen, im Prozessmanagement, oder in der Anwendung von IT-Software (Auswertung 16). 

Neben dem Wissen wurde in den Interviews der Erfahrung der Revisor*innen und ihren 

Kenntnissen der inneren Organisation des Ressorts ein hoher Stellenwert beigemessen 

(Auswertung 17). 

 

Unabhängig von der Personalausstattung der Internen Revisionen gaben mehrere 

Expert*innen an, dass ihre Interne Revision generalistisch ausgerichtet ist. Grund dafür ist, 

dass eine geringe Anzahl von Revisor*innen einer hohen Anzahl von Fachgebieten 

gegenübersteht, die sich laufend verändern und mit den jeweiligen Politikbereichen auch 

zwischen den Ressorts wechseln können. Die Fähigkeit, sich rasch in diese Fachgebiete 

einzuarbeiten, wurde daher als wesentlicher Teil der Kompetenzen von Internen 

Revisor*innen genannt (Auswertung 18). Folgende Aussage steht beispielhaft dafür: 

Um Risiken wirklich profund beurteilen zu können, brauche ich Fachwissen bis zu 

einem gewissen Grad und das muss ich mir dann im Rahmen einer Revision auch 

aneignen ( … ). Wichtig ist diese Kompetenz, sich in fremde Fachbereiche 

einarbeiten zu können bis zu einem gewissen Grad, um da wirklich einen Mehrwert 

auch für das Risikomanagement leisten zu können. (Auskunft 9) 

 

Einzelne Expert*innen berichteten über spezifische Ansätze, um eine hohe Kompetenz 

sicher zu stellen. In mehreren Internen Revisionen beteiligen sich die Leiter*innen, 

allerdings in einem unterschiedlichen Ausmaß, an der operativen Revisionsarbeit und 

bringen so ihr Wissen und ihre Erfahrung unmittelbar ein. Von einer Internen Revision 

werden in Revisionsteams leitende Bediensteten aus operativen Einheiten einbezogen. In 

einem weiteren Ressort sind in der Internen Revision einer Wissenslandkarte ent-

sprechend Fachbereiche eingerichtet, die revisionsintern zu verschiedenen Fachgebieten 

Informationen bereitstellen und den Revisor*innen für Auskünfte zur Verfügung stehen 

(Auswertung 19). 

 

Das Bestimmungselement des Vertrauens seitens der Ressortleitung, des General-

sekretariats und der Sektionsleitungen in die Interne Revision wurde von den Expert*innen 

durchwegs als entscheidend für ihre Handlungsmöglichkeiten und für ihren Stellenwert in 

der Organisation beschrieben. Beispielhaft geht dies aus folgender Aussage hervor:  

Das ist für mich noch ein ganz ein wesentlicher Punkt und der bezieht sich sowohl 

auf das Risikomanagement als auch auf die Revision. (. … ) Wenn das von ganz 

oben getragen wird, dann kann man das wirklich zur Entfaltung bringen und das ist, 

glaube ich, wirklich das Um und Auf. (Auskunft 10) 
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Als Indikatoren für das einer Internen Revision entgegengebrachte Vertrauen wurden 

beispielsweise angeführt: Eine von der Ressortleitung unterzeichnete Revisionsordnung, 

Prüfaufträge der Ressortleitung zu heiklen Themen, an die Interne Revision gerichtete 

Ersuchen um Einschätzungen und Ratschläge, die Unterstützung von Empfehlungen der 

Internen Revision durch die Ressortleitung, die Akzeptanz und Umsetzung von Empfehlun-

gen der Internen Revision durch geprüfte Stellen, eine angemessene Personalausstattung, 

oder ein nicht nur auf einen Prüfauftrag beschränkter Zugang zu Akten (Auswertung 20). 

 

Vor allem qualitativ hochwertige Prüfergebnisse, die rasch und verständlich berichtet 

werden und umsetzbare Empfehlungen enthalten, gingen aus den Interviews als 

vertrauensbildend hervor. Hohe Kompetenzen der Internen Revision wurden dafür als 

Voraussetzung genannt (Auswertung 21). Folgende Aussage aus einem Interview spricht 

die Bedeutung der Prüfergebnisse an: „Also gibt es nur die Möglichkeit, mit Augenmaß, mit 

guten Berichten, also inhaltlich guten, qualitativen Berichten, und mit sehr viel Spielraum, 

den sie selbst haben dann in der Umsetzung, das anzugehen“ (Auskunft 11). Als 

vertrauensfördernde Maßnahmen wurden weiters genannt: Die den oberen Führungs-

ebenen eingeräumte Möglichkeit, Prüfthemen in den Jahresprüfungsplan einzubringen; die 

Aufnahme objektiv bewerteter Anliegen von geprüften Stellen in Revisionsberichte, um sie 

zu Entscheidungsträgern zu transportieren; oder die Diskussion von anonymisierten 

Prüfungsergebnissen mit leitenden Bediensteten der Fachbereiche. Gibt es einen Wechsel 

in den oberen Führungsebenen, so erfolgt nach erteilten Auskünften eine Kontaktauf-

nahme mit den neuen Funktionären durch die Interne Revision in Form eines Vorstellungs- 

und Informationsgesprächs, um rasch eine Vertrauensbasis zu schaffen (Auswertung 21). 

Zur Ressortleitung haben die Internen Revisionen jedoch nur selten einen direkten Zugang, 

auch wenn sie ihr fachlich zugeordnet sind. Meist sind die Generalsekretariate oder 

Kabinette direkte Ansprechstellen für die Internen Revisionen (Auswertung 22). 

 

Für das Bestimmungselement der Rollenerwartungen an die Interne Revision können, wie 

in Abschnitt 4.4. dargestellt wurde, Vollzugs-, Qualitäts- und Gestaltungsnormen als 

Grundlage angesehen werden. Als Vollzugsnorm kam in den Interviews am häufigsten das 

BMG zur Sprache. Expert*innen sahen den mangelnden Verpflichtungscharakter der darin 

enthaltenen Bestimmung zur Einrichtung einer Internen Revision kritisch. So muss im Falle 

eines Wechsels in der Ressortleitung, der auch zwischen den Nationalratswahlen nicht 

selten vorkommt18, der Mehrwert der Internen Revision neu argumentiert werden. Als 

bestandssichernd wurde in diesem Zusammenhang eine im Ressort erworbene 

Anerkennung durch eine qualitätsvolle Revisionsarbeit genannt. Eine weitere Anmerkung 

zum BMG betrifft die als gering empfundene Regelungsdichte der Bestimmung zur 

Internen Revision. Beispielsweise fehlt nach einer in den Interviews geäußerten Ansicht 

eine Festlegung dazu, wie die Interne Revision in die Aufbauorganisation einzuordnen ist. 

Auch eine Divergenz der im BMG festgelegten Prüfmaßstäbe der Sparsamkeit und 

 

18 In den letzten 12 Monaten kam es in einzelnen der 13 im BMG genannten Ressorts insgesamt neun Mal zu 

einem Wechsel von Ressortleitungen. 
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Zweckmäßigkeit zu den im BHG 2013 angeführten Zielen der Wirkungsorientierung und 

Effizienz wurde in den Interviews festgestellt (Auswertung 23).  

 

Nach der in Abschnitt 4.4. vorgeschlagenen Zuordnung stellen die internationalen Berufs-

grundlagen eine Qualitätsnorm für die Interne Revision dar. Qualitätsnormen definieren 

Erwartungen an das Rollenverhalten der Internen Revision, lassen jedoch Gestaltungs-

räume zu. Die Mehrzahl der Expert*innen gab an, nach den internationalen Berufs-

grundlagen zu arbeiten. In den Interviews äußerten davon abweichend zwei Expert*innen, 

dass dieses Rahmenwerk nicht oder nicht vollständig auf die Interne Revision ihres 

Ressorts anwendbar ist. In einem Fall wurde dies auf besondere Aufgabenstellungen des 

Ressorts zurückgeführt und im zweiten Fall wird die im jeweiligen Fachgebiet gültige 

Rechtsgrundlage als Maßstab für die Tätigkeit der Internen Revision herangezogen. In 

beiden Fällen ging aus den Interviews jedoch hervor, dass sich die Internen Revisionen 

zumindest teilweise den Inhalten der internationalen Berufsgrundlagen, beispielsweise 

dem Ethikkodex, verpflichtet fühlen. Überdies entspricht ihre Arbeitsweise in mehreren 

Bereichen den Standards der internationalen Berufsgrundlagen. Einer dieser 

angewendeten Standards ist die Erstellung eines Prüfungsplans (Auswertung 24). 

 

Alle Expert*innen gaben an, dass sie Revisionen aufgrund von Jahresprüfungsplänen 

durchführen. Die Erstellung dieser Pläne erfolgt, soweit die Zuständigkeit für die Interne 

Revision in den Zentralstellen liegt, durch die Leiter*innen der Internen Revisionen. Die 

oberen Leitungsebenen ab der Ebene der Sektionsleitungen wirken im Regelfall an der 

Erstellung der Prüfungspläne mit oder haben zumindest die Möglichkeit, Prüfthemen 

vorzuschlagen (Auswertung 25). 

 

Bei der Auswahl der Prüfungsgegenstände wenden die Internen Revisionen nach Angaben 

der Expert*innen durchwegs Risikokriterien an. Vier Interne Revisionen haben die 

Risikokriterien in verschiedener Form systematisiert, sodass von Risikolandkarten 

gesprochen werden kann. In zwei weiteren Internen Revisionen befinden sich derartige 

Risikolandkarten in Ausarbeitung. In einer davon soll dieses Instrument die noch 

vorrangige Auswahl der Prüfungsgegenstände nach einem Prüfungsturnus weitgehend 

ablösen (Auswertung 25). Die Einhaltung eines angestrebten Prüfungsturnus wurde 

allerdings mehrfach als Risikokriterium angeführt, jedoch wird diesem Kriterium meist eine 

geringe Gewichtung beigemessen. Der von den Expert*innen meistgenannte Risikofaktor 

für die Auswahl eines Prüfungsgegenstandes war die Höhe der eingesetzten finanziellen 

Mittel. Weiters wurden mehrfach die Komplexität von aufbau- und ablauforganisatorischen 

Strukturen, die Bedeutsamkeit der Tätigkeit einer Organisationseinheit für andere 

Organisationseinheiten, und die Öffentlichkeitswirksamkeit eines Themas als vorrangige 

Risikokriterien genannt. Verschiedene Risikokategorien wie IT-Risiken und Risikofelder 

wie Beschaffungsvorgänge sind nach Auskunft der Expert*innen ebenso relevant für die 

Erstellung der Jahresprüfungspläne (Auswertung 26). 

 

Die befragten Expert*innen nannten als Quellen für risikorelevante Informationen vor allem 

Änderungen der Rechtslage oder der strategischen Ausrichtung, Wahrnehmungen aus 

Prüfungen und Kontrollen, Anfragen an die Interne Revision, und Recherchen in Akten und 
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Projektlisten. Mehrfach wurde auch von einer breiten Einbindung der Revisor*innen in die 

Risikoidentifikation berichtet. Darüber hinaus erfolgt, wie oben angeführt wurde, im Zuge 

der Erstellung der Prüfungspläne durchwegs eine Kontaktaufnahme mit den oberen 

Leitungsebenen, die Prüfungsthemen einbringen können. In den Ressorts, in denen ein 

Risikomanagement institutionalisiert ist, kam nach Auskunft der Expert*innen etwaigen 

Risikoinformationen seitens des Risikomanagements bei der Auswahl von Themen für 

Revisionen keine besondere Bedeutung zu. Eine dieser Internen Revisionen hatte 

allerdings Zugriff auf die vom Risikomanagement erstellten Risikoberichte. Jene Interne 

Revision, die Risikomanagementstrukturen projekthaft aufgebaut und koordiniert hat, 

konnte auf das damals erstellte Risikoinventar immer noch zurückgreifen (Auswertung 27). 

 

Neben den bisher besprochenen Vollzugsnormen und Qualitätsnormen sind nach den in 

Abschnitt 4.4. dargestellten Überlegungen auch Gestaltungsnormen für das Rollen-

verhalten der Internen Revision bestimmend. Als maßgebliche Gestaltungsnorm wurden 

die Erwartungen der Ressortleitung beschrieben. Sie kommen unter anderem in der 

Geschäftseinteilung eines Ressorts zum Ausdruck. Von den Internen Revisionen im 

Sample wird nach den Geschäftseinteilungen neben der Erbringung von Prüfungs- und 

Beratungsleistungen oft auch die Erfüllung zusätzlicher Aufgaben erwartet. So gehen 

daraus für sechs Interne Revisionen Koordinationsaufgaben mit dem Rechnungshof, für 

fünf Interne Revisionen begleitende Kontrollen und für drei Interne Revisionen Aufgaben 

der Prävention und Bekämpfung von Korruption als zusätzliche Aufgabenstellungen 

hervor. Weitere drei Interne Revisionen sind mit Kontrolltätigkeiten hinsichtlich der 

Verwendung von Fördermitteln der Europäischen Union beauftragt (Auswertung 29). Diese 

Zusatzaufgaben sind innerhalb der Internen Revisionen oft besonders organisiert, um 

aufgabenspezifischen Bestimmungen zu entsprechen oder die Unabhängigkeit und 

Objektivität der Revisionsagenden zu wahren. 

 

Bei einer näheren Durchsicht zeigt sich, dass aus keiner der Geschäftseinteilungen der 

Ressorts im Sample Erwartungen an die Internen Revisionen mit Bezug auf das Risiko-

management hervorgehen. Demgegenüber stellen zwei Geschäftseinteilungen eine 

Verbindung zwischen Interner Revision und Internem Kontrollsystem her. Anzuführen ist 

jedoch, dass die Hälfte der Geschäftseinteilungen zur näheren Beschreibung der Aufgaben 

der Internen Revisionen auf die Revisionsordnungen verweist, die sich nicht im Unter-

suchungsmaterial befanden. In der jeweiligen Revisionsordnung könnte ein Bezug zum 

Risikomanagement hergestellt sein. Der Begriff der Governance wird in den Geschäfts-

einteilungen ebenfalls nicht in einen Zusammenhang mit der Internen Revision gebracht, 

obwohl er in den Geschäftseinteilungen von sechs Ressorts zur Tätigkeitsbeschreibung 

einzelner Fachbereiche verwendet wird (Auswertung 29).  

 

Auch die Genehmigung des Prüfungsplans stellt eine Äußerung von Erwartungen an die 

Interne Revision dar. In acht der zehn im Sample befindlichen Ressorts genehmigt nach 

Auskunft der Expert*innen die Ressortleiterin oder der Ressortleiter den Jahresprüfungs-

plan der Internen Revision. In zwei Ressorts, in denen die Interne Revision dem General-

sekretariat organisatorisch zugeordnet ist, werden die Prüfungspläne von der General-

sekretärin oder vom Generalsekretär genehmigt (Auswertung 31). 
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Gestaltungsnormen lassen nach den Ausführungen in Abschnitt 4.4. eine weitgehende 

Selbstgestaltung zu. Aus den Interviews gingen beispielsweise Initiativen der Internen 

Revisionen zur Neuausrichtung der begleitenden Kontrollen von Gebarungsfällen (zum 

Begriff siehe Abschnitt 6.4.) hervor, einerseits durch Nutzung möglicher Synergien mit 

prozessbeteiligten Institutionen und andererseits durch Einführung neuer Methoden zur 

Fallauswahl. Ebenso berichteten die Expert*innen von der Einführung eines standardi-

sierten Management-Audits, von der geplanten Verlagerung des Prüfungsfokus von der 

ersten Linie hin zur zweiten Linie, und von Maßnahmen zur Beschleunigung des Berichts-

wesens. Auch die oben angeführte Diskussion in einem Ressort über die Herauslösung 

der bislang durch die Interne Revision projekthaft wahrgenommenen Koordinations-

aufgaben im Risikomanagement in eine andere Organisationseinheit kann der Selbst-

gestaltung einer Internen Revision zugeordnet werden (Auswertung 32). 

 

Die Selbstgestaltung einer Internen Revision wird maßgeblich von ihrem Selbstverständnis 

bestimmt (Risak, 2004; Wöhry, 2007). Aus den Beschreibungen der Expert*innen ging ein 

weitgehend einheitliches Selbstverständnis der Internen Revisionen hervor. Sie sehen sich 

im Wesentlichen als objektiver, wertfrei und transparent agierender Dienstleister, der mit 

geprüften Stellen zusammenarbeitet, um Einblicke in Systeme und Abläufe im Ressort zu 

schaffen und das Risikobewusstsein, ein Lernen der Organisation und ihre Weiter-

entwicklung zu fördern (Auswertung 33). Diese Sicht auf die Interne Revision kommt in 

folgender Aussage aus einem Interview zum Ausdruck: „Wir wollen das im Einvernehmen, 

die Gewissheit haben: Das Problem, so wie wir es sehen, ist verstanden worden. Und nach 

dem Verstehen kommt das Umsetzen“ (Auskunft 12).  

 

Nach den Überlegungen in Abschnitt 4.5. werden die Ausgestaltungen der Bestimmungs-

elemente für das Risikomanagement und für die Interne Revision durch die Rollenerfüllung 

einer Internen Revision im Risikomanagement verbunden. Nachdem nun beschrieben 

wurde, wie sich diese Bestimmungselemente in den Ressorts des Sample darstellen, sind 

die Grundlagen geschaffen, um im folgenden Abschnitt auf die Rollenerfüllung der Internen 

Revisionen im Risikomanagement einzugehen. 

 

6.4. Rollenerfüllung der Internen Revision im Risikomanagement 

Nach dem in Abschnitt 4.5. vorgestellten Modell der Bestimmungselemente kann eine 

Interne Revision eine prüfende, eine beratende und eine integrierende Rolle wahrnehmen. 

Dieser Abschnitt stellt die Ergebnisse aus der Untersuchung dieser Rollenwahrnehmungen 

durch die Internen Revisionen des Sample vor. 

 

Zur Erfüllung einer prüfenden Rolle im Risikomanagement gaben alle Expert*innen an, 

dass Prüfungen der Internen Revisionen an Risiken ausgerichtet sind. Die Prüfungen 

können daher in der neueren Einteilung der Revisionsfelder nach Lück (2001a) der Risiko-

prüfung zugeordnet werden. Während jede Interne Revision im Sample Ordnungs-

mäßigkeits-, Wirtschaftlichkeits-, und Zweckmäßigkeitsprüfungen nach Lück (2001a) 

durchführt, ging aus den Interviews nur bei sieben Internen Revisionen eine Prüfung der 

Zukunftssicherung im Sinn von Lück (2001a) deutlich hervor (Auswertung 35). Diese Art 
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der Prüfung untersucht, ob das Management geeignete Maßnahmen getroffen hat, um 

existenzgefährdende Entwicklungen rechtzeitig zu erkennen, insbesondere ob ein Risiko-

management eingerichtet ist und wirksam betrieben wird (Egner, 2011; Lück, 2001a). Im 

Rahmen der vorliegenden Arbeit durchgeführte Untersuchungen geben erste Hinweise auf 

einen Zusammenhang zwischen der organisatorischen Positionierung der Internen 

Revisionen im Sample und der Durchführung von Prüfungen der Zukunftssicherung. Alle 

sieben mit dieser Art von Prüfungen beauftragten Internen Revisionen sind organisatorisch 

der Ressortleitung oder dem Generalsekretariat zugeordnet. Bei Internen Revisionen, die 

der Präsidialsektion organisatorisch zugeordnet sind, ist eine Prüfung der Zukunfts-

sicherung deutlich geringer ausgeprägt (Auswertung 53). Eine nähere Untersuchung 

dieser Wechselwirkung könnte Gegenstand einer nachfolgenden Forschungsarbeit sein.  

 

Beratungen erfolgen nach einhelliger Auskunft der Expert*innen nur selten aufgrund von 

formellen Beratungsaufträgen an die Internen Revisionen. Im Regelfall kommen Führungs-

kräfte des Ressorts auf die Leiter*innen der Internen Revisionen mit informellen Ersuchen 

um eine rechtliche oder auf organisatorische Belange bezogene Expertise zu. Nachdem 

ein organisationsweites Risikomanagement in den Ressorts des Sample nur selten 

eingerichtet ist, betreffen die Ersuchen im Regelfall einzelne Risikofelder oder einzelne 

Aspekte eines Risikomanagements. Beispielsweise wird die aus einzelnen Interviews 

hervorgegangene hohe fachliche Kompetenz von Internen Revisionen in Angelegenheiten 

des Vergabewesens, der Compliance oder der Organisationsentwicklung nachgefragt. Die 

Internen Revisionen schränken eine Beratung zu organisatorischen Themenstellungen oft 

auf Erkenntnisse aus durchgeführten Prüfungen ein. Dadurch kann einerseits die 

Möglichkeit einer späteren Selbstprüfung ausgeschlossen werden und andererseits wird 

dadurch die fachliche Qualität der Auskunft zu gewährleistet. Aus zunächst informellen 

Beratungen können sich, ebenso wie aus durchgeführten Prüfungen, in Einzelfällen 

formelle Beratungsaufträge an die Internen Revisionen ergeben. In einem Interview wurde 

beispielsweise von einer geplanten Beratung zur Einführung eines Compliance 

Managementsystems berichtet, die einer in diesem Bereich durchgeführten Prüfung folgen 

soll. Daraus wären nach einer im Interview getroffenen Einschätzung auch positive Folge-

effekte auf ein eventuell später ressortweit zu institutionalisierendes Risikomanagement zu 

erwarten (Auswertung 36). 

 

Drei Expert*innen berichteten über Konzepte und beratende Engagements der Internen 

Revision zur Institutionalisierung eines ressortweiten Risikomanagements. Einer 

Umsetzung fehlt jedoch bislang die erforderliche Unterstützung. Grund dafür sind 

Befürchtungen, die Fachbereiche im Ressort damit zu überfordern oder divergierende Vor-

stellungen über die Operationalisierung dieser Konzepte. Ebenfalls drei Expert*innen, 

davon zwei der vorgenannten, sehen die Interne Revision als treibende Kraft zur 

Einrichtung eines ganzheitlichen und ressortweiten Risikomanagements (Auswertung 36). 

Dies wurde in den Interviews beispielsweise folgendermaßen ausgedrückt: „Wir werden 

auch ein Trigger sein, um dort oder da den Ansatz eines professionellen Risikomanage-

ments in die Wege zu leiten“ (Auskunft 13). Aus einer näheren Untersuchung geht hervor, 

dass die vier in diesem Absatz erwähnten Internen Revisionen auch Prüfungen der 
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Zukunftssicherung nach Lück (2001a) durchführen und damit in ihrer prüfenden Rolle 

ebenso ein hohes Engagement im Risikomanagement zeigen (Auswertungen 35, 36). 

 

Die Mehrzahl der Expert*innen vertrat die Ansicht, dass jede Prüfung oder begleitende 

Kontrolle einen beratenden Charakter haben sollte (Auswertung 36). In einem Interview 

wurde beispielsweise geäußert, dass es die Interne Revision als Aufgabe sieht, „bei 

Prüfungen halt hinzuweisen: Achtung in dem Prüfgebiet gibt es auch ein Risiko und das 

wird jetzt nicht mit einem Kontrollsystem, nicht durch Regelungen, gar nicht bedacht, weil 

es gar nicht bewusst ist“ (Auskunft 14). Einen ausgedehnten Beratungsansatz plant eine 

Interne Revision, in der eine Organisationsberatung als Kompetenzbereich eingerichtete 

werden soll. Dieser Bereich soll vor allem die Umsetzung von Empfehlungen der Internen 

Revision koordinierend unterstützen (Auswertung 36). 

 

Anders als zur prüfenden und zur beratenden Rollenerfüllung konnte nicht bei allen 

Internen Revisionen im Sample eine integrierende Rollenerfüllung festgestellt werden. In 

jenen Ressorts, in denen ein Risikomanagement institutionalisiert ist, gingen aus den 

Auskünften der Expert*innen Zusammenarbeitsformen von Interner Revision und Risiko-

management nicht hervor. In einem Ressort meldet allerdings die Interne Revision in das 

Berichtssystem des institutionalisierten Risikomanagements laufend ein und ist auch 

Empfänger von Berichten des Risikomanagements (Auswertung 37).  

 

Integrierende Ansätze sind in den Ressorts des Sample jedoch hinsichtlich einzelner 

Risikofelder feststellbar. So werden von sechs Internen Revisionen begleitende Kontrollen 

durchgeführt (Auswertung 38). Sie sind nach den Auskünften der Expert*innen in den 

einzelnen Internen Revisionen unterschiedlich ausgestaltet, betreffen jedoch durchwegs 

noch nicht abgeschlossene Gebarungsfälle. Überwiegend handelt es sich dabei um 

geplante Auszahlungen, meist ab definierten Wertgrenzen, für Förderungen oder 

Beschaffungen. Die Internen Revisionen erhalten diese Gebarungsfälle vor dem Zahlungs-

vollzug zur Stellungnahme oder sie wählen derartige Fälle aktiv zur Kontrolle aus. 

Kontrolliert werden das ordnungsgemäße und rechtmäßige Zustandekommen und die 

inhaltliche Plausibilität des Gebarungsfalls. Die Kontrollen zielen darauf ab, das Risiko 

einer ungerechtfertigten Auszahlung und somit das Entstehen eines finanziellen Schadens 

zu reduzieren. Begleitende Kontrollen werden in der vorliegenden Arbeit dem originären 

Aufgabengebiet der ersten oder zweiten Linie im Drei-Linien-Modell (IIA, 2020) zugeordnet 

(siehe dazu die Diskussion in Kapitel 7). Sie zählen damit nicht zum Kernaufgabengebiet 

einer Internen Revision, stellen jedoch in vier der sechs Internen Revisionen, die diese 

Kontrollen durchführen, nach Angaben der Expert*innen einen wesentlichen Teil des 

Aufgabengebietes dar (Auswertung 38). 

 

Drei Interne Revisionen im Sample sind nach erteilten Auskünften für das Compliance 

Management oder die Korruptionsprävention zuständig (Auswertung 39). Auch diese Auf-

gabenwahrnehmung wird in der vorliegenden Arbeit einer integrierenden Rolle zugeordnet. 

Fünf weitere Expert*innen, deren Interne Revisionen nicht mit dem Compliance Manage-



 

94 

ment beauftragt sind, berichteten von engen Kontakten mit der für Compliance-Angelegen-

heiten zuständigen Stelle. Vier von den zuletzt genannten Internen Revisionen und eine 

weitere führen auf Anforderung auch Deliktsrevisionen durch (Auswertung 39).  

 

Die Expert*innen wurden in den Interviews befragt, wie sie zu einer hypothetischen 

Integration eines Risikomanagements unter die verantwortliche Leitung der Interne 

Revision stehen würden. In einem Interview wurde diese Möglichkeit als derzeit zu abstrakt 

eingeschätzt. Fünf Expert*innen hielten eine Integration beider Funktionen für nicht 

vereinbar mit der Unabhängigkeit und Objektivität der Internen Revision. Sie verwiesen 

darauf, dass dies entweder zu einer Selbstprüfung oder zu einem prüfungsfreien Raum in 

Bezug auf das Risikomanagement führen würde; dass dadurch Kapazitäten der Internen 

Revision für Aufgaben gebunden würden, die prozessintegriert in der Linie besser 

wahrgenommen werden könnten; und dass ein organisatorisch eigenständiges Risiko-

management einen höheren Stellenwert hätte (Auswertung 41). Exemplarisch für die 

geäußerten Bedenken steht folgende Aussage:  

Weil ich ja ein gewisses Problem darin sehe, dass man die Aufgaben im Bereich 

Risikomanagement in der Revision ansiedelt. Auch wenn man es reduziert auf die 

Rolle Koordination, ( … ) ist es natürlich dann im konkreten Doing schwierig nicht 

in eine stärkere Rolle hineinzuschlittern. ( ... ) Weil gerade, wenn es noch wenige 

Vorerfahrungen gibt in den Fachbereichen - wie macht man das, wie definiert man 

Risiko, was ist überhaupt ein Risiko, wie wählt man es aus, wie priorisiert man es, 

ob es überhaupt ein kleines oder ein großes Risiko ist, da muss man dann ( … ) 

schon relativ tief mitwirken und ( … ) das macht dann natürlich Probleme, weil man 

sich dann potenziell auf Prüffelder für die Zukunft begibt. (Auskunft 15) 

 

Hingegen hielten vier Expert*innen ein verantwortliches Engagement der Internen Revision 

im Risikomanagement für denkbar. Als Bedingungen dafür wurden genannt, dass im 

Ressort sonst keine kompetente Stelle vorhanden sein dürfte, die diese Aufgabe 

übernehmen könnte; dass eine derartige Lösung transparent und dokumentiert erfolgen 

müsste; dass beide Funktionen unvoreingenommen und rechtskonform wahrgenommen 

werden müssten; und dass eine organisatorische Trennung beider Funktionen innerhalb 

der Internen Revision erfolgen müsste (Auswertung 41). Folgende Aussage kann als 

Beispiel für die vertretene Ansicht gelten, dass eine Integration von Risikomanagement 

und Interner Revision in einer Organisationseinheit möglich wäre: 

Wenn das Know-how nicht da ist und du hättest aber in der Revision Leute, die sich 

ein bisschen auskennen mit dem Risikomanagement, ( … ) wird es sehr 

naheliegend sein, dass man sich als Organisation dieses Wissen nutzbar macht 

und halt sozusagen in diesem Aufbau das mitentwickelt. Wenn natürlich diese 

andere Situation ist, dass man ( … ) Know-how einkauft oder tatsächlich dieses 

Know-how aus Dienststellen auch ohne Revision da ist, dann wird man sicher die 

Revision nicht unbedingt brauchen. Natürlich ist es ein Problem, wenn ich 

mitgestalte, und ich werde das nachher prüfen müssen. Und da glaube ich halt 

persönlich, das ist sehr situativ zu entscheiden, was da der richtige Zugang ist. 

Wenn es dokumentiert wird und bei bestimmten Prüfungen das transparent 

dargestellt wird, ist es aber überhaupt kein Problem. (Auskunft 16) 
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Die Rollenerfüllung der Internen Revisionen in der Bundesverwaltung wird nach Auskunft 

der Expert*innen nur vereinzelt und nur im Rahmen von bilateralen persönlichen Kontakten 

zwischen Leiter*innen der Internen Revisionen diskutiert. Ein strukturierter Austausch 

zwischen allen Internen Revisionen der Bundesverwaltung erfolgte in den letzten Jahren 

nicht mehr. In einem Interview wurde vielmehr eine Auseinanderentwicklung der Internen 

Revisionen im Bund festgestellt. Mit zwei Ausnahmen gaben die befragten Expert*innen 

an, dass sie einen überwiegenden Nutzen in einer Vernetzung sehen würden. Die 

Nutzenerwartungen reichen dabei von der Möglichkeit des gegenseitigen Lernens; über 

eine mögliche Formulierung einer gemeinsamen Vision, die auch die Stellung der Internen 

Revision im Risikomanagement behandeln könnte; bis hin zur gegenseitigen Abstimmung 

einzelner Prüfthemen, um eine bundesweite Sicht darauf zu erhalten (Auswertung 43). In 

einem Interview wurde dazu Folgendes geäußert:  

Es hätte durchaus einen Sinn, gemeinsam diese Profession neu zu denken oder 

zumindest weiterzuentwickeln, sich gemeinsam Schritt für Schritt in die richtige 

Richtung weiterzuentwickeln, auch in dem Bereich einer vernünftigen Zusammen-

arbeit im Bereich des Risikomanagements – wie gehen wir hier vor, wie sind wir 

abgegrenzt. (Auskunft 17) 

 

Die in den Abschnitten dieses Kapitels dargestellten Ergebnisse bilden den Ausgangspunkt 

für die im folgenden Kapitel geführte Diskussion. Dabei können jedoch nicht alle 

angeführten Ergebnisse aus der Auswertung des Untersuchungsmaterials berücksichtigt 

werden. Soweit dies nicht möglich ist, unterstreichen die dargestellten Ergebnisse den 

beschreibenden Charakter der durchgeführten Fallstudie. Sie sollen auch Anhaltspunkte 

für Forschungsarbeiten geben, die an die vorliegende Arbeit anschließen könnten. 
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7. Diskussion der Ergebnisse 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die von den Internen Revisionen in den österreichischen 

Bundesministerien internalisierten Rollen im Risikomanagement und die für das Rollen-

verhalten wesentlichen Faktoren zu beschreiben. Der Abschnitt 4.5. formuliert dieses Ziel 

in einer Forschungsfrage und leitet daraus drei Detailfragen ab. Diese Detailfragen werden 

nachfolgend im Zuge einer Diskussion von Ergebnissen aus der empirischen Erhebung, 

die in Kapitel 6 dargestellt sind, beantwortet.  

 

Zunächst soll der Frage nachgegangen werden, wie das Risikomanagement in den öster-

reichischen Bundesministerien ausgestaltet ist. Ein Risikomanagement baut auf einem 

entwickelten Risikobewusstsein auf und verfügt über besondere Strukturen, Prozesse, und 

Instrumente (Diederichs, 2017; Romeike & Hager, 2020). Diese Elemente werden in der 

vorliegenden Arbeit als die primären Bestimmungselemente eines Risikomanagements 

angesehen. Auch wenn ein Risikomanagement verschiedene Reifegrade aufweisen kann 

(Gleißner et al., 2019; Romeike & Hager, 2020), so erfordert es doch das Vorhandensein 

dieser grundlegenden Elemente. Bei einem hohen Reifegrad umfasst ein Risiko-

management die gesamte Organisation, es ist institutionalisiert und in das Führungs- und 

Managementsystem der Gesamtorganisation eingebunden (Diederichs, 2017; Gleißner, 

2011; Gleißner et al., 2019).  

 

Das Risikobewusstsein äußert sich in der aktiven Wahrnehmung der in einer Organisation 

bestehenden Risiken und in der Art, wie diese gemanagt werden (Hirsch et al., 2020). In 

den Ressorts des Sample ist durchwegs die Wahrnehmung der von Budäus und Hilgers 

(2009) beschriebenen institutionellen Risiken, gesellschaftlichen Risiken, und System-

risiken festzustellen. Unterschiede ergeben sich jedoch hinsichtlich der Art des 

Managements dieser Risiken. In der deutlichen Mehrzahl der Ressorts ist eine Perspektive 

erkennbar, die vorwiegend auf Maßnahmen zur Gewährleistung von „Schutz und 

Sicherheit“ und damit auf die Risikosteuerung gerichtet ist. Die Perspektive eines 

Risikomanagements, das bei einer alle Organisationsebenen, Aufgabenbereiche, und 

Prozesse einbeziehenden Risikoanalyse ansetzt und dabei gleichen Standards folgt 

(Berger, 2015), findet in nur wenigen Ressorts einen Niederschlag in den Strukturen, 

Prozessen und eingesetzten Instrumenten.  

 

Von den zehn Ressorts des Sample verfügen zwei über ein ressortweit institutionalisiertes 

Risikomanagement. Im einen Fall liegt die Personalausstattung der leitenden und 

koordinierenden Stelle deutlich unter der vorgesehenen Stärke und im anderen Fall ist 

diese Stelle personell nicht besetzt. Es kann daher angenommen werden, dass beide 

Risikomanagementsysteme noch nicht vollständig etabliert sind. Darauf, dass auch eine 

Integration in das Governance-System der Ressorts noch aussteht, weist eine bislang 

fehlende strukturierte Zusammenarbeit mit den Internen Revisionen hin. Ein enger 

Austausch zwischen Risikomanagement und Interner Revision wird jedoch als wesentlich 

angesehen (Henrizi, 2020; Hilb, 2019; IIA, 2020), um Risiken zu erörtern; geplante 

Revisionen, Projekte und sonstige Aktivitäten zu besprechen; und das Berichtswesen 

abzustimmen (DIIR & RMA, 2020). 
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Von den verbleibenden acht Ressorts des Sample ist in einem Ressort ein Risiko-

management auf einen Fachbereich bezogen eingerichtet. In diesem Ressort bestehen 

unter Beteiligung der Internen Revision Bestrebungen, die Erfahrungen aus einem derzeit 

stattfindenden Aufbau eines Compliance Managementsystems für den Ausbau der 

Strukturen im Risikomanagement zu nutzen. Damit würde bereits in der Aufbauphase die 

Perspektive einer weiteren Governance-Funktion berücksichtigt. Gleißner et al. (2019) 

halten es für notwendig, Perspektiven eines Controllings, eines Qualitätsmanagements, 

eines Internen Kontrollsystems, und eines Compliance Managements in ein Risiko-

management einzubeziehen, um es umfassend gestalten zu können. Auch Romeike und 

Hager (2020) sehen es als einen wesentlichen Grundsatz an, beim Aufbau eines 

Risikomanagements auf bestehende Organisationssysteme dieser Art zurückzugreifen.  

 

In zwei weiteren der acht zuletzt genannten Ressorts sind Ansätze einer organisations-

weiten und integrierten Systembildung vorhanden. In einem dieser Ressorts wird eine 

Herauslösung der bis vor kurzem durch die Interne Revision in Projektform erarbeiteten 

und betriebenen Strukturen im Risikomanagement in eine eigenständige Organisations-

einheit diskutiert. Diese Diskussion orientiert sich an der vom IIA (2009) gegebenen 

Empfehlung, nach der die Mitwirkung einer Internen Revision beim Aufbau eines 

Risikomanagements zeitlich beschränkt sein sollte und ein Zeitpunkt für Übergabe der 

Verantwortung an das Management zu vereinbaren wäre. Das „Positionspapier Interne 

Revision und Risikomanagement“ des DIIR und der RMA (2020) befasst sich breiter mit 

Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen Risikomanagement und Interner Revision 

und könnte in dieser Diskussion zusätzliche Aspekte eröffnen. Im zweiten dieser Ressorts 

ist eine Organisationseinheit für die zentrale Koordination des Risikomanagements in der 

Geschäftseinteilung als zuständig festgelegt. Eine Fülle von weiteren, dieser 

Organisationseinheit zugeordneten Aufgaben, könnte ein Grund dafür sein, dass die 

Wirksamkeit dieser Struktur im Risikomanagement bislang kaum wahrgenommen wird.  

 

Die von Schuh bereits im Jahr 2014 getroffene Feststellung, dass ein gesamthaftes Risiko-

management in der österreichischen Bundesverwaltung nur selten anzutreffen ist, gilt 

somit unverändert. Der erhoffte Aufwind durch internationale Finanzkrisen und die zweite 

Etappe der Haushaltsrechtsreform im Jahr 2013 (Schuh, 2014) ist bislang kaum spürbar, 

sodass sich der von Theuermann et al. (2017) und vom Rechnungshof Österreich (2020) 

festgestellte Nachholbedarf gegenüber dem erwerbswirtschaftlichen Sektor in der 

vorliegenden Arbeit bestätigt.  

 

Die meist fehlende Institutionalisierung und Integration eines ressortweiten Risikomanage-

ments in die Führungs- und Steuerungsstrukturen überlässt die Risikosteuerung der 

fachlich ausgerichteten Linienorganisation. Verbindliche fachliche Vorgaben haben dabei 

im Regelfall eine hohe Bedeutung. Motel und Richter (2016) geben zu bedenken, dass 

eine Steuerung von Risken, die im Kern auf der Einhaltung von Regeln beruht, ein gesamt-

haftes Risikomanagement nicht ersetzen kann. Auch Schmid (2018) sieht eine Risiko-

steuerung entlang der Aufbauorganisation als nicht zielführend an, „weil sich Risiken nicht 

an aufbauorganisatorische Strukturen halten“ (S. 254). Auf dem Weg zu einem den 

internationalen Standards entsprechenden ressortweiten Risikomanagement könnten 
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fachbereichsübergreifend eingerichtete Funktionen wie ein Budget- und Wirkungs-

controlling, Datenschutzbeauftragte, oder ein Compliance Management, die sich 

durchwegs in den Ressorts finden, wichtige Ankerpunkte sein. Das DIIR (2018b) ordnet 

diese Funktionen dem „Risikomanagement im weiteren Sinn“ (S. 3) zu.  

 

Eine Risikosteuerung in der öffentlichen Verwaltung sollte nach Ansicht von Schmid (2018) 

jedoch nicht nur ressortweit, sondern nach Schweizer Vorbild behördenübergreifend und 

damit bundesweit erfolgen. Auch in den Interviews wurde diese Ansicht von Expert*innen 

geäußert. Ressortübergreifende Strukturen sind in der österreichischen Bundesverwaltung 

beispielsweise in den vom Haushaltsrecht umfassten Aufgaben des Budget-, Personal- 

und Wirkungscontrollings oder in Form des nationalen Sicherheitsrates zu finden. Sie 

könnten Vorbild oder Rahmengerüst für ein gesamthaftes bundesweites Risiko-

management sein. Diese Strukturen sind in Rechtsmaterien festgelegt. Damit bestätigt sich 

die beispielsweise von Öhlinger und Eberhard (2019) oder Schütz (2009) getroffene 

Feststellung, dass den staatlichen Verwaltungen auch im nicht hoheitlichen Bereich ein an 

Gesetze gebundenes Handeln eigen ist. Trotzdem stehen die Expert*innen der Internen 

Revisionen einer gesetzlich verpflichtenden Einführung eines Risikomanagements im 

staatlichen Sektor teilweise zurückhaltend gegenüber. Unter anderem geht aus den 

zurückhaltenden Stellungnahmen der von Hirsch et al. (2020) geäußerte Hinweis hervor, 

dass die Einführung eines Risikomanagements einen Prozess zur Entwicklung einer 

Risikokultur erfordert, um zu verhindern, dass eine „instrumentelle Fassade“ (S. 178) 

entsteht. Der Anstoß für eine breit angelegte Einführung eines Risikomanagements in 

staatlichen Verwaltungen kam zuletzt allerdings vom Gesetzgeber. So geht die Einführung 

eines Risikomanagements auf Bundesebene in der Schweiz auf ein Bundesgesetz zurück 

(Hirsch et al., 2020; Schmid, 2018) und auch in Deutschland stellt sich eine Änderung des 

Haushaltsrechts auf kommunaler Ebene als Treiber von Entwicklungen im Risiko-

management heraus (Schmid, 2018). 

 

Die Frage nach der Ausgestaltung des Risikomanagements in den österreichischen 

Bundesministerien muss zusammenfassend differenziert beantwortet werden. Die 

vorliegende Arbeit zeigt eine Bandbreite, an deren einem Ende ein in Einzelfällen an 

zentraler Stelle institutionalisiertes Risikomanagement steht, das jedoch eine volle 

Integration in das Führungs- und Steuerungssystem noch nicht erreicht hat. Am anderen 

Ende befindet sich die Mehrheit der Ressorts, die fachspezifische Risiken in der Linie und 

fachbereichsübergreifende Risiken mit Hilfe eingerichteter Funktionen wie einem Budget-

controlling oder einem Compliance Management steuert. Dazwischen sind einzelne unter-

schiedlich entwickelte Ansätze zur Institutionalisierung und Integration eines Risiko-

managements in das Führungs- und Steuerungssystem feststellbar. Eine über die 

organisatorischen Grenzen der einzelnen Bundesministerien hinausgehende Risiko-

steuerung ist in Insellösungen zu einzelnen Risikokategorien wie Budget- oder Sicherheits-

risiken umgesetzt. Im Verhältnis zum erwerbswirtschaftlichen Sektor muss für die 

österreichische Bundesverwaltung der bereits festgestellte Aufholbedarf im Risiko-

management (Rechnungshof Österreich, 2020; Theuermann, 2017) bestätigt werden. Eine 
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an die vorliegende Arbeit anschließende Forschung, die auch Verantwortliche im Risiko-

management einbezieht, könnte fördernde und hemmende Faktoren näher identifizieren 

und so Beiträge zur weiteren Entwicklung leisten. 

 

Der oben angeführte Befund zum Risikomanagement ist Ausgangspunkt für die zweite zu 

beantwortende Frage nach den Rollen, welche die Internen Revisionen im Risiko-

management der Bundesministerien internalisiert haben. Das in Abschnitt 4.5. vorgestellte 

Modell der Bestimmungselemente trifft dazu eine Unterteilung in eine prüfende, eine 

beratende, und eine integrierende Rolle. Nach den in Kapitel 6 dargestellten Ergebnissen 

erfüllen alle Internen Revisionen im Sample prüfende und auch beratende Rollen, 

allerdings in unterschiedlichen Ausprägungen. Acht der Internen Revisionen nehmen 

zudem eine integrierende Rolle im Risikomanagement ihres Ressorts wahr. Die 

Abbildung 17 gibt einen Überblick über diese Einordnung, die nachfolgend näher erläutert 

wird. Die Darstellung erfolgt dabei in Anlehnung an den vom IIA (2009) vorgestellten und 

in Abschnitt 4.4. näher erläuterten Fächer. Nachdem die Diskussion der Rollen in der 

gegenständlichen Arbeit auf die Rollenkategorien abstellt, bleiben die in der Original-

darstellung des IIA (2009) angeführten, den einzelnen Rollenkategorien zugeordneten 

Aufgaben in Abbildung 17 außer Ansatz. 

 

Abbildung 17: Rollenerfüllung der Internen Revisionen im Risikomanagement 

 

Quelle: In Anlehnung an IIA, 2009, S. 4 

 

Die Durchführung von Prüfungen stellt das Hauptaufgabengebiet einer Internen Revision 

dar (Eulerich & Lenz, 2020b; Peemöller, 2011). Auch in Bezug auf das Risikomanagement 

ist die Wahrnehmung einer prüfenden Rolle die vorrangige Aufgabenstellung einer Internen 

Revision (DIIR, 2018b; IIA, 2009; Peemöller, 2007). Wie aus Abbildung 17 hervorgeht, 

haben alle Internen Revisionen des Sample diese Rolle internalisiert. Sie sind im Segment 

der prüfenden Rolle in einer Gruppe von drei Fällen und in einer Gruppe von sieben Fällen 
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angeordnet. Grund dafür ist ein erkennbarer Unterschied in Art und Umfang der Prüfungen. 

Nach der IIARF (2011) sollte eine Interne Revision möglichst alle Prüfungsleistungen 

erbringen, die das IIA (2009) einer prüfenden Rolle im Risikomanagement zuordnet, um 

eine angemessene Sicherheit für die Wirksamkeit des Risikomanagements geben zu 

können. Eine dieser Prüfungsleistungen ist „Reviewing the management of key risks“ 

(Abbildung 10). In der neueren Kategorisierung der Revisionstätigkeit nach Lück (2001a) 

entspricht dies einer Prüfung der Zukunftssicherung. Sie untersucht, ob das Management 

geeignete Maßnahmen getroffen hat, um existenzgefährdende Entwicklungen rechtzeitig 

zu erkennen, insbesondere ob ein Risikomanagement eingerichtet ist und wirksam 

betrieben wird (Egner, 2011; Lück, 2001a). Aus sieben Interviews ging die Durchführung 

derartiger Prüfungen deutlich hervor. Diese sieben Internen Revisionen sind daher zu einer 

Gruppe zusammengefasst dargestellt. Sie hebt sich von den drei Internen Revisionen ab, 

bei denen eine Prüfung der Zukunftssicherung eher schwach ausgeprägt ist. Auf 

erkennbare Wechselwirkungen zwischen der von einer Internen Revision wahrge-

nommenen prüfenden Rolle im Risikomanagement und ihrer Positionierung in der 

Aufbauorganisation wird weiter unten bei der Diskussion zur dritten Detailfrage näher 

eingegangen. Die Untersuchungsergebnisse der vorliegenden Arbeit bestätigen insgesamt 

die von Finz (2012) getroffene Feststellung, wonach die Internen Revisionen in den 

Bundesministerien einen „risikoorientierten Prüfungsansatz“ (S. 3 ) verfolgen. Die 

Prüfungen aller Internen Revisionen im Sample sind an Risiken ausgerichtet und ent-

sprechen der von Lück (2001a) beschriebenen Risikoprüfung. 

 

In Hinblick auf die beratende Rolle der Internen Revisionen im Risikomanagement sind in 

Abbildung 17 drei Gruppen dargestellt. Die Zusammensetzung dieser Gruppen zeigt keine 

Abhängigkeiten von den Gruppen, die hinsichtlich der prüfenden Rolle gebildet wurden. In 

der Kategorie der beratenden Rolle ist nach dem Modell des IIA (2009), das der 

Abbildung 17 zugrunde liegt, auch die Positionierung innerhalb des Segments bedeutsam. 

Je weiter rechts eine Interne Revision in diesem Segment angeordnet ist, desto 

weitreichender ist die Beratungstätigkeit und desto umfangreicher müssen die Vor-

kehrungen sein, um ihre Unabhängigkeit und Objektivität zu gewährleisten (IIA, 2009). Aus 

Abbildung 17 geht zunächst hervor, dass alle Internen Revisionen im Sample Beratungen 

im Risikomanagement durchführen. Eine der Internen Revisionen im Sample unterstützt 

die Einführung eines Compliance Managements und beteiligt sich dabei an der Erarbeitung 

von Grundlagen, die für ein gesamthaftes, ressortweites Risikomanagement Bedeutung 

erlangen könnten. Sie ist in Abbildung 17 am weitesten rechts angeordnet. Aus den 

Interviews ging hervor, dass sich diese Interne Revision und zwei weitere als treibende 

Kräfte im Risikomanagement sehen. Diese beiden weiteren Internen Revisionen sind 

daher im Segment mittig positioniert. Die im Segment am weitesten links angeordneten 

sieben Internen Revisionen stellen, ebenso wie die bisher erwähnten, auf informelle 

Anfragen hin ihre Expertise zu konkreten Sachverhalten zur Verfügung oder geben 

beratende Auskünfte zu organisatorischen Themen, die Gegenstand von Prüfungen 

waren. Darüber hinausgehende Beratungsleistungen erbringen sie jedoch nicht. Die 

Erteilung von informellen Auskünften entspricht der gängigen Praxis (Bünis & Gossens, 

2020) und weist auf eine hohe Akzeptanz einer Internen Revision in der Organisation hin 

(Berwanger & Kullmann, 2012). Durch die Einschränkung der Beratungsleistungen auf 
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konkrete Sachverhalte können Vorkehrungen zur Sicherstellung der Unabhängigkeit 

gering gehalten werden (Peemöller, 2007). Dadurch, dass diese Beratungsleistungen 

durchwegs von den Leiter*innen der Internen Revisionen erbracht werden, ist die Bindung 

von Prüfressourcen gering. Damit wird der einhellig in der Literatur vertretenen Ansicht 

entsprochen, dass die Prüfungstätigkeit das Hauptaufgabengebiet der Internen Revision 

darstellt und nicht unter den Beratungsleistungen leiden sollte (Amling & Bantleon, 2012; 

Eulerich, 2018; Hunecke & Henke, 2006). Angesichts des eher geringen Reifegrades des 

Risikomanagements im Großteil der Ressorts scheint jedoch eine Diskussion der geringen 

Ressourcenbindung für Beratungsleistungen im Risikomanagement angebracht. Diese 

Diskussion wird zur dritten Frage weiter unten geführt.  

 

Neben den angeführten, eher konkreten Beratungsleistungen, schreiben die Internen 

Revisionen im Sample den durchgeführten Prüfungen generell einen beratenden 

Charakter zu. Die Ansicht, dass Prüfungsleistungen, in denen Verbesserungsvorschläge 

gemacht werden, immer auch Beratungsleistungen darstellen, wird in der Literatur 

mehrfach vertreten (z. B. von Berwanger & Kullmann, 2012; Egner, 2011; Peemöller, 

2011). Die Stewardship-Theorie liefert für diese Ansicht das theoretische Grundkonzept 

(Eulerich & Velte, 2013). Ein Steward sieht sich danach als ein an den Zielen der 

Organisation ausgerichteter Akteur, der durch ein kollektivistisches Handeln den höchsten 

Nutzen für die Organisation anstrebt (Davis et al., 1997). Eine Interne Revision, die nach 

diesen Grundsätzen handelt, nimmt vorrangig eine unterstützende Haltung ein (Eulerich, 

2018). Diese unterstützende Haltung entspricht einem Selbstverständnis der Internen 

Revisionen im Sample, das aus den Interviews zur vorliegenden Arbeit deutlich hervorging. 

 

Der Erfüllung einer integrierenden Rolle im Risikomanagement werden in der vorliegenden 

Arbeit Aufgaben einer Internen Revision zugeordnet, die nicht ihren Kernaufgaben der 

Prüfung und der Beratung entsprechen, die jedoch Beiträge zum Management von Risiken 

leisten. In der Literatur (z. B. DIIR, 2020; Schubiger et al., 2021) wird dabei vor allem auf 

das Zusammenwirken der Internen Revision mit den im Drei-Linien-Modell (IIA, 2020) 

angeordneten Governance-Funktionen abgestellt. Das DIIR (2018b) verwendet 

demgemäß den Begriff des „Risikomanagementsystems im weiten Sinn“ (S. 3) und bezieht 

darin alle Managementfunktionen ein, die mit der Steuerung von Risiken befasst sind. 

Zwischen dem in zwei Ressorts des Sample institutionalisierten Risikomanagement und 

der jeweiligen Internen Revision konnte eine engere Zusammenarbeit nicht festgestellt 

werden. Wird die Perspektive allerdings auf alle Governance-Funktionen ausgeweitet, so 

erfüllen acht der zehn im Sample befindlichen Internen Revisionen eine integrierende 

Rolle. Fünf führen begleitende Kontrollen durch und zwei nehmen die Verantwortlichkeit 

für das Compliance Management im jeweiligen Ressort wahr. Eine Internen Revision ist 

mit beiden dieser Aufgaben befasst, sie ist in Abbildung 17 gesondert dargestellt. Die 

anderen sieben Internen Revisionen sind in zwei Gruppen entsprechend der Wahr-

nehmung dieser beiden Aufgaben angeordnet. Die Zusammensetzung der Gruppen in der 

Kategorie der integrierenden Rolle zeigt keine Zusammenhänge mit den Gruppen in den 

beiden anderen Kategorien. Es ist daher davon auszugehen, dass die Internen Revisionen 

im Sample eine integrierende Rolle unabhängig von einer prüfenden oder einer beratenden 

Rolle wahrnehmen. 



 

102 

Begleitende Kontrollen können aufgrund ihrer Gegenwartsorientierung; ihrer Integration in 

Arbeitsabläufe; und ihrer Zielrichtung, Fehler zu verhindern, den prozessabhängigen 

Kontrollen zugeordnet werden (Amling & Bantleon, 2007; Bungartz, 2020; Freidank, 2019; 

Knapp, 2009). Sie stellen damit Maßnahmen des Internen Kontrollsystems dar, das nach 

Bungartz (2020) Teil des Risikomanagementsystems ist. Im Drei-Linien-Modell (IIA, 2020) 

wären begleitende Kontrollen den Überwachungsaufgaben zuzuordnen, die von der ersten 

oder zweite Linie wahrgenommen werden. Die Interne Revision ist in diesem Modell als 

prozessunabhängige dritte Linie angeordnet (IIA, 2020) und in dieser Position grund-

sätzlich nicht mit der Erbringung prozessabhängiger Leistungen befasst. Führt eine Interne 

Revision begleitende Kontrollen durch, so stellt dies eine Form der Zusammenarbeit mit 

den ersten beiden Linien des Modells dar, die in der vorliegenden Arbeit der integrierenden 

Rollenerfüllung zugerechnet wird.  

 

Abweichend von der vorliegenden Arbeit weist Berger (2011) den begleitenden Kontrollen 

einen hohen Beratungscharakter zu und vertritt die Ansicht, dass die Rolle der Internen 

Revision dabei über eine Beratung nicht hinausgehen darf. Nach den Auskünften der 

Expert*innen ist jedoch, ebenso wie dies von Amling und Bantleon (2007) beschrieben 

wird, das Aufdecken von Fehlern ein wesentlicher Aspekt von begleitenden Kontrollen. 

Eine Zuordnung zur beratenden Rollenerfüllung wäre daher für die Zwecke der 

vorliegenden Arbeit nicht passend. 

 

Die in der vorliegenden Arbeit durchgeführten Untersuchungen zeigen unterschiedliche 

Zugänge der Internen Revisionen zu begleitenden Kontrollen. Interne Revisionen, die 

damit nicht beauftragt sind, sehen in einer Prüfung der vorgelagerten Systeme einen 

Beitrag zum Risikomanagement mit höherer Wirksamkeit. Von einem Teil der mit der 

Durchführung begleitender Kontrollen beauftragten Internen Revisionen werden sie 

aufgrund ihrer präventiven Wirkung uneingeschränkt positiv bewertet. Ein anderer Teil hat 

allerdings Bedenken hinsichtlich des hohen Ressourceneinsatzes im Verhältnis zur 

erzielbaren Wirkung. Berger (2011) zählt begleitende Kontrollen zu den „revisionsfremden 

Tätigkeiten“ (S. 43) und hält sie bei betraglich hohen Gebarungsfällen für sinnvoll, sie 

sollten aber nach seiner Ansicht nicht das Hauptaufgabengebiet einer Internen Revision 

darstellen. Damit vertritt er die in der Literatur gefestigte Ansicht, dass die Durchführung 

von Prüfungen das Hauptaufgabengebiet einer Internen Revision ist und dass dafür 

angemessene Ressourcen verfügbar bleiben sollten (Amling & Bantleon, 2012; Eulerich, 

2018; Hunecke & Henke, 2006). 

 

Am Thema der begleitenden Kontrolle zeigt sich die mit der Erfüllung einer integrierenden 

Rolle verbundene Problematik von Interessenskonflikten für eine Interne Revision. Der 

unterschiedliche Zugang der Internen Revisionen zur Wirksamkeit und Effizienz 

begleitender Kontrollen würde eine objektive Prüfung nahelegen. Führt jedoch eine Interne 

Revision diese Maßnahmen selbst durch, kann sie nach einer einheitlich in der Literatur 

vertretenen Ansicht (Amling & Bantleon, 2007; Bünis & Gossens, 2020; DIIR, 2019) eine 

unabhängige und objektive Prüfung nicht vornehmen. Gleich wie bei der Wahrnehmung 

einer beratenden Rolle sollte eine Interne Revision daher bei der Wahrnehmung einer 

integrierenden Rolle in Abstimmung mit dem Leitungsorgan Vorkehrungen treffen, die ihre 
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Objektivität im Fall einer durchzuführenden Prüfung gewährleisten (DIIR & RMA, 2020; 

Eulerich & Lenz, 2020b). 

 

Die Übernahme der Verantwortlichkeit für das Compliance Management durch drei Interne 

Revisionen im Sample wird in der vorliegenden Arbeit ebenfalls einer integrierenden Rolle 

im Risikomanagement zugeordnet. Die Verantwortlichkeit für das Compliance-Manage-

ment liegt nach dem Drei-Linien-Modell (IIA, 2020) bei der zweiten Linie (Eulerich, 2020). 

Nimmt eine interne Revision die Funktion eines Compliance Officers (Buderath, 2006; 

Peemöller & Kregel, 2014) oder einer Whistleblowing-Stelle (Hofmann, 2011; Peemöller & 

Kregel, 2014) wahr, so kann dies ebenso zu Interessenskonflikten führen (Buderath, 2010; 

Wilflingseder, 2011). Eine von einer Internen Revision betriebene Fraud-Hotline sollte 

daher nicht von ihr geprüft werden (Hofmann, 2011). Gleich wie bei der begleitenden 

Kontrolle verlangt daher die Übernahme der Compliance-Funktion Vorkehrungen, um eine 

Beeinträchtigung der Objektivität von Internen Revisor*innen zu vermeiden. Fellmann 

(2011) verweist darauf, dass Compliance-Aktivitäten die Akzeptanz einer Internen Revision 

bei der obersten Leitung erhöhen und steht einer Mitwirkung der Internen Revision in 

diesem Aufgabenbereich offen gegenüber, wenn sonst keine Organisationseinheit 

verfügbar ist, die dieses Aufgabengebiet wahrnehmen könnte. Eulerich (2018) zieht eine 

Parallele zum Risikomanagement und plädiert generell für eine Förderung der Compliance-

Funktion durch die Interne Revision. Eine Zusammenarbeit ermöglicht die Nutzung von 

Synergieeffekten bei den Überwachungsaufgaben, sie sollte jedoch so gestaltet sein, dass 

diese Funktion noch Prüfobjekt einer Internen Revision sein kann (Eulerich, 2018, 

Wilflingseder, 2011). Insgesamt ist das Compliance Management jene Governance-

Funktion, mit der die meisten Internen Revisionen im Sample eine enge Zusammenarbeit 

pflegen, soweit sie dafür nicht ohnehin selbst verantwortlich sind.  

 

Die Frage nach den Rollen, welche die Internen Revisionen im Risikomanagement der 

Bundesministerien internalisiert haben, kann daher so beantwortet werden, dass alle 

Internen Revisionen im Sample eine prüfende Rolle erfüllen. Zukunftsgerichtete Prüfungen 

der Wirksamkeit des Risikomanagements sind jedoch nicht bei allen Internen Revisionen 

Teil der Rollenerfüllung. Alle Internen Revisionen nehmen auch eine beratende Rolle im 

Risikomanagement wahr. Diese Beratungen beschränken sich in den meisten Fällen auf 

Einzelauskünfte und auf beratende Prüfungen. In nur wenigen Ressorts wirken Interne 

Revisionen darüber hinaus als treibende Kräfte in der Entwicklung des Risikomanage-

ments. Schließlich erfüllt die deutliche Mehrheit der Internen Revisionen auch eine 

integrierende Rolle im Risikomanagement, indem sie begleitende Kontrollen durchführt 

und Verantwortlichkeiten im Compliance Management übernimmt. 

 

Eine in letzter Zeit diskutierte Erweiterung der Rolle einer Internen Revision durch eine 

Übernahme der Verantwortung für ein organisationsweites Risikomanagement (DIIR & 

RMA, 2020) hält der knapp überwiegende Anteil von Expert*innen für nicht vereinbar mit 

der Erbringung objektiver und unabhängiger Prüfungsleistungen im Risikomanagement. 

Knapp weniger als die Hälfte würde die Wahrnehmung einer Verantwortung im Risiko-

management jedoch für möglich halten, wenn die Voraussetzungen zur Vermeidung eines 

Interessenskonfliktes erfüllt wären und ein transparentes und dokumentiertes Vorgehen 
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erfolgen würde. Diesen beiden zunächst konträr erscheinenden Auffassungen ist gemein-

sam, dass der Objektivität und der Unabhängigkeit der Prüfungsleistungen ein hoher 

Stellenwert beigemessen wird. Die Akzentuierung dieser beiden konstituierenden 

Elemente einer Internen Revision (Mertenskötter et al., 2010) entspricht dem Verständnis 

von der Internen Revision, das aus den internationalen Berufsgrundlagen hervorgeht. Als 

Differenz zwischen den beiden Auffassungen verbleibt eine unterschiedliche Prioritäten-

setzung die einmal der prüfenden Rolle einer Internen Revision im Governance-System 

den Vorzug gibt und einmal der integrierenden. In einer Entscheidungssituation wird, wie 

dies in der Literatur (DIIR & RMA, 2020; IIARF, 2011; Peemöller, 2007) zum Ausdruck 

kommt, die Ressortleitung die Richtung bestimmen, wobei sie darauf achten sollte, 

Interessenskonflikte der Internen Revision zu vermeiden. Die von Oberndorfer (2013) 

beschriebene Arbeitsweise im politisch-administrativen System und die Beiträge von 

Dreitzel (1980) und von Matiaske et al. (2017) zur Rollentheorie geben Hinweise darauf, 

dass eine Interne Revision im Rahmen der ihr zugestandenen Gestaltungsräume an 

derartigen Entscheidungen mitwirken kann. In einem Ressort des Sample, in dem die 

soeben dargestellte Entscheidungssituation zurzeit besteht, bestätigt sich dies. 

 

Die dritte von der vorliegenden Arbeit zu beantwortende Frage ist jene nach den Faktoren, 

die das oben besprochene Rollenverhalten der Internen Revisionen im Risikomanagement 

bestimmen. Die aus der Literatur hervorgehenden und im Rahmen der vorliegenden Arbeit 

untersuchten Faktoren sind in Abschnitt 4.5. im Modell der Bestimmungselemente 

systematisch dargestellt. Drei dieser Faktoren, die Rollenerwartungen, die Positionierung, 

und die Kompetenzen, sind im Rahmen der Untersuchung besonders hervorgetreten. Sie 

werden nachfolgend näher diskutiert. 

 

Die Rollenerwartungen an die Interne Revision haben nach der Systematik von Dreitzel 

(1980) in Vollzugs-, Qualitäts- und Gestaltungsnormen ihren Ursprung. Zu den Vollzugs-

normen, die einen hohen Aufforderungscharakter haben (Matiaske et al., 2017), zählen die 

gesetzlichen Bestimmungen. Für die Internen Revisionen in der Bundesverwaltung sind 

die aus gesetzlichen Bestimmungen hervorgehenden Rollenerwartungen meist weit 

gefasst, und selbst die Einrichtung einer Internen Revision ist nur für zwei Ressorts 

gesetzlich verpflichtend geregelt. Fellmann (2011) und mit Verweis auf den öster-

reichischen Rechnungshof auch Gastinger (2011) plädieren für eine stärkere rechtliche 

Verankerung der Internen Revision. Dies erscheint sowohl im Lichte der von Cambers 

(2011) und dem IIA (2019b) angeführten Möglichkeit der politisch motivierten Einfluss-

nahme auf eine Interne Revision als auch im Lichte der Diskontinuitäten durch einen 

oftmaligen Wechsel der Ressortleitungen nachvollziehbar. Im Falle einer Überarbeitung, 

insbesondere der im BMG getroffenen Regelungen zur Internen Revision, könnte das für 

die Interne Revision im Justizressort geltende GOG Anhaltspunkte liefern. Es übernimmt 

Elemente der Wirkungsorientierung und berücksichtigt damit Überlegungen einer 

modernen Verwaltungsführung (Pollak, 2013). Grundlegende Standards der Internen 

Revision, wie eine entsprechende organisatorische Positionierung, sollten dabei ebenso 

berücksichtigt werden.  
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Zu den Qualitätsnormen können entsprechend der Systematik nach Dreitzel (1980) die 

internationalen Berufsgrundlagen gezählt werden. Gegenüber Vollzugsnormen haben sie 

einen geringeren Verpflichtungscharakter und lassen mehr Gestaltungsmöglichkeiten zu. 

Acht der zehn Internen Revisionen im Sample richten ihre Tätigkeit aufgrund einer 

Selbstverpflichtung (Tanksi, 2011) an den internationalen Berufsgrundlagen aus. Dies 

bestätigt die mehrfach in der Literatur vertretene Meinung (Angermüller, 2019; Fellmann, 

2011; IIA 2012, 2019; Schuh, 2012), dass ihre Anwendbarkeit auch im öffentlichen Sektor 

gegeben ist. Zwei Interne Revisionen halten davon abweichend die internationalen 

Berufsgrundlagen für nicht oder nicht vollständig auf die Aufgabenstellung der Internen 

Revision anwendbar. In einem dieser beiden Fälle wurde auf den Vorrang der jeweils bei 

einer Prüfung zu beachtenden materiellen Rechtsgrundlagen verwiesen. Die inter-

nationalen Berufsgrundlagen stehen dieser Ansicht nicht entgegen. Zum einen verweisen 

sie im Vorwort darauf, dass keine Bestimmung so ausgelegt werden soll, dass sie 

Gesetzen zuwiderläuft (DIIR, 2019). Zum anderen beziehen die internationalen 

Berufsgrundlagen an mehreren Stellen bestehende Gesetze und Vorschriften mit ein. 

Beispielsweise fordern sie im Standard 2120.A1 von einer Internen Revision, das 

Risikopotenzial in Bezug auf die Einhaltung von Gesetzen im Rahmen einer Prüfung zu 

bewerten (DIIR, 2019). Insoweit stellen die internationalen Berufsgrundlagen keine 

alternativen Maßstäbe zu materiellrechtlichen Bestimmungen dar. Dieterle (2018b) 

verweist allerdings darauf, dass durch das in der öffentlichen Verwaltung geltende Dienst-

recht einzelne Regelungen der internationalen Berufsgrundlagen, beispielsweise jene des 

Ethikkodex oder die Bestimmungen über Einstellung und Entlassung der Leitung der 

Internen Revision, eine eher untergeordnete Bedeutung haben. Obwohl auch die beiden 

zuletzt angeführten Internen Revisionen nach den Werten der internationalen Berufs-

grundlagen handeln, zeigt sich in ihrer Aufgabenwahrnehmung eine stärkere Orientierung 

an den Prüfungsmaßstäben der Ordnungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit und weniger am 

Maßstab der Zukunftsorientierung. Die aus Abbildung 17 hervorgehende Zweiteilung der 

Internen Revisionen hinsichtlich der Ausrichtung ihrer prüfenden Rolle auf eine Prüfung 

der Zukunftssicherung nach Lück (2001a) lässt sich aus dem unterschiedlichen 

Anwendungsumfang der internationalen Berufsgrundlagen jedoch nicht vollständig 

erklären.  

 

Einen wesentlichen Beitrag zur Erklärung eines unterschiedlichen Rollenverhaltens von 

Internen Revisionen können die Verhaltenserwartungen der einer Internen Revision über-

geordneten Leitungsebenen leisten (Eulerich & Lenz, 2020b). Dreitzel (1980) ordnet diese 

Erwartungen den Gestaltungsnormen zu. Sie bieten große Spielräume in der Rollen-

gestaltung und verlangen aktive Beiträge der Rolleninhaberin oder des Rolleninhabers 

(Matiaske et al., 2017). In der Bundesverwaltung kann die Ressortleitung als oberste 

Leitung und damit als wichtigster Stakeholder einer Internen Revision angesehen werden. 

Sie definiert entsprechend den Forschungsbeiträgen von Eulerich und Lenz (2020b) den 

Mehrwert, den eine Internen Revision schafft. Die Rollenerwartungen der Ressortleitung 

sind in der jeweiligen Geschäftseinteilung des Ressorts, in der jeweiligen Revisions-

ordnung und schließlich im Prüfungsplan schriftlich festgelegt. Diese Festlegung erfolgt 

nach bisherigen Erkenntnissen in Absprache mit der Leitung einer Internen Revision 

(IIARF, 2011; Schubiger et al., 2021), was ihr Möglichkeiten zur Selbstgestaltung eröffnet. 
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Die Forschungsergebnisse der vorliegenden Arbeit bestätigen diese Erkenntnisse. Die 

Selbstgestaltung einer Internen Revision wird daher im Regelfall Teil ihrer Rollenerfüllung 

sein.  

 

Die Erfüllung einer beratenden Rolle oder einer integrierenden Rolle im Risikomanagement 

zeigt sich allerdings in hohem Maße von den Verhaltenserwartungen der Ressortleitung 

abhängig. Eine beratende Rolle im Risikomanagement kann eine Interne Revision nur 

insoweit wahrnehmen als die oberste Leitung die Entwicklung des Risikomanagements 

unterstützt (IIA, 2009). Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit weisen darauf hin, dass 

seitens der Ressortleitungen kaum konkrete Erwartungen an die Internen Revisionen 

bestehen, an der Entwicklung eines ressortweiten, und ganzheitlichen Risikomanage-

ments beratend mitzuwirken. Angesichts des insgesamt eher gering einzustufenden 

Reifegrades des Risikomanagements könnte die Expertise der Internen Revision im 

Risikomanagement bei der Implementierung eines ressortweiten, in das Führungs- und 

Steuerungssystem integrierten Risikomanagements genutzt werden (Berwanger & 

Kullmann, 2012; Bungartz, 2020; Diederichs, 2017). Das IIA (2009) führt dazu einen 

Katalog an möglichen beratenden Aktivitäten an. Grenzen würden sich dort ergeben, wo 

die Unabhängigkeit und Objektivität einer Internen Revision in ihrer prüfenden Rolle unver-

hältnismäßig eingeschränkt würde (Eulerich, 2018; Hunecke, 2001).  

 

Unterschiedliche Erwartungen der Ressortleitungen an die Internen Revisionen zeigen sich 

hinsichtlich der Durchführung begleitender Kontrollen. Sechs der zehn Internen Revisionen 

aus dem Sample sind damit beauftragt, bei vier davon stellen sie einen wesentlichen Teil 

der Revisionstätigkeit dar. Die Beauftragung mit begleitenden Kontrollen kann aus der von 

Finz (2011) beschriebenen ursprünglichen Anforderung an eine Interne Revision in der 

Bundesverwaltung abgeleitet werden, die internen Kontrollen zu verbessern. Die Internen 

Revisionen setzten diese Anforderung durch eine operative Mitwirkung im Internen 

Kontrollsystem um. Sie werden nach dem Drei-Linien-Modell (IIA, 2020) in der ersten oder 

zweiten Linie tätig und übernehmen damit Überwachungsaufgaben, die originär dem 

Management zugeordnet sind. Daraus ergibt sich auch ein Hinweis darauf, dass die 

Ressortleitungen den Mehrwert, den eine Interne Revision für ein Ressort leistet, 

unterschiedlich bewerten und dass sie diese Bewertung nicht einheitlich nach dem Drei-

Linien-Modell (IIA, 2020) ausrichten. Eine Selbstgestaltung durch die Internen Revisionen 

kann insoweit festgestellt werden, als sie Anstrengungen unternehmen, die Durchführung 

effizienter zu gestalten, beispielsweise durch Nutzung möglicher Synergien mit prozess-

beteiligten Institutionen oder durch Einführung neuer Methoden zur Fallauswahl. 

 

Die Positionierung einer Internen Revision wird im vorgeschlagenen Modell der 

Bestimmungselemente (Abschnitt 4.5.) als weiterer, für ihre Rollenerfüllung im Risiko-

management maßgeblicher Faktor definiert. Die organisatorische Zuordnung soll einer 

Internen Revision eine möglichst effektive Erfüllung der Aufgabe der objektiven Bewertung 

und Mitwirkung an der Verbesserung des Risikomanagements, des Kontrollsystems und 

der Führungs- und Überwachungsprozesse ermöglichen (Eulerich, 2018). Dies erfordert 

es, sie mit weitgehenden Freiräumen und der notwendigen Legitimität gegenüber 

potenziell zu prüfenden Organisationseinheiten auszustatten (Eulerich, 2018). Eine sowohl 
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fachliche als auch disziplinarische Zuordnung möglichst nahe an der Ressortleitung 

entspricht diesen Anforderungen und kann sicherstellen, dass alle Bereiche des Ressorts 

einer Prüfung durch die Interne Revision unterliegen. Nach den Empfehlungen des IIA 

(2012a) sollte sie zumindest an die hierarchisch höchste Stelle im Management berichten. 

Dieser Empfehlung würde entsprochen, wenn sie in einem Ressort an ein General-

sekretariat berichtet, das nach den Bestimmungen des BMG allen Sektionen und 

nachgeordneten Dienststellen übergeordnet ist. Interessenskonflikte, die sich aus der 

organisatorischen Zuordnung ergeben können, wären damit auf die Ebene des General-

sekretariats reduziert. Dies wäre mit der im erwerbswirtschaftlichen Sektor mehrheitlich 

anzutreffenden Situation einer der Geschäftsleitung zugeordneten Internen Revision 

(Eulerich, 2018; Peemöller & Kregel, 2014) vergleichbar.  

 

In den Ressorts des Sample sind die Internen Revisionen organisatorisch den Ressort-

leitungen, den Generalsekretariaten und in zwei Fällen den Präsidialsektionen zugeordnet 

(Abschnitt 6.3.). Interessant erscheint in diesem Zusammenhang, dass Interne Revisionen, 

die der Ressortleitung oder dem Generalsekretariat organisatorisch zugeordnet sind, eher 

Prüfungen der Zukunftssicherung (Lück, 2001a) durchführen als Interne Revisionen, die 

einer Präsidialsektion zugeordnet sind. Dies weist auf Wechselwirkungen zwischen den 

Bestimmungselementen der Positionierung und der Rollenerwartungen hin. Eine möglichst 

hohe Positionierung der Internen Revision in der Hierarchie würde damit nicht nur das 

Spektrum ihrer Prüfungslandkarte erweitern, sondern auch die an sie gestellten Rollen-

erwartungen hinsichtlich der Art der durchzuführenden Prüfungen beeinflussen. Unter der 

Annahme, dass eine Ressortleitung und ein Generalsekretariat eine von einer Sektions-

leitung unterschiedliche Perspektive auf die Gesamtorganisation haben, wäre dies 

erklärbar. Eine nähere Untersuchung dieser Hypothese könnte Gegenstand einer weiteren 

Forschung sein. 

 

Die Kompetenzen einer Internen Revision sind das dritte Bestimmungselement, auf das in 

diesem Kapitel eingegangen wird. Die in Abschnitt 6.3. angeführten Ergebnisse bestätigen 

die aus der Literatur (z. B. DIIR, 2018a; Eulerich & Lenz, 2020b) hervorgehenden 

Erkenntnisse, wonach kompetente Interne Revisor*innen für die Leistungsfähigkeit und 

damit für das Image einer Internen Revision und das ihr entgegengebrachte Vertrauen 

bestimmend sind. Die Internen Revisionen im Sample sind, wie dies der Regelfall bei einer 

Internen Revision ist (Eulerich, 2018; Peemöller & Kregel, 2014), in ihrer prüfenden Rolle 

im Wesentlichen generalistisch ausgerichtet. Dadurch ergibt sich ein breites Spektrum an 

abzudeckenden fachlichen Themenbereichen. Die Internen Revisionen im Sample 

begegnen dieser Herausforderung mit Strategien bei der Personalauswahl, wie dies 

beispielsweise von Anderson et al. (2017) oder Schuh (2010) beschrieben wird. Eine 

Interne Revision nutzt die von Herold (2021) angesprochene Zusammenarbeit mit der 

ersten und zweiten Linie, um die fachliche Kompetenz sicher zu stellen. In allen Internen 

Revisionen des Sample kommt in diesem Zusammenhang der Weiterbildung eine zentrale 

Bedeutung zu. Sie wird entsprechend den Beiträgen in der Literatur (z. B. Anderson et al., 

2017; Eulerich, 2018; Herold, 2021) als grundlegende Anforderung angesehen, um die 

Kompetenzen aufrecht zu erhalten und auf Trends und künftige fachliche Heraus-
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forderungen zeitgerecht zu reagieren. Einer Ausbildung oder Weiterbildung im Risiko-

management legen die Internen Revisionen des Sample allerdings keine besondere 

Bedeutung bei. Dies geht konform mit den oben besprochenen geringen Anforderungen 

an die Internen Revisionen, Beratungsleistungen unmittelbar zum Risikomanagement zu 

erbringen. Ebenso ergibt sich für die Internen Revisionen aus der seitens der Ressort-

leitungen kaum geforderten, und von den Internen Revisionen großteils auch nicht befür-

worteten, Integration mit dem Risikomanagement kein besonderer Schwerpunkt auf eine 

Aus- und Weiterbildung auf diesem Gebiet. Die Internen Revisionen richten ihre 

Kompetenzen auf eine möglichst gute Abdeckung des breiten fachlichen Anforderungs-

spektrums aus und erweitern so ihre Fähigkeiten, Risikoprüfungen (Lück, 2001a) 

durchzuführen und, soweit dies von ihnen erwartet wird, Aufgaben in ihrer integrierenden 

Rolle wahrzunehmen.  

 

Dem Erfahrungswissen kommt innerhalb der Kompetenzen einer Internen Revision eine 

hohe Bedeutung zu (Anderson et al., 2017; Keck, 2011). Diesbezüglich besteht Einigkeit 

unter den Internen Revisionen des Sample. Trotzdem beruht ein Austausch von 

Erfahrungen zwischen den Internen Revisionen in der Bundesverwaltung derzeit im 

Wesentlichen nur auf persönlichen Kontakten von einzelnen Leiter*innen der Internen 

Revisionen. Ressortübergreifende Vernetzungen sollten nach Ansicht von Finz (2012) Teil 

der beruflichen Praxis sein. Sie könnten über einen Erfahrungsaustausch hinaus 

nutzbringend sein. Auf die Arbeit in einem derartigen Netzwerk geht beispielsweise das 

von Fellmann (2011) beschriebene, gemeinsam von den Revisionsleiter*innen in den 

Bundesministerien formulierte Selbstverständnis zur Internen Revision zurück. Die 

Forschungsergebnisse der vorliegenden Arbeit weisen deutlich auf einen Bedarf hin, 

ressortübergreifende Kommunikationsstrukturen wieder aufzubauen. Das im erwähnten 

Selbstverständnis zur Internen Revision (Fellmann, 2011) angeführte gemeinsame 

Arbeiten an Problemlösungen könnte in der vorliegenden Arbeit angesprochene Themen-

stellungen umfassen, beispielsweise das Finden eines gemeinsamen Zuganges zur 

integrierenden Rolle der Internen Revision im Governance-System. Es könnte auch bis hin 

zur Diskussion von Beiträgen zu einer von Schmid (2018) geforderten und in der Schweiz 

mittlerweile umgesetzten behördenübergreifenden Risikosteuerung gehen. Ein bundes-

weites Benchmarking der Wirksamkeit von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des 

Dienstbetriebes während der COVID-19-Pandemie, das auf Prüfungsergebnissen der 

Internen Revisionen in den einzelnen Ressorts aufbaut, wurde in einem Interview als 

konkretes Beispiel dafür genannt. 

 

Die Frage nach den Faktoren, die das Rollenverhalten der Internen Revisionen im Risiko-

management der österreichischen Bundesministerien bestimmen, kann zunächst mit 

einem Verweis auf das in der vorliegenden Arbeit vorgeschlagene Modell der 

Bestimmungselemente für die Rollen einer Internen Revision im Risikomanagement 

beantwortet werden. Drei darin angeführte Faktoren erweisen sich als besonders 

beachtenswert. Zunächst sind dies die Rollenerwartungen der Ressortleitungen. Sie 

definieren das Aufgabengebiet einer Internen Revision und stellen den Maßstab für den 

Mehrwert dar, den eine Interne Revision erbringt. Gleichzeitig räumen sie ihr Selbst-

gestaltungsmöglichkeiten ein. Die durchgeführte Untersuchung gibt Hinweise darauf, dass 
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die Ressortleitungen kaum Anforderungen an die Internen Revisionen stellen, an der 

Entwicklung eines ganzheitlichen, ressortweiten Risikomanagements beratend mitzu-

wirken. Ein weiterer gewichtiger Faktor ist die Positionierung einer Internen Revision in der 

Aufbauorganisation. Die Zuordnung an eine Stelle bestimmt ihren Aktionsradius und 

legitimiert ihr Handeln gegenüber jenen Organisationseinheiten, die dieser Stelle 

untergeordnet sind (Eulerich, 2018). Als geeignet stellt sich eine Zuordnung zur 

Ressortleitung als Stabsstelle oder zum Generalsekretariat dar. Interne Revisionen in 

dieser Positionierung befassen sich nach ersten Hinweisen eher mit dem Risiko-

management als Funktion zur Zukunftssicherung als die einer Sektion zugeordneten 

Internen Revisionen. Schließlich stellen sich die Kompetenzen einer Internen Revision als 

entscheidend für ihre Rollenerfüllung im Risikomanagement heraus. Sie zeigen eine hohe 

Abhängigkeit von den an eine Interne Revision gerichteten Rollenerwartungen und sind, 

wie dies bereits aus der Literatur (Eulerich & Lenz, 2020b; DIIR, 2018a) hervorgeht, ein 

wesentlicher Faktor für ihr Image und das ihr entgegengebrachte Vertrauen. Ein derzeit 

fehlendes Netzwerk der Leiter*innen der Internen Revisionen der Bundesministerien 

könnte zum Austausch von Erfahrungswissen beitragen und darüber hinaus Beiträge der 

Internen Revisionen zu einem ressortübergreifenden Risikomanagement leisten. 
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8. Zusammenfassung und Ausblick 

Nach der neuzeitlichen politischen Philosophie ist es Zweck des Staates, das Gemeinwohl 

zu gewährleisten (Rammstedt, 2020). Aufgrund der damit verbundenen Aufgabenvielfalt 

und der kontinuierlichen Änderung des Staatsverständnisses (Kaufmann, 1996; Nitschke, 

2000), ist diese Aufgabenstellung mit einem breiten Risikoportfolio verbunden (Smith & 

Toft, 1998). Der Staat hat nicht nur institutionelle Risiken zu bewältigen, die sich aus dem 

Ziel einer effizienten und effektiven Organisation der öffentlichen Verwaltung ergeben 

(Budäus & Hilgers, 2009; Theuermann, 2018). Er wird vor allem als Eigner von 

gesellschaftlichen Risiken angesehen, die einem Verursacher nicht mehr zurechenbar sind 

und transnationale Wirkungen auf Gesellschaftssysteme haben können (Budäus & Hilgers, 

2009; Renn et al., 2007). Nicht zuletzt hat der Staat auch Systemrisiken zu tragen, die mit 

der Aufrechterhaltung der rechtlichen und sozialen Sicherheit des gesellschaftlichen 

Kollektivs verbunden sind (Budäus & Hilgers, 2009). Im heutigen Steuerungsstaat löst die 

Vorsorge für diese Risiken das traditionell kompensierende Handeln des Staates immer 

mehr ab (Kaufmann, 1996; Preuß 1996).  

 

Das Risikomanagement ist als Teil des Führungs- und Steuerungssystems konzipiert 

(Diederichs, 2017; Illetschko et al., 2014) und kann mit einem vorausschauenden und 

systematischen Vorgehen die Vorsorge durch den Staat unterstützen. Trotzdem ergibt eine 

Bestandsaufnahme der Literatur, dass nur wenige Staaten wie die Schweiz die im 

erwerbswirtschaftlichen Sektor entwickelten Standards für das Management von Risiken 

auf ihre staatlichen Verwaltungen übertragen haben (Hirsch et al., 2020; Offerhaus, 2009). 

Auch in der österreichischen Bundesverwaltung ist ein ressortweit institutionalisiertes 

Risikomanagement die Ausnahme (Schuh, 2014). Von verschiedener Seite wird daher ein 

Aufholbedarf der österreichischen Bundesministerien im Risikomanagement festgestellt 

(z. B. Rechnungshof Österreich, 2020; Theuermann et al., 2017).  

 

Gleich dem Risikomanagement wird die Interne Revision als Teil des Führungs- und 

Überwachungssystems einer Organisation verstanden (Freidank & Pasternack, 2011; 

Welge & Eulerich, 2014). Ihre Kernleistungen bestehen in der objektiven Prüfung und 

Beratung aller Bereiche einer Organisation (Egner, 2011). Innerhalb dieses Aufgaben-

bereiches bewertet sie nach ihren internationalen Berufsgrundlagen die Effektivität des 

Risikomanagements und wirkt an dessen Verbesserung mit (DIIR, 2019). Dies gilt 

gleichermaßen für den erwerbswirtschaftlichen wie für den staatlichen Sektor (Fellmann, 

2011; IIA, 2012b, 2019b). Im staatlichen Sektor unterliegt die Revisionsarbeit allerdings 

Besonderheiten (Dieterle, 2018b; IIA, 2015, 2019b), die sich beispielsweise aus der 

Governance als Modell zur Staatsführung oder aus dem Umfeld des politisch-

administrativen Systems ergeben.  

 

In den letzten Jahren weist die Fachwelt verstärkt auf die Vorteile der Integration von 

Governance-Funktionen hin (Eulerich 2016, 2018; Schubiger et al., 2021). Auch das 

Zusammenwirken von Interner Revision und Risikomanagement ist Thema einer sich 

verändernden Diskussion. So schlägt das IIA im Jahr 2009 noch eine Gestaltung der Rolle 

der Internen Revision im Risikomanagement vor, die von Prüfungsleistungen ausgeht und 
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Beratungsleistungen einbezieht, ein weitergehendes Engagement aber vermeidet. Im Jahr 

2020 halten das DIIR und die RMA bereits alle Formen der Integration bis hin zu einer 

verantwortlichen Leitung des Risikomanagements durch die Interne Revision für möglich. 

Konstante in der Diskussion bleibt die Wahrung der Unabhängigkeit und Objektivität der 

Internen Revision (DIIR & RMA, 2020; IIA, 2009). Die Erwartungen der obersten Leitung 

einer Organisation werden den Ausschlag dafür geben, welche Rolle die Interne Revision 

im Risikomanagement schließlich wahrnehmen soll (DIIR & RMA, 2020; IIARF, 2011). 

Einer Internen Revision sind jedoch nach den Beiträgen von Dreitzel (1980) zur Rollen-

theorie Gestaltungsräume bei der Erfüllung der an sie gerichteten Rollenerwartungen 

eingeräumt. Innerhalb der ihr anvertrauten Gestaltungsräume muss sich eine Interne 

Revision positionieren (Risak, 2004), auch hinsichtlich ihrer Rolle im Risikomanagement.  

 

Nur wenige Forschungsbeiträge befassen sich bisher mit den Rollen der Internen Revision 

im Risikomanagement (Carcello et al., 2020) und bezogen auf den staatlichen Sektor ist 

die Anzahl der wissenschaftlichen Beiträge noch weiter eingeschränkt. Für den staatlichen 

Sektor in Österreich war bis zur Erstellung der vorliegenden Arbeit keine diesbezügliche 

Studie bekannt. Die vorliegende Arbeit greift diese Forschungslücke auf. Sie beschreibt die 

von den Internen Revisionen in der österreichischen Bundesverwaltung internalisierten 

Rollen im Risikomanagement und untersucht, welche Rahmenbedingungen für die 

Gestaltung dieser Rollen maßgeblich sind.  

 

Aus einer Bestandsaufnahme der Literatur wird zunächst ein „Modell der Bestimmungs-

elemente für die Rollen einer Internen Revision im Risikomanagement“ abgeleitet. Es 

systematisiert Faktoren, welche die Ausgestaltung des Risikomanagements und der 

Internen Revision, und damit auch die von einer Internen Revision im Risikomanagement 

wahrgenommenen Rollen, beeinflussen können. Diese Rollen werden im Modell in eine 

prüfende, eine beratende und eine integrierende Rolle kategorisiert. Das Modell hat auch 

die Forschung im Feld strukturiert. In einer vergleichenden Fallstudie wurden in zehn 

Bundesministerien leitende Funktionär*innen Interner Revisionen in zehn Interviews 

befragt und die Geschäftseinteilungen dieser Bundesministerien wurden analysiert. Die 

Auswertung des Untersuchungsmaterials erfolgte mit einer inhaltlich strukturierenden 

qualitativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2018).  

 

Die Untersuchung zeigt eine Bandbreite von Ausgestaltungen des Risikomanagements in 

den österreichischen Bundesministerien. Am einen Ende steht ein in Einzelfällen an 

zentraler Stelle institutionalisiertes Risikomanagement, das jedoch noch nicht voll in das 

Führungs- und Steuerungssystem integriert ist. Am anderen Ende befindet sich die 

Mehrheit der Ressorts, die fachspezifische Risiken in der fachlichen Linie und fach-

bereichsübergreifende Risiken mit Hilfe besonderer Funktionen wie einem Budget-

controlling oder einem Compliance Management steuert. Zwischen diesen Endpunkten 

sind einzelne unterschiedlich entwickelte Ansätze zur Institutionalisierung und Integration 

eines Risikomanagements in das Führungs- und Steuerungssystem der jeweiligen 

Ressorts zu finden. Ein ressortübergreifendes und somit bundesweites Management von 

Risiken ist nur hinsichtlich weniger Risikokategorien, beispielsweise Budgetrisiken oder 

Sicherheitsrisiken, feststellbar. Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit weisen weiters 
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darauf hin, dass eine Entwicklung des Risikomanagements durch eine hohe Personen-

zentriertheit des Themas und nur geringe Nutzenerwartungen gehemmt wird. 

 

Hinsichtlich der von den Internen Revisionen im Risikomanagement internalisierten Rollen 

zeigen die Untersuchungsergebnisse, dass alle Internen Revisionen im Sample eine 

prüfende Rolle erfüllen. Diese umfasst jedoch nicht immer eine von Lück (2001a) als 

Prüfung der Zukunftssicherung bezeichnete zukunftsgerichtete Prüfung, die auch die 

Funktionsfähigkeit des Risikomanagements bewertet. Alle Internen Revisionen im Sample 

nehmen gleichzeitig mit ihrer prüfenden auch eine beratende Rolle im Risikomanagement 

wahr. Neben einer grundsätzlich beratenden Durchführung von Prüfungen stellen sie 

ebenso ihre Expertise zu meist konkreten Einzelsachverhalten zur Verfügung. In wenigen 

Ressorts erbringt die Interne Revision darüber hinausgehende Beratungsleistungen und 

sieht sich als treibende Kraft in der Entwicklung des Risikomanagements. Aus einer weiten 

Perspektive auf das Risikomanagement, die das gesamte Überwachungssystem ein-

bezieht (DIIR, 2018b), kann bei der deutlichen Mehrheit der Internen Revisionen im Sample 

die Wahrnehmung einer integrierenden Rolle im Risikomanagement festgestellt werden. 

Diese Rolle erfüllen die Internen Revisionen in Form von begleitenden Kontrollen, die dem 

Internen Kontrollsystem zugerechnet werden können, oder in Form einer verantwortlichen 

Übernahme von Aufgaben im Compliance Management. Einer fakultativen Wahrnehmung 

der Verantwortung für ein ressortweites Risikomanagement stehen die Internen 

Revisionen differenziert gegenüber. Die knappe Mehrheit würde eine derartige Option mit 

Hinweis auf den Vorrang einer objektiven und unabhängigen Prüfung des Risikomanage-

ments nicht befürworten. 

 

Die Untersuchung der Rahmenbedingungen für die Rollenerfüllung der Internen 

Revisionen im Risikomanagement erfolgt anhand des in der vorliegenden Arbeit 

konzipierten Modells der Bestimmungselemente. Von den darin angeordneten 

beeinflussenden Faktoren werden drei in einer Diskussion näher betrachtet. Der erste 

davon sind die Rollenerwartungen der jeweiligen Ressortleitung. Die Untersuchung gibt 

Hinweise darauf, dass die Ressortleitungen kaum Anforderungen an die Internen 

Revisionen hinsichtlich einer beratenden Mitwirkung an der Entwicklung eines 

gesamthaften, ressortweiten Risikomanagements stellen. Dies überrascht angesichts des 

als eher gering einzustufenden Entwicklungsstandes des Risikomanagements in der über-

wiegenden Anzahl der Ressorts im Sample. Der zweite diskutierte Faktor ist die 

Positionierung der Internen Revisionen in den Aufbauorganisationen der Ressorts. Die 

Untersuchungsergebnisse weisen darauf hin, dass sich Interne Revisionen, die der 

Ressortleitung oder dem Generalsekretariat zugeordnet sind, eher mit der Zukunfts-

orientierung und mit Prüfungen der Funktionsfähigkeit des Risikomanagements befassen 

als Interne Revisionen, die einer Sektion zugeordneten sind. Als dritter das Rollenverhalten 

bestimmender Faktor werden die Kompetenzen einer Internen Revision diskutiert. Sie 

zeigen hinsichtlich des Risikomanagements einen deutlichen Zusammenhang mit den 

Rollenerwartungen der Ressortleitungen. Generell bestätigen sich die bisherigen 

Erkenntnisse, nach denen die Kompetenzen einer Internen Revision ein entscheidender 

Faktor für ihr Image und das ihr entgegengebrachte Vertrauen sind.  
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Die Untersuchungsergebnisse der vorliegenden Arbeit sind für die Praxis insoweit relevant, 

als sie Beiträge der Internen Revisionen zum Risikomanagement in den Ressorts und 

damit einen von ihnen generierten Mehrwert aufzeigen. Dies kann als Gegengewicht zu 

ihrer meist schwachen rechtlichen Verankerung (Fellmann, 2011) dienen. Für die Rollen-

erfüllung der Internen Revisionen im Risikomanagement maßgebliche Bestimmungs-

faktoren werden aufgezeigt und diskutiert. Daraus ergeben sich mögliche Ansatzpunkte für 

weitere Wertbeiträge der Internen Revisionen im Risikomanagement. Schließlich sollte der 

aus den Forschungsergebnissen der vorliegenden Arbeit hervorgehende Bedarf an einem 

institutionalisierten fachlichen Austausch der Revisionsleitungen in der Bundesverwaltung 

einen Anstoß für die Reaktivierung eines alle Ressorts umspannenden Netzwerks geben.  

 

Der Erkenntnisfortschritt durch die vorliegende Arbeit liegt zunächst in einer Verringerung 

der Forschungslücke zum untersuchten Thema. Soweit dies ersichtlich ist, hat sich bislang 

keine Studie mit den Rollen beschäftigt, die Interne Revisionen der österreichischen 

Bundesverwaltung im Risikomanagement wahrnehmen. Die vorliegende Arbeit erfasst 

zehn der derzeit 12 in der Bundesverwaltung eingerichteten Internen Revisionen und kann 

daher einen repräsentativen Überblick zu diesem Forschungsthema geben. Weiters 

systematisiert das im Rahmen der vorliegenden Arbeit konzipierte Modell der Bestim-

mungselemente die aus den bisherigen Erkenntnissen hervorgehenden Einflussfaktoren 

auf die Rollen einer Internen Revision im Risikomanagement. Dieses Modell kann als 

Orientierungshilfe für künftige Forschungen dienen. In Bezug auf das Risikomanagement 

gibt die durchgeführte Forschungsarbeit einen Überblick über die Ausgestaltungen in der 

Bundesverwaltung und aktualisiert so den Kenntnisstand dazu. 

 

Die in der vorliegenden Arbeit durchgeführte Untersuchung unterlag Restriktionen, welche 

die erzielten Ergebnisse beeinflusst haben könnten. So konnten die Erwartungshaltungen 

der Ressortleitungen hinsichtlich der von den Internen Revisionen wahrzunehmenden 

Rollen im Risikomanagement nur aufgrund der mit Expert*innen aus den Internen 

Revisionen geführten Interviews und aus der Inhaltsanalyse der Geschäftseinteilungen 

bestimmt werden. Eine direkte Kontaktaufnahme mit den Ressortleitungen war in 

Anbetracht des als schwierig einzuschätzenden Zuganges und der eingeschränkten 

zeitlichen Ressourcen für die Erstellung der vorliegenden Arbeit nicht möglich. Trotz der 

durchgeführten Triangulation von Daten und Methoden durch Auswertung sowohl der 

Interviews als auch der Geschäftseinteilungen könnten sich die Erwartungen der Ressort-

leitungen bei einer unmittelbaren Befragung als abweichend darstellen. Gleiches gilt für die 

Erhebung der Ausgestaltung des Risikomanagements. Auch diesbezüglich konnte mit 

Verantwortlichen für das Risikomanagement kein direkter Kontakt hergestellt werden. 

Angesichts der in der vorliegenden Arbeit beschriebenen Bandbreite an Ausgestaltungen 

wäre dafür eine umfangreichere Datenerhebung erforderlich gewesen, was wiederum an 

den zeitlichen Ressourcen seine Grenzen fand. Die durchgeführte Triangulation versucht 

auch hinsichtlich dieser Einschränkung einen methodischen Ausgleich. Auf Wechsel-

wirkungen zwischen den Faktoren und Rollen, die im konzipierten Modell der Bestim-

mungselemente bestehen, wird in der vorliegenden Arbeit hingewiesen, sie konnten aber 

nicht näher untersucht werden. Diese Einschränkung ergab sich aus dem Forschungsziel 

einer möglichst umfassenden Beschreibung der Rahmenbedingungen, die für das 
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Rollenverhalten der Internen Revisionen im Risikomanagement maßgeblich sind. Eine 

Detaillierung auf Wechselwirkungen zwischen den Rahmenbedingungen und Rollen wäre 

über dieses Forschungsziel hinaus gegangen. Schließlich haben sich leitende 

Funktionär*innen Interner Revisionen von zehn der 12 Bundesministerien, in denen Interne 

Revisionen eingerichtet sind, als Interviewpartner*innen zur Verfügung gestellt. Aufgrund 

öffentlich zugänglicher Informationen wären sie leicht zu identifizieren. Um den 

Anforderungen an eine besondere Sorgfalt bei der Bekanntgabe qualitativer Daten (Data 

Sharing Work Group; 2015) zu entsprechen und ihre Anonymität zu wahren, werden bei 

der Darstellung der Auswertungsergebnisse keine Pseudonyme angeführt, sondern es 

wird auf das pseudonymisierte Beiheft verwiesen. Die Aussagekraft der Ergebnis-

darstellung und die Diskussion der Ergebnisse sollten dadurch nicht wesentlich leiden. Der 

pseudonymisierte Datenbestand zur vorliegenden Arbeit ist für eventuelle weitere 

Forschungszwecke an der Fachhochschule FH Campus Wien hinterlegt. 

 

Aus den dargestellten Restriktionen ergeben sich Hinweise für mögliche künftige 

Forschungsarbeiten. So könnten die Erwartungen der Ressortleitungen an die Internen 

Revisionen hinsichtlich ihrer Rollen im Risikomanagement unmittelbar bei den Ressort-

leitungen erhoben und den Ergebnissen der vorliegenden Arbeit gegenübergestellt 

werden. Übereinstimmungen und Divergenzen könnten zu weiteren, für die Entwicklung 

des Risikomanagements und die Rollenwahrnehmung der Internen Revisionen relevanten 

Erkenntnissen führen. Darüber hinaus wären weitere Forschungsanstrengungen zum 

Entwicklungsstand des Risikomanagements in der Bundesverwaltung notwendig. 

Fördernde und hemmende Faktoren wären näher zu bestimmen und Wege hin zu einem 

umfassenden, ressortweiten und in das Führungs- und Steuerungssystem integrierten 

Risikomanagement wären aufzuzeigen. Daraus könnten sich auch Anforderungen an 

künftige Rollen von Internen Revisionen im Governance-System eines Bundes-

ministeriums ergeben. Weiters könnte das in der vorliegenden Arbeit konzipierte Modell 

der Bestimmungselemente Gegenstand einer Forschungsarbeit sein, die es auf seine 

allgemeine Gültigkeit hin prüft und um eine Analyse der Wechselwirkungen zwischen den 

einzelnen Bestimmungselementen und Rollen ergänzt.  

 

Der Versuch, einen Ausblick auf die künftigen Rollen der Internen Revision im Risiko-

management der Bundesverwaltung zu geben, nimmt das in der vorliegenden Arbeit 

vorgeschlagene Modell der Bestimmungselementen zum Ausgangspunkt. Die Rollen-

erwartungen an die Interne Revision sind darin ein dominanter Faktor. Sie werden 

zunehmend von den Entwicklungen hin zu einem gesamtstaatlichen Risikomanagement 

geprägt sein. Ein in den einzelnen Ressorts eingerichtetes Risikomanagement, das sich 

an den im erwerbswirtschaftlichen Sektor erprobten und weiterentwickelten Standards 

anlehnt, könnte ein Etappenziel dieser Entwicklungen sein. Nachdem die österreichische 

Bundesverwaltung, wie auch aus der vorliegenden Arbeit hervorgeht, in diesem Bereich 

einen Aufholbedarf hat, könnten von der Internen Revision vermehrt dahingehende 

Beiträge erwartet werden. Die Internen Revisionen sollten diese Entwicklungen 

beobachten und in ihren Risikolandkarten berücksichtigen. Aus ihrer Gesamtperspektive 

auf das jeweilige Ressort können die Internen Revisionen das bestehende Führungs- und 

Steuerungssystem einschätzen. Innerhalb ihres Selbstgestaltungsraumes könnten sie ihre 
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Wertbeiträge auf eine dynamische Weiterentwicklung der Erfolgselemente des Risiko-

managements, des Risikobewusstseins, der Strukturen, Prozesse, und Instrumente, 

ausrichten. Dazu stehen ihnen nach Erkenntnissen der vorliegenden Arbeit eine prüfende, 

eine beratende und einer integrierende Rolle offen, die sie kumulierend wahrnehmen 

können. Eine der wesentlichen Grundlagen dafür, die hinter diesen Rollen stehenden 

Erwartungen zu erfüllen und die innerhalb dieser Rollen verfügbaren Selbstgestaltungs-

räume zu nutzen, sind ihre Kompetenzen. Die Internen Revisionen werden weiterhin 

gefordert sein, ihre Kompetenzen entsprechend den künftig an sie gerichteten 

Anforderungen und entsprechend ihrem Selbstverständnis auszubauen. Ein ressort-

übergreifendes Forum, in dem zwischen den Internen Revisionen Erfahrungswissen 

ausgetauscht und dieses Selbstverständnis diskutiert werden könnte, würde gerade in 

Bezug auf das noch weitgehend zu gestaltende Risikomanagement wertvolle Beiträge 

leisten. 
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Anhang 

Bundesministerien in Österreich 

Während der Durchführung der Forschungsarbeit waren in Österreich die in der Tabelle 

angeführten Bundesministerien eingerichtet (§ 1 BMG). Aus der Tabelle geht ebenso die 

Adresse der Website hervor, auf der die Geschäftseinteilung zu finden ist. 

 

Bundesministerium Geschäftseinteilung zu finden unter 

Bundeskanzleramt 
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzl
eramt/organisation-
bundeskanzleramt/geschaftseinteilung.html 

Bundesministerium für Kunst, Kultur, 
öffentlichen Dienst und Sport 

https://www.bmkoes.gv.at/Ministerium/Geschaeft
seinteilung.html 

Bundesministerium für europäische und 
internationale Angelegenheiten 

https://www.bmeia.gv.at/ministerium/geschaeftsei
nteilung/ 

Bundesministerium für Arbeit 
https://www.bma.gv.at/Ministerium/Organisation.
html 

Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung 

https://www.bmbwf.gv.at/Ministerium/GuP.html 

Bundesministerium für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort 

https://www.bmdw.gv.at/Ministerium/DasBMDW/
Gesch%C3%A4fts--und-Personaleinteilung.html 

Bundesministerium für Finanzen 
https://www.bmf.gv.at/ministerium/aufgaben-und-
organisation/zentralleitung.html 

Bundesministerium für Inneres https://www.bmi.gv.at/103/start.aspx 

Bundesministerium für Justiz 
https://www.bmj.gv.at/ministerium/organisation-
und-aufgaben/organisation.html 

Bundesministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie 

https://www.bmk.gv.at/ministerium/organisation/o
rganisation.html 

Bundesministerium für Landesverteidigung 
https://www.bundesheer.at/organisation/gliederun
g/images/ge_volltext_25032020.pdf 

Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus 

https://www.bmlrt.gv.at/ministerium/aufgaben-
struktur/geschaefts--und-personaleinteilung-des-
bundesministerium-fuer-landwirtschaft,-regionen-
und-tourismus.html 

Bundesministerium für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz 

https://www.sozialministerium.at/Ministerium/Org
anisation.html 
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Leitfaden Expert*inneninterview 

 

Allgemeine Daten 

Interviewpartnerin/Interviewpartner E_____ 

Funktion  

Datum, Uhrzeit ____.____.2021, ____:____ Uhr 

Modus 

☐ persönlich 

☐ Videokonferenz 

☐ Telefonkonferenz 

☐ _______________ 

 

 

Statistische Daten 

Anzahl der Bediensteten in der 

Internen Revision 
 

Erfahrung in der ausgeübten 

Funktion 

☐ 5 Jahre und mehr 

☐ weniger als 5 Jahre 
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Ausgestaltung von Interner Revision und Risikomanagement im Ressort 

1. 

Vorbemerkung: 

Ich habe das auf der Website des Ressorts veröffentlichte Organigramm und die 

Geschäftseinteilung durchgesehen und habe daher nur einen ersten Überblick über die 

Interne Revision im Ressort. 

 

Könnten Sie bitte die Interne Revision näher charakterisieren und dabei auf 

die Schwerpunkte des Tätigkeitsgebietes kurz eingehen? 
 

mögliche Ergänzungsfragen: 

An wen berichtet die Interne Revision? 

Wer genehmigt den Prüfungsplan der Internen Revision? 

Nach welchen Kriterien erfolgt die Prüfungsplanung? 

Welche Kategorien von Risiken werden dabei berücksichtigt? 

Woher kommen die Risikoinformationen? 

Wie weit werden Organisationseinheiten in die Prüfungsplanung einbezogen? 

Was sind die hauptsächlichen Prüfobjekte (Gebarungsfälle, Prozesse, Systeme, 

Projekte, …)? 

Auf welche Kriterien hin (Ordnungsmäßigkeit, Effektivität und Effizienz, …) 

sind die Revisionen hauptsächlich ausgerichtet? 

Könnten Sie dazu Beispiele anführen? 

Wie weit sind nachgeordnete Dienststellen von der Prüflandkarte umfasst? 

Wie weit ist die Interne Revision für Compliance-Angelegenheiten zuständig? 

Umfasst diese Zuständigkeit auch Deliktsrevisionen? 

Was ist in der Geschäftseinteilung unter der Aufgabe _________________ zu 

verstehen? 

Wie weit ist die Interne Revision auch beratend tätig? 

Welche Themen sind in der Beratung dominant? 

Wie weit erfolgt die Beratung in Form von formellen Revisionsaufträgen? 

Welche Aufgaben nimmt das in der Abteilung eingerichtete Referat 

________________ wahr? 

Wie weit erbringt die Interne Revision sonstige Leistungen, die nicht unter 

„Revision“ fallen? 

Wurden an die Interne Revision Erwartungen herangetragen, die auf die COVID-

19-Situation zurückgehen? 

Erwarten Sie diesbezüglich noch Aufträge an die Interne Revision? 

Wie weit ist die Interne Revision mit anderen Internen Revisionen vernetzt? 
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2. 

Vorbemerkung:  

Aus der Geschäftseinteilung und aus dem Organigramm ist ersichtlich, dass ein Risiko-

management im Ressort nicht institutionalisiert ist. Wenn man aber Risiko als eine 

mögliche Abweichung von Zielen definiert und Risikomanagement als einen strukturierten 

Umgang mit möglichen Abweichungen, so ist eine Art von Risikomanagement 

wahrscheinlich in jeder Organisation zu finden. 

 

Wie stellt sich der Umgang mit Risiken in seinen Strukturen, Prozessen und 

Instrumenten im Ressort dar? 
 

mögliche Ergänzungsfragen: 

Wie weit bestehen mit Abteilungen, die sich lt. Geschäftseinteilung mit Risiken 

befassen besondere Kommunikationsstrukturen? 

Sind sonstige Governance-Funktionen wie ein IKS, QM, Compliance-Management 

odgl. im Ressort eingerichtet? 

Gibt es zu diesen Funktionen besondere Kommunikationsstrukturen? 

Wie ist das Berichtswesen der verschiedenen Abteilungen im Ressort an die 

Ressortspitze betreffend Risiken organisiert (z. B. eine Abteilung erkennt anhand 

von einlangenden Beschwerden eine besondere Problemstellung)? 

Wie weit ist die Interne Revision in dieses Berichtswesen eingebunden? 

 

Rolle der Internen Revision im Risikomanagement des Ressorts 

3. 

Vorbemerkung: 

Rollen sind mit Erwartungshaltungen verbunden. Von der Internen Revision wird generell 

erwartet, dass ihre Tätigkeit zu einem erhöhten Risikobewusstsein in einer Organisation 

führt. 

 

Wie weit können Sie in den letzten Jahren Veränderungen im 

Risikobewusstsein im Ressort feststellen und inwieweit würden Sie diese 

Veränderungen auf die Tätigkeit der Internen Revision zurückführen? 
 

mögliche Ergänzungsfragen: 

Gibt es dafür konkrete Beispiele in Ihrem Ressort? 

 

4. 

Vorbemerkung: 

Der öffentlichen Verwaltung wird nachgesagt, übertrieben risikoavers zu agieren und 

Chancen nicht zu wahrzunehmen. 

 

Wie weit sehen Sie die Interne Revision als Hinweisgeber auf Chancen? 
 

mögliche Ergänzungsfrage: 

Könnten Sie Ihre Schilderung an einem konkreten Beispiel festmachen? 
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5. 

Vorbemerkung: 

In der Literatur wird die Rolle der Internen Revision als verantwortliche Funktion im 

Risikomanagement diskutiert, vor allem vor dem Hintergrund ihrer Unabhängigkeit.  

 

Wie würden Sie dazu stehen, wenn die Erwartung an die Interne Revision 

herangetragen würde, ein ressortweites Risikomanagement aufzubauen und 

verantwortlich zu betreiben? 
 

mögliche Ergänzungsfrage: 

Wie würden Sie das Problem der Unabhängigkeit im Fall von Revisionen des Risiko-

managementsystems lösen? 

 

6. 

Vorbemerkung: 

In meiner Arbeit strebe ich eine Typisierung der Internen Revisionen im Bund an. 

 

Wenn ich die momentane Rolle der Internen Revision in Ihrem Ressort in 

Hinblick auf ihre Beiträge zum Risikomanagement mit wenigen Worten 

beschreiben sollte. Was sollte ich dabei jedenfalls erwähnen? 

 

Rahmenbedingungen für die Interne Revision im Risikomanagement 

7. 

Vorbemerkung: 

Ich würde jetzt gerne auf die wesentlichen Faktoren zu sprechen kommen, welche den 

Handlungsspielraum der Internen Revision sowohl positiv als auch negativ beeinflussen, 

vor allem auch im Hinblick auf die Beiträge zum Umgang mit Risiken im Ressort. 

 

Was sind für die Interne Revision in Ihrem Ressort die wesentlichsten 

internen und externen Faktoren, welche die Gestaltungsmöglichkeiten für 

einen strukturierten Umgang mit Risiken bestimmen? 
 

mögliche Ergänzungsfragen: 

Wie weit beeinflusst aus Ihrer Erfahrung ein Wechsel im Top-Management 

(Minister*in, Generalsekretär*in, …) die Rolle der Internen Revision im 

Risikomanagement? 

Welchen Stellenwert hat der Kontakt mit wichtigen Anspruchsgruppen für die 

Beiträge der Internen Revision? 

Wen würden Sie als die wesentlichen Anspruchsgruppen betrachten? 

Welche Bedeutung hat die Ressourcenausstattung der Internen Revision in diesem 

Zusammenhang? 

Welche Kompetenzen benötigen die Revisorinnen und Revisoren, um Beiträge zum 

Risikomanagement leisten zu können? 

Was würden gesetzliche Regelungen zum Risikomanagement im Bund, wie wir sie 

zu großen Kapitalgesellschaften oder bei Banken finden, für die Interne Revision 

bedeuten? 
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Entwicklung und Ausblick 

8. 

Vorbemerkung: 

Für den öffentlichen Sektor wird eine Entwicklung des Risikomanagements prognostiziert, 

hin zu einem Status, den es im erwerbswirtschaftlichen Sektor oft schon erreicht hat. Dies 

könnte auch Auswirkungen auf die Rolle der Internen Revision haben. Wenn Sie für Ihr 

Ressort in die Zukunft schauen: 

 

Welche Veränderungen erwarten Sie in der Rolle der Internen Revision im 

Risikomanagement in den nächsten Jahren? 
 

mögliche Ergänzungsfragen: 

Was würden Sie als die wesentlichen Treiber dieser Veränderungen identifizieren? 

Wie würden Sie Richtung und Geschwindigkeit dieser Veränderungen beurteilen? 

 

 

Abschluss 

9. 

Vorbemerkung: 

Wir haben jetzt die aus meiner Sicht wesentlichsten Aspekte zu meinem Forschungsthema 

besprochen. Abschließend hätte ich noch eine für meine Forschung qualitätssichernde 

Frage: 

 

Wenn Sie an meiner Stelle das Thema bearbeiten würden: Welche Aspekte 

würden Sie zusätzlich zu den besprochenen berücksichtigen? 

 


